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Beginn der 11. Sitzung

Mittwoch, 27. April 2022, 09:00 Uhr

1. Mitteilungen und Genehmigung der Tagesordnung

[27.04.22 09:00:38, MGT]

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: ich begrüsse Sie zur heutigen Sitzung und habe Ihnen verschiedene 
Mitteilungen zu machen:

Neue Interpellationen

Es sind 12 neue Interpellationen eingegangen. 

Die Interpellationen Nr. 41, 44, 48, 49 und 51 werden mündlich beantwortet. 

Corona-Schutzkonzept

Es gibt keine Massnahmen mehr zum Schutz vor dem Coronavirus. Die Medienbank wird ebenfalls wieder den 
Medienschaffenden zur Verfügung stehen, entsprechend bitte ich Sie, diese Plätze nicht zu besetzen. 

Sauberkeit im Ratssaal

Nach der letzten Grossratssitzung im März gab es Beschwerden, dass der Saal hier einem Parlament 
unwürdig ausgesehen hat. Entsprechend möchte ich Sie bitten, Ihre Abfälle nicht einfach auf den Boden zu 
werfen, sondern in die dafür vorgesehenen Behältnisse zu entsorgen. Vielen Dank!

Abgabe persönliche Vorstösse

Da diesen Freitag schon das Geschäftsverzeichnis für die Mai-Sitzung verschickt wird, können darin nur 
persönliche Vorstösse abgedruckt werden, welche bis Morgen Donnerstag 12:00 Uhr beim Parlamentsdienst 
abgegeben werden. Nur Vorstösse welche im Geschäftsverzeichnis Mai gedruckt werden, können im Juni 
traktandiert werden. Die Folge davon ist, alle Vorstösse welche am 28.4. nach 12:00 Uhr abgegeben werden, 
kommen erst im September auf die Traktandenliste.

Tagesordnung

Das Ratsbüro beantragt Ihnen, das Traktandum 37 abzusetzen. Dabei handelt es sich um einen Bericht des 
Regierungsrates zum Anzug Beat Leuthardt und Konsorten betreffend stressfreie Innerstadt - für alle (ohne 
Doppelhaltestellen und ohne Tram-/Velo-Konflikte - dank cleveren Verkehrsmassnahmen) dieser wurde durch 
den Regierungsrat beantwortet. Der Grosse Rat hat jedoch am 12.02.2020 entschieden, den Anzug bei der 
UVEK stehen zu lassen. Entsprechend muss die UVEK darüber berichten.

Voten:  Beat Leuthardt (GAB)

Der Grosse Rat beschliesst

stillschweigend Traktandum 37 abzusetzen.

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: Grossrat Eric Weber beantragt die Traktandierung einer Resolution.

Der Entwurf wurde Ihnen aufgelegt.

Wir diskutieren jetzt nur, ob der Resolutionsentwurf auf die Tagesordnung zu setzen ist.

Die Redezeit beträgt dabei 5 Minuten. Am Schluss stimmen wir über die Traktandierung ab.

Wird der Resolutionsentwurf auf die Tagesordnung gesetzt, kommt er heute nach den neuen Interpellationen 
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zur Diskussion und zur Abstimmung.

Voten:  Eric Weber (fraktionslos)

Abstimmung

JA heisst Traktandieung, NEIN heisst keine Traktandierung

Ergebnis der Abstimmung

1 Ja, 85 Nein. [Abstimmung # 50, 27.04.22 09:14:23]

Der Grosse Rat beschliesst

keine Traktandierung der Resolution

Der Grosse Rat beschliesst

die Tagesordnung zu genehmigen.

2. Entgegennahme der neuen Geschäfte

[27.04.22 09:16:00, ENG]

Zuweisungen

Der Grosse Rat beschliesst

stillschweigend, die Zuweisungen gemäss Verzeichnis der neuen Geschäfte (Anhang B zu diesem Protokoll) 
zu genehmigen.

Kenntnisnahmen

Der Grosse Rat nimmt Kenntnis

von den im Geschäftsverzeichnis zur Kenntnisnahme beantragten Geschäften gemäss Anhang B zu diesem 
Protokoll.

3. Wahl eines Mitglieds des Erziehungsrates (Nachfolge Michela Seggiani, SP)

[27.04.22 09:16:00, WA1]

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: Ich beantrage Ihnen, die Wahlen bei den Traktanden 3 bis 4 offen 
durchzuführen, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen dazu gegeben sind, also nicht mehr Kandidaturen 
vorliegen, als Sitze zu vergeben sind. Selbstverständlich werden die Abstimmungen dann aber einzeln 
durchgeführt.

Für offene Wahlen braucht es die Zustimmung eines Zweidrittelmehrs, also doppelt so viele JA-Stimmen wie 
NEIN-Stimmen.

Abstimmung
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Durchführung offener Wahlen bei den Traktanden 3 bis 4 (Zweidrittelmehr)

JA heisst offene Wahl, NEIN heisst geheime Wahl.

Ergebnis der Abstimmung

82 Ja, 1 Nein. [Abstimmung # 51, 27.04.22 09:16:06]

Der Grosse Rat beschliesst

die Wahlen bei den Traktanden 3 - 4 offen durchzuführen, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen dazu 

gegeben sind.

Für die Wahl als Mitglied des Erziehungsrates

von der Fraktion SP vorgeschlagen wurde Soshya Kaufmann Crain

Abstimmung

Wahl von Mitglied des Erziehungsrates.

JA heisst Wahl, NEIN heisst Nichtwahl.

Ergebnis der Abstimmung

85 Ja, 1 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 52, 27.04.22 09:17:08]

Der Grosse Rat wählt

als Mitglied des Erziehungsrates Soshya Kaufmann Crain für den Rest der laufenden Amtsdauer.

Dieser Beschluss ist zu publizieren.

4. Bericht und Vorschlag der Wahlvorbereitungskommission zur Wahl einer Richterin
am Zivilgericht für den Rest der laufenden Amtsdauer 2022-2027

[27.04.22 09:17:31, WVKo, 21.5791.02, WVK]

Die Wahlvorbereitungskommission beantragt, Derya Wasmuth als Richterin am Zivilgericht für den Rest der 
laufenden Amtsdauer zu wählen.

Voten:  André Auderset, Präsident WVKo

Eine Diskussion findet gemäss § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung nicht statt.

Eintreten ist obligatorisch, Rückweisung wurde nicht beantragt.

Innerhalb der gesetzlichen Frist von vier Wochen gemäss § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung sind keine 
weiteren Wahlvorschläge eingegangen.

Gemäss den Bestimmungen in der Geschäftsordnung findet die Wahl geheim statt. Wenn nicht mehr 
Kandidatinnen oder Kandidaten vorgeschlagen sind, als gewählt werden können, kann der Grosse Rat mit 
zwei Dritteln der Stimmen offene Wahl beschliessen. Ich beantrage Ihnen Offene Wahl.

Abstimmung

JA heisst Wahl, NEIN heisst Nichtwahl.
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Ergebnis der Abstimmung 

85 Ja, 1 Nein. [Abstimmung # 53, 27.04.22 09:19:48] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

als Richterin am Zivilgericht wird Derya Wasmuth Rest der laufenden Amtsdauer gewählt: 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

  

 

 5. Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Bericht betreffend 
Kantonale Volksinitiative “Abschaffung des Präsidialdepartements und Reduktion 
der Anzahl der Mitglieder des Regierungsrats von 7 auf 5 Mitglieder” 

[27.04.22 09:20:00, JSSK, PD, 21.0091.03, BER] 

  

Die Justiz- Sicherheits- und Sportkommission beantragt, der Initiative keinen Gegenvorschlag 
gegenüberzustellen und die Initiative den Stimmberechtigten zur Verwerfung zu empfehlen. 

  

Voten:  Danielle Kaufmann, Präsidentin JSSK; Regierungspräsident Beat Jans, Vorsteher PD 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Beat K. Schaller (SVP); Regierungspräsident Beat Jans, Vorsteher PD 

  

Voten:  David Jenny (FDP) 

  

Pascal Messerli (SVP): beantragt Rückweisung an die JSSK. 

Voten:  Harald Friedl (GAB); Mahir Kabakci (SP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Pascal Messerli (SVP); Mahir Kabakci (SP) 

  

Voten:  Alex Ebi (LDP); David Wüest-Rudin (GLP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Pascal Messerli (SVP); David Wüest-Rudin (GLP); Thomas Widmer-Huber (die Mitte/EVP); Eric Weber 
(fraktionslos) 

  

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: spricht Eric Weber einen Ordnungsruf aus. 

  

Voten:  André Auderset (LDP) 

  

Zwischenfragen 

Voten:  Tim Cuénod (SP); André Auderset (LDP); David Jenny (FDP); André Auderset (LDP) 
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Voten:  Christian von Wartburg (SP); Joël Thüring (SVP); David Jenny (FDP); Daniel Albietz (die Mitte/EVP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Pascal Messerli (SVP); Daniel Albietz (die Mitte/EVP); Danielle Kaufmann, Präsidentin JSSK 

  

Abstimmung 

über die Rückweisung 

JA heisst Rückweisung an die JSSK, NEIN heisst keine Rückweisung 

  

Ergebnis der Abstimmung 

17 Ja, 70 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 54, 27.04.22 11:03:10] 

  

die Abstimmung wird wiederholt. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

16 Ja, 77 Nein. [Abstimmung # 55, 27.04.22 11:04:19] 

  

Der Grosse Rat 

tritt von Gesetz auf das Geschäft ein. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

Absatz mit dem Initiativtext 

Die Kommission beantragt, die Initiative den Stimmberechtigten ohne Gegenvorschlag zur Verwerfung zu 
empfehlen. 

  

Abstimmung 

JA heisst Empfehlung auf Annahme, NEIN heisst Empfehlung auf Verwerfung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

11 Ja, 74 Nein, 7 Enthaltungen. [Abstimmung # 56, 27.04.22 11:05:34] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

Die Initiative dem Stimmvolk zur Ablehnung zu empfehlen. 

  

Detailberatung 

Publikationsklausel 

  

 

 6. Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend 
Massnahmenprogramm zur Förderung der integrierten Versorgung im Kanton Basel-
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Stadt 2022-2025 sowie zum Zwischenbericht zur Finanzierung der Modellprojekte für 
die aufsuchende Angebote “Home Treatment bei High Utilizer” und “Home 
Treatment bei Übergangsbehandlung nach stationärer Behandlung” der 
Universitären Psychiatrischen Kliniken Basel (UPK) für die Jahre 2018, 2019 und 
2020 in Form einer Finanzhilfe 

[27.04.22 11:06:05, GSK, GD, 21.0414.02 18.0408.04, BER] 

  

Die Gesundheits- und Sozialkommission beantragt, auf das Geschäft einzutreten und der Beschlussvorlage 
zuzustimmen. 

  

Voten:  Oliver Bolliger, Präsident GSK; RR Lukas Engelberger, Vorsteher GD; Lydia Isler-Christ (LDP); Georg 
Mattmüller (SP); RR Lukas Engelberger, Vorsteher GD 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

1. Ausgabenbewilligung Fortführung aufsuchende Angebot 

2. Ausgabenbewilligung Testbetrieb Übergangspflege 

3. Ausgabenbewilligung Pilotprojekt integrierte Behandlung 

4. Kenntnisnahme der Finanzhilfe 

Publikations- und Referendumsklausel 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Antrag der Kommission, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

85 Ja, 1 Nein. [Abstimmung # 57, 27.04.22 11:36:31] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

1. Für die Fortführung der beiden aufsuchenden Angebote Home Treatment bei High Utilizer und Home 
Treatment bei Übergangsbehandlung nach stationärer Behandlung der Universitären Psychiatrischen Kliniken 
Basel (UPK) werden für die Jahre 2022 bis 2024 Ausgaben von Fr. 4’404’616 bewilligt. 

2. Für den Testbetrieb Übergangspflege im Adullam Pflegezentrum Basel werden für leistungsbezogene 
Finanzhilfen für die Jahre 2022 bis 2024 maximal Fr. 1’200’000 bewilligt. 

3. Für das Pilotprojekt zur integrierten Behandlung und Betreuung von geriatrischen multimorbiden 
Patientinnen und Patienten in der Universitären Altersmedizin Felix Platter (UAFP) wird für die Jahre 2023 bis 
2025 eine Ausgabe von Fr. 1’677’207 bewilligt. 

4. Der Grosse Rat nimmt den Zwischenbericht zur Finanzierung der Modellprojekte für die aufsuchenden 
Angebote (Home Treatment High Utilizer und Home Treatment bei Übergangsbehandlung nach stationärer 
Behandlung) der Universitären Psychiatrischen Kliniken (UPK) für die Jahre 2018, 2019 und 2020 in Form 
einer Finanzhilfe (18.0408) zur Kenntnis. 

  

Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er unterliegt dem Referendum. 
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 7. Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Siebter Bericht über die 
Leistungs-, Kosten- und Prämienentwicklung sowie die Massnahmen zur Dämpfung 
der Höhe der Gesundheitskosten gemäss § 67 Abs. 2 des Gesundheitsgesetzes 

[27.04.22 11:36:47, GSK, GD, 21.1475.02, BER] 

  

Die Gesundheits- und Sozialkommission beantragt, auf das Geschäft einzutreten und der Beschlussvorlage 
zuzustimmen. 

  

Voten:  Oliver Bolliger (GAB); RR Lukas Engelberger, Vorsteher GD; Pasqualine Gallacchi (die Mitte/EVP); 
Meanie Eberhard (SP) 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

Einziger Absatz 

Publikationsklausel 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Antrag der Kommission, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

86 Ja, 1 Nein. [Abstimmung # 58, 27.04.22 11:58:52] 

  

Der Grosse Rat 

Der Grosse Rat nimmt Kenntnis vom siebten Bericht über die Leistungs-, Kosten- und Prämienentwicklung 
sowie die Massnahmen zur Dämpfung der Höhe der Gesundheitskosten gemäss § 67 Abs. 2 des 
Gesundheitsgesetzes 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

  

Schluss der 11. Sitzung 

12:00 Uhr 

   

   

Beginn der 12. Sitzung 

Mittwoch, 27. April 2022, 15:00 Uhr 

  

  

Mitteilung 

Jo Vergeat, Grossratspräsidentin: Besuch auf der Zuschauertribüne 

Schön, dass wir wieder Schulklassen auf der Tribüne begrüssen können. Bei uns ist eine 9. Klasse der Sek St. 
Alban mit ihrem Lehrer Peter Senn zu Besuch. Die Klasse hat vorher im Rahmen eines Rathaus-Rundgangs 
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bereits Politisches und Historisches erfahren.  

Das Programm «Staatskunde live!» des Grossen Rates ist generell wieder angelaufen: Gestern waren sechs 
Klassen des Gymnasiums Münsterplatz hier; mehrere von Ihnen haben sich den Fragen der Jugendlichen 
gestellt; dafür vielen Dank.  

  

 

 19. Neue Interpellationen 

[27.04.22 15:01:29] 

  

 

  1. Interpellation Nr. 41 David Trachsel betreffend politisiert der Regierungsrat mit Swisslos-Geldern? 

[27.04.22 15:01:30, JSD, 22.5157, NIM] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

  

Voten:  RR Stephanie Eymann, Vorsteherin JSD; David Trachsel (SVP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5157 ist erledigt. 

  

 

  2. Interpellation Nr. 42 Beatrice Isler betreffend La Torre 

[27.04.22 15:05:45, BVD, 22.5163, NIS] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

  

 

  3. Interpellation Nr. 43 Michael Hug betreffend Untätigkeit des Regierungsrats gegen die laufenden 
Verschlechterungen der Postdienstleistungen 

[27.04.22 15:06:00, WSU, 22.5181, NIS] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

  

 

  4. Interpellation Nr. 44 Stefan Suter betreffend Vortritt an der Grenzacherstrasse 

[27.04.22 15:06:16, BVD, 22.5182, NIM] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

  

Voten:  RR Esther Keller, Vorsteherin BVD; Stefan Suter (SVP) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort teilweise befriedigt. 

Die Interpellation 22.5182 ist erledigt. 
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  5. Interpellation Nr. 45 Brigitte Kühne betreffend intensivere Nutzung der IWB-Holzkraftwerke um den 
Einsatz von Erdgas massiv zu reduzieren 

[27.04.22 15:08:22, WSU, 22.5183, NIS] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Brigitte Kühne GLP 

  

 

  6. Interpellation Nr. 46 Eric Weber betreffend möglicher Terror-Anschlag in Basel am 28. oder 29.August 
2022 - Heikler Zionistenkongress mit Staatspräsidenten in Basel 

[27.04.22 15:09:53, PD, 22.5186, NIS] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

  

Voten:  Eric Weber (fraktionslos) 

  

 

  7. Interpellation Nr. 47 Nicole Strahm-Lavanchy betreffend Vernehmlassung «Neue Mobilitätsstrategie» 
- «Basel unterwegs - klimafreundlich ans Ziel» 

[27.04.22 15:15:25, BVD, 22.5193, NIS] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

  

 

  8. Interpellation Nr. 48 Beat Leuthardt betreffend behördliche Beeinflussung, Beeinträchtigung und 
Verunglimpfung der aktuellen Referenden gegen den Abbau der Rechte in den Familiengärten? 

[27.04.22 15:15:43, BVD, 22.5196, NIM] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

  

Voten:  RR Esther Keller, Vorsteherin BVD; Beat Leuthardt (GAB) 

  

Der Interpellant erklärt sich von der Antwort nicht befriedigt. 

Die Interpellation 22.5196 ist erledigt. 

  

 

  9. Interpellation Nr. 49 Oliver Bolliger betreffend Entlastung von Armutsbetroffenen aufgrund hoher 
IWB-Rechnungen 

[27.04.22 15:22:53, WSU, 22.5199, NIM] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

  

Voten:  RR Kaspar Sutter, Vorsteher WSU; Oliver Bolliger (GAB) 
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Der Interpellant erklärt sich von der Antwort befriedigt. 

Die Interpellation 22.5199 ist erledigt. 

  

 

  10. Interpellation Nr. 50 Alexandra Dill betreffend “Abriss auf Vorrat” an der Spitalstrasse 51 / St. 
Johanns-Ring 19 

[27.04.22 15:30:41, BVD, 22.5205, NIS] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

  

 

  11. Interpellation Nr. 51 Daniela Stumpf betreffend Absagen für die Swissbau - das nächste Desaster bei 
der MCH Group? 

[27.04.22 15:30:44, WSU, 22.5206, NIM] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat sofort mündlich beantwortet. 

  

Voten:  RR Kaspar Sutter, Vorsteher WSU; Daniela Stumpf (SVP) 

  

Die Interpellantin erklärt sich von der Antwort befriedigt. 

Die Interpellation 22.5206 ist erledigt. 

  

 

  12. Interpellation Nr. 52 Salome Hofer betreffend Sommer 2022 im Hafenareal 

[27.04.22 15:37:48, WSU, 22.5207, NIS] 

  

Diese Interpellation wird vom Regierungsrat an der nächsten Sitzung schriftlich beantwortet. 

  

 

 8. Kantonalen Volksinitiative “Kinderbetreuung für Alle”. Bericht und Antrag des 
Regierungsrates für eine Verlängerung der Frist für die Berichterstattung an den 
Grossen Rat 

[27.04.22 15:38:02, ED, 21.0998.02, RZI] 

  

Der Regierungsrat beantragt, die Frist um sechs Monate, bis zum 12. November 2022, zu erstrecken. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

79 Ja, 0 Nein. [Abstimmung # 59, 27.04.22 15:39:28] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Abstimmung 
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JA heisst Zustimmung zum Antrag, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

Die Frist für die Berichterstattung des Regierungsrates an den Grossen Rat zur  

unformulierten Volksinitiative «Kinderbetreuung für alle» wird bis zum 12. November 2022 verlängert.  

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

  

 

 9. Bericht der Interparlamentarischen Geschäftsprüfungskommission der Universität 
Basel (IGPK Universität) zur Berichterstattung des Schweizerischen Tropen- und 
Public Health Instituts (Swiss TPH) zur Leistungsauftragsperiode 

[27.04.22 15:40:41, IGPK Univer-sität, ED, 21.1453.02, BER] 

  

Die IGPK Universität beantragt der Beschlussvorlage zuzustimmen. 

  

Voten:  Catherine Alioth (LDP); RR Conradin Cramer, Vorsteher ED 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

1. Kenntnisnahme 

2. Vorbehalt Zustimmung Partnerkanton 

Publikationsklausel 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Antrag der Kommission, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

Die Berichterstattung des Schweizerischen Tropen- und Public Health-Instituts (Swiss TPH) zur 
Leistungsperiode 2017–2020 wird gemäss § 18 Abs. 2 des Staatsvertrags über die gemeinsame Trägerschaft 
des Swiss TPH vom 10. November 2015 zur Kenntnis genommen. 

Dieser Beschluss gilt unter dem Vorbehalt der Zustimmung durch den Partnerkanton. 

Dieser Beschluss ist zu publizieren. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

80 Ja, 1 Nein. [Abstimmung # 60, 27.04.22 15:51:28] 

  

 

 10. Bericht der Wirtschafts- und Abgabekommission betreffend Ausgabenbewilligung 
für die Verlängerung der Leistungsvereinbarung mit der Basler Personenschifffahrt 
AG (BPG) für die Jahre 2022 bis 2023 und Gewährung eines nachrangigen, bedingt 
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rückzahlbaren Darlehens an die Basler Personenschifffahrt AG (BPG) für die Jahre 
2022 bis 2023 

[27.04.22 15:52:27, WAK, WSU, 22.0143.02, BER] 

  

Die Wirtschafts- und Abgabekommission beantragt, auf das Geschäft einzutreten und Staatsbeiträge in der 
Höhe von insgesamt Fr. 2‘812‘000 zu bewilligen. 

  

Voten:  Andrea Elisabeth Knellwolf (die Mitte/EVP); RR Kaspar Sutter, Vorsteher WSU; Joël Thüring (SVP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Tim Cuénod (SP); Joël Thüring (SVP) 

  

Voten:  Heidi Mück (GAB); Annina von Falkenstein (LDP); Nicole Amacher (SP); Beat Leuthardt (GAB); André 
Auderset (LDP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  Joël Thüring (SVP); André Auderset (LDP) 

  

Voten:  Pascal Pfister (SP) 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, auf das Geschäft einzutreten. 

  

Detailberatung 

Titel und Ingress 

1. Ausgabenbewilligung 

Alinea 1 

Alinea 2 

2. Erlass Rückzahlung Darlehen 

3. Umwidmung Aktien 

Publikations- und Referendumsklausel 

  

Schlussabstimmung 

JA heisst Zustimmung zum Antrag der Kommission, NEIN heisst Ablehnung. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

80 Ja, 9 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 61, 27.04.22 16:34:25] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

1. Für die Basler Personenschifffahrt AG (BPG) werden Ausgaben in Höhe von Fr. 2‘812‘000 bewilligt. Die 
Ausgaben verteilen sich wie folgt: 

- Fr. 1‘012‘000 (inkl. MWST) als Beitrag an die Betriebskosten der BPG für die Jahre 2022 und 2023,  

- Fr. 1‘800‘000 in Form eines unverzinslichen, bedingt rückzahlbaren nachrangigen Darlehens zum Ausgleich 
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von Fehlbeträgen als Folge der Betriebseinschränkungen aufgrund der COVID-19-Pandemie, zur Finanzierung 
von nicht verschiebbaren betrieblichen Ersatzinvestitionen sowie für einen finanziellen Handlungsspielraum für 
unvorhergesehene betriebliche Einschränkungen (Darlehen im Verwaltungsvermögen).  

2. Die Rückzahlung des Darlehens über Fr. 2’000’000 an die Basler Personenschifffahrt AG gemäss Beschluss 
des Grossen Rates vom 24. Juni 2020 wird erlassen.  

3. Die Aktien der BPG werden vom Finanzvermögen in das Verwaltungsvermögen umgewidmet.  

  

Dieser Beschluss ist zu publizieren. Er unterliegt dem Referendum. 

  

 

 11. Bericht der Bildungs- und Kulturkommission zur Petition P441 “Die GGG 
Stadtbibliothek Hirzbrunnen muss für Kinder und Jugendliche zugänglich bleiben” 

[27.04.22 16:34:43, BKK, 21.5759.02, PET] 

  

Die Bildungs- und Kulturkommission beantragt, die Petition als erledigt zu erklären. 

  

Voten:  Franziska Roth, Präsidentin BKK 

  

Der Grosse Rat 

tritt von Gesetzes wegen auf das Geschäft ein. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Petition als erledigt zu erklären. 

Die Petition P441 (21.5759) ist erledigt. 

  

 

 12. Bericht der Petitionskommission zur Petition P418 «Integrationspaket für Basel!» 

[27.04.22 16:36:20, PetKo, 20.5274.03, PET] 

  

Die Petitionskommission beantragt, die Petition als erledigt zu erklären. 

  

Voten:  Karin Sartorius, Präsidentin PetKo 

  

Der Grosse Rat 

tritt von Gesetzes wegen auf das Geschäft ein. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

  

stillschweigend, die Petition als erledigt zu erklären. 

Die Petition P418 (20.5274) ist erledigt. 
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 13. Bericht der Petitionskommission zur Petition P422 “Bäume pflanzen - jetzt!” 

[27.04.22 16:39:29, PetKo, 20.5408.03, PET] 

  

Die Petitionskommission beantragt, die Petition als erledigt zu erklären. 

  

Voten:  Andrea Strahm (Sprecherin der Petitionskommission); Tonja Zürcher (GAB); Brigitte Kühne GLP; Joël 
Thüring (SVP) 

  

Zwischenfrage 

Voten:  David Wüest-Rudin (GLP); Joël Thüring (SVP); Daniel Sägesser (SP); RR Esther Keller, Vorsteherin 
BVD 

  

Der Grosse Rat 

tritt von Gesetzes wegen auf das Geschäft ein. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Petition als erledigt zu erklären. 

Die Petition P422 (20.5408) ist erledigt. 

  

 

 14. Bericht der Petitionskommission zur Petition P424 «Weiterführung des Betriebs der 
Kindertankstelle Oekolampad während der Wintermonate 2020/21» 

[27.04.22 17:02:55, PetKo, 20.5436.03, PET] 

  

Die Petitionskommission beantragt, die Petition als erledigt zu erklären. 

  

Voten:  Pascal Pfister (Sprecher der Petitionskommission); Michelle Lachenmeier (GAB) 

  

Der Grosse Rat 

tritt von Gesetzes wegen auf das Geschäft ein. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Petition als erledigt zu erklären. 

Die Petition P424 (20.5436) ist erledigt. 

  

 

 15. Bericht der Petitionskommission zur Petition P436 “Geplante Baumfällungen in der 
mittleren Allee Margarethenstrasse” 

[27.04.22 17:05:35, PetKo, 21.5524.03, PET] 

  

Die Petitionskommission beantragt, die Petition als erledigt zu erklären. 
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Voten:  Andrea Strahm (Sprecherin der Petitionskommission) 

  

Der Grosse Rat 

tritt von Gesetzes wegen auf das Geschäft ein. 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

stillschweigend, die Petition als erledigt zu erklären. 

Die Petition P436 (21.5524) ist erledigt. 

  

 

 16. Bericht der Petitionskommission zur Petition P439 “Keine Durchseuchung der 
Kinder an Basler Schulen” 

[27.04.22 17:10:08, PetKo, 21.5650.03, PET] 

  

Die Petitionskommission beantragt, die Petition als erledigt zu erklären. 

  

Voten:  Pascal Pfister (Sprecher der Petitionskommission) 

  

Jenny Schweizer (SVP): Beantragt überweisung an den Regierungsrat zur Stellungnahme. 

  

Der Grosse Rat 

tritt von Gesetzes wegen auf das Geschäft ein. 

  

Abstimmung 

JA heisst Überweisung an den Regierungsrat zur Stellungnahme, Nein heisst für erledigt erklären. 

  

Ergebnis der Abstimmung 

11 Ja, 68 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 62, 27.04.22 17:19:24] 

  

Der Grosse Rat beschliesst 

die Petition als erledigt zu erklären. 

Die Petition P439 (21.5650) ist erledigt. 

  

 

 17. Bericht der Petitionskommission zur Petition P440 «Mülltrennung im öffentlichen 
Raum» 

[27.04.22 17:19:46, PetKo, 21.5756.02, PET] 

  

Die Petitionskommission beantragt, die Petition an den Regierungsrat zur Stellungnahme innert 6 Monaten zu 
überweisen. 

  

Voten:  Annina von Falkenstein (Sprecherin der Petitionskommission); Roger Stalder (SVP) 
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Der Grosse Rat

tritt von Gesetzes wegen auf das Geschäft ein.

Abstimmung

JA heisst Erledigt, NEIN heisst an RR zur Stellungnahme innert 6 Monaten gemäss Antrag PetKo

Ergebnis der Abstimmung

21 Ja, 56 Nein, 1 Enthaltung. [Abstimmung # 63, 27.04.22 17:24:42]

Der Grosse Rat beschliesst

die Petition P440 (21.5756) zur Stellungnahme innert sechs Monaten an den Regierungsrat zu 

überweisen.

18. Bericht der Petitionskommission zur Petition P442 “Keine oberirdische S-Bahn-
Doppelspur im Riehener Dorfzentrum”

[27.04.22 17:25:03, PetKo, 21.5819.02, PET]

Die Petitionskommission beantragt, die Petition zur abschliessenden Behandlung an den Regierungsrat zu 
überweisen.

Voten:  Nicole Strahm-Lavanchy (Sprecherin der Petitionskommission); Daniel Hettich (LDP); Thomas Widmer-
Huber (die Mitte/EVP); Felix Wehrli (SVP); David Wüest-Rudin (GLP)

Der Grosse Rat

tritt von Gesetzes wegen auf das Geschäft ein.

Der Grosse Rat beschliesst

stillschweigend, die Petition P442 (21.5819) zur abschliessenden Behandlung an den Regierungsrat zu 
überweisen.

20. Motionen 1 - 5

[27.04.22 17:51:36]

1. Motion Roger Stalder und Konsorten betreffend Mit- statt gegeneinander bei Demonstrationen

[27.04.22 17:51:36, 22.5077.01, NMN]

Der Regierungsrat ist nicht bereit, die Motion 22.5077 zur Stellungnahme entgegenzunehmen.

Voten:  Eric Weber (fraktionslos)
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Schluss der 12. Sitzung 

17:55 Uhr 

  

  

 Basel, 27. April 2022 

  

  

  

  
  

 

 Jo Vergeat 
Grossratspräsidentin 

Beat Flury 
I. Ratssekretär 
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Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Mitteilungen und Genehmigung der Tagesordnung

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) A
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) A
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) N
Daniela Stumpf (SVP) N
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) N
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) A
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Michelle Lachenmeier  (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Beat Leuthardt (GAB) A
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Beat von Wartburg (LDP) N
André Auderset (LDP) N
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) N
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 1 - - - - - - - 1
N Nein 85 25 12 14 11 9 8 6 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 13 5 5 1 - 1 - 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Wahl eines Mitglieds des Erziehungsrates (Nachfolge Michela Seggiani, SP)

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) A
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) A
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) A
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) A
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) A
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) J
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Michelle Lachenmeier  (GAB) A
Heidi Mück (GAB) J
Beat Leuthardt (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Beat von Wartburg (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 82 24 11 14 10 10 8 5 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 16 6 6 1 1 - - 2 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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offene Wahl

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Wahl eines Mitglieds des Erziehungsrates (Nachfolge Michela Seggiani, SP)

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) A
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) A
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) A
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) A
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) J
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Michelle Lachenmeier  (GAB) J
Heidi Mück (GAB) E
Beat Leuthardt (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Beat von Wartburg (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 85 25 12 14 11 10 8 5 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 1 - 1 - - - - - -
A Abwesend 12 5 4 1 - - - 2 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 53
27.04.2022 09:19:48

offene Wahl

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht und Vorschlag der Wahlvorbereitungskommission zur Wahl einer Richterin am
Zivilgericht für den Rest der laufenden Amtsdauer 2022-2027

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) A
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) A
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) J
Mahir Kabakci (SP) A
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Michelle Lachenmeier  (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Beat Leuthardt (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Beat von Wartburg (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) A
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) A
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

A

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) A
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 85 26 13 14 11 8 8 5 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 13 4 4 1 - 2 - 2 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 54
27.04.2022 11:03:10

Rückweisung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Bericht betreffend Kantonale
Volksinitiative "Abschaffung des Präsidialdepartements und Reduktion der Anzahl der
Mitglieder des Regierungsrats von 7 auf 5 Mitglieder"

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) A
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) E
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) A
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) N
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Michelle Lachenmeier  (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Beat Leuthardt (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Beat von Wartburg (LDP) N
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) A
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

N

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 17 - - 3 11 - - 2 1
N Nein 70 24 15 11 - 10 6 4 -
E Enthaltung 1 1 - - - - - - -
A Abwesend 11 5 2 1 - - 2 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 55
27.04.2022 11:04:19

Rückweisung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Bericht betreffend Kantonale
Volksinitiative "Abschaffung des Präsidialdepartements und Reduktion der Anzahl der
Mitglieder des Regierungsrats von 7 auf 5 Mitglieder"

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) N
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Michelle Lachenmeier  (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Beat Leuthardt (GAB) N
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Beat von Wartburg (LDP) N
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

N

Eric  Weber (fraktionslos) J
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 16 - - 2 11 - - 2 1
N Nein 77 28 15 12 - 10 8 4 -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 6 2 2 1 - - - 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 56
27.04.2022 11:05:34

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Justiz-, Sicherheits- und Sportkommission zum Bericht betreffend Kantonale
Volksinitiative "Abschaffung des Präsidialdepartements und Reduktion der Anzahl der
Mitglieder des Regierungsrats von 7 auf 5 Mitglieder"

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) E
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) N
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) E
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) N
Beatrice Messerli (GAB) N
Oliver Bolliger (GAB) N
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) E
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) N
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Michelle Lachenmeier  (GAB) N
Heidi Mück (GAB) N
Beat Leuthardt (GAB) A
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Beat von Wartburg (LDP) N
André Auderset (LDP) E
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) E
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

N

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) E
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) N
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 11 - - 1 10 - - - -
N Nein 74 28 14 11 - 10 8 3 -
E Enthaltung 7 - - 2 1 - - 3 1
A Abwesend 7 2 3 1 - - - 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 57
27.04.2022 11:36:31

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission zum Ratschlag betreffend
Massnahmenprogramm zur Förderung der integrierten Versorgung im Kanton Basel-Stadt
2022-2025 sowie zum Zwischenbericht zur Finanzierung der Modellprojekte für die
aufsuchende Angebote "Home Treatment bei High Utilizer" und "Home Treatment bei
Übergangsbehandlung nach stationärer Behandlung" der Universitären Psychiatrischen
Kliniken Basel (UPK) für die Jahre 2018, 2019 und 2020 in Form einer Finanzhilfe

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage



Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) A
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) A
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) J
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Michelle Lachenmeier  (GAB) A
Heidi Mück (GAB) J
Beat Leuthardt (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Beat von Wartburg (LDP) J
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) A
Stefan Suter (SVP) A
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 85 26 13 12 10 10 8 6 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 13 4 4 3 1 - - 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 58
27.04.2022 11:58:52

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Siebter Bericht über die Leistungs-,
Kosten- und Prämienentwicklung sowie die Massnahmen zur Dämpfung der Höhe der
Gesundheitskosten gemäss § 67 Abs. 2 des Gesundheitsgesetzes

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) A
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

A

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) J
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) J
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Michelle Lachenmeier  (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Beat Leuthardt (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Beat von Wartburg (LDP) J
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) A
Stefan Suter (SVP) A
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) A
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 86 28 15 12 10 8 8 5 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 12 2 2 3 1 2 - 2 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 59
27.04.2022 15:39:28

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Kantonalen Volksinitiative "Kinderbetreuung für Alle". Bericht und Antrag des Regierungsrates
für eine Verlängerung der Frist für die Berichterstattung an den Grossen Rat

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) A
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) A
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) A
Jessica Brandenburger (SP) J
Mahir Kabakci (SP) A
Salome Bessenich (SP) A

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Michelle Lachenmeier  (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Beat Leuthardt (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) A
Beat von Wartburg (LDP) J
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) A
Stefan Suter (SVP) A
Lorenz Amiet (SVP) A
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) A
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) A
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 79 23 13 12 9 9 8 5 -
N Nein 0 - - - - - - - -
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 20 7 4 3 2 1 - 2 1
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 60
27.04.2022 15:51:28

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Interparlamentarischen Geschäftsprüfungskommission der Universität Basel (IGPK
Universität) zur Berichterstattung des Schweizerischen Tropen- und Public Health Instituts
(Swiss TPH) zur Leistungsauftragsperiode

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) A
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) J
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) A
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) A
Jessica Brandenburger (SP) J
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) A

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Michelle Lachenmeier  (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Beat Leuthardt (GAB) A
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) A
Beat von Wartburg (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) A
Stefan Suter (SVP) A
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) A
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) A
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) J
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) J

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 80 22 12 13 10 10 8 5 -
N Nein 1 - - - - - - - 1
E Enthaltung 0 - - - - - - - -
A Abwesend 18 8 5 2 1 - - 2 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 61
27.04.2022 16:34:25

Schlussabstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Wirtschafts- und Abgabekommission betreffend Ausgabenbewilligung für die
Verlängerung der Leistungsvereinbarung mit der Basler Personenschifffahrt AG (BPG) für die
Jahre 2022 bis 2023 und Gewährung eines nachrangigen, bedingt rückzahlbaren Darlehens
an die Basler Personenschifffahrt AG (BPG) für die Jahre 2022 bis 2023

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) J
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) J
Tim Cuénod (SP) J
René Brigger (SP) J
Melanie Nussbaumer (SP) J
Melanie Eberhard (SP) J
Semseddin Yilmaz (SP) J
Raoul I. Furlano (LDP) J
Lydia Isler-Christ (LDP) J
Catherine Alioth (LDP) J
Michael Hug (LDP) J
Annina von Falkenstein (LDP) J
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) J
Oliver Thommen (GAB) J
Patrizia Bernasconi (GAB) J
Pascal Messerli (SVP) N
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) N
David Trachsel (SVP) N
Claudia Baumgartner (GLP) J
Tobias Christ (GLP) A
David Jenny (FDP) J
Erich Bucher (FDP) J
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) J
Nicole Amacher (SP) J
Alexandra Dill (SP) J
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) J
Daniel Sägesser (SP) J
Christian von Wartburg (SP) J
Pascal Pfister (SP) J

Claudio Miozzari (SP) J
Jean-Luc Perret (SP) J
Seyit Erdogan (SP) J
Stefan Wittlin (SP) J
Raffaela Hanauer (GAB) J
Raphael Fuhrer (GAB) J
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) J
Oliver Bolliger (GAB) J
Laurin Hoppler (GAB) J
Lea Wirz (GAB) J
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) J
Lukas Faesch (LDP) J
Joël Thüring (SVP) N
Beat K.  Schaller (SVP) E
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) N
David Wüest-Rudin (GLP) J
Brigitte Kühne (GLP) J
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) J
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) J
Georg Mattmüller (SP) J
Edibe Gölgeli (SP) J
Ivo Balmer (SP) J
Jessica Brandenburger (SP) J
Mahir Kabakci (SP) J
Salome Bessenich (SP) J

Beda Baumgartner (SP) J
Michela Seggiani (SP) J
Tonja Zürcher (GAB) J
Michelle Lachenmeier  (GAB) J
Heidi Mück (GAB) J
Beat Leuthardt (GAB) J
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) J
Beat von Wartburg (LDP) J
André Auderset (LDP) J
Alex Ebi (LDP) J
Stefan Suter (SVP) N
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) J
Johannes Sieber (GLP) J
Beat Braun (FDP) J
Mark Eichner (FDP) J
Balz Herter (die Mitte/EVP) J
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) N
Sasha Mazzotti (SP) J
Franziska Roth (SP) J
Daniel Hettich (LDP) J
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) J
Felix  Wehrli (SVP) N
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) N
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) A
Sandra Bothe (GLP) J
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) A

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 80 28 14 13 2 9 7 7 -
N Nein 9 - - - 8 - - - 1
E Enthaltung 1 - - - 1 - - - -
A Abwesend 9 2 3 2 - 1 1 - -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 62
27.04.2022 17:19:24

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Petitionskommission zur Petition P439 "Keine Durchseuchung der Kinder an Basler
Schulen"

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) N
René Brigger (SP) A
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) A
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) N
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

N

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) N
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) N
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) N
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) A
Oliver Bolliger (GAB) A
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) N
Philip Karger (LDP) A
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) N
Karin Sartorius (FDP) N
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

N

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) N
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) N
Salome Hofer (SP) N
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) N
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) N
Mahir Kabakci (SP) A
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) A
Michelle Lachenmeier  (GAB) N
Heidi Mück (GAB) A
Beat Leuthardt (GAB) A
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Beat von Wartburg (LDP) N
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) A
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

N

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) J
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) J
Andreas Zappalà (FDP) N
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

N

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) N
Sandra Bothe (GLP) A
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 11 - - - 11 - - - -
N Nein 68 26 8 12 - 9 7 6 -
E Enthaltung 1 - - - - - - - 1
A Abwesend 19 4 9 3 - 1 1 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1



Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt

Ratssekretariat
Nr 63
27.04.2022 17:24:42

Abstimmung

Ergebnis der Abstimmung

Geschäft Bericht der Petitionskommission zur Petition P440 «Mülltrennung im öffentlichen Raum»

Gegenstand / Antrag

Abstimmungsfrage

Lisa Mathys (SP) N
Barbara Heer (SP) A
Thomas Gander (SP) N
Tim Cuénod (SP) A
René Brigger (SP) N
Melanie Nussbaumer (SP) N
Melanie Eberhard (SP) N
Semseddin Yilmaz (SP) N
Raoul I. Furlano (LDP) N
Lydia Isler-Christ (LDP) N
Catherine Alioth (LDP) N
Michael Hug (LDP) N
Annina von Falkenstein (LDP) N
Jo Vergeat (GAB) P
Jérôme Thiriet (GAB) N
Oliver Thommen (GAB) N
Patrizia Bernasconi (GAB) A
Pascal Messerli (SVP) J
Gianna Hablützel-Bürki (SVP) J
David Trachsel (SVP) J
Claudia Baumgartner (GLP) N
Tobias Christ (GLP) N
David Jenny (FDP) N
Erich Bucher (FDP) N
Beatrice Isler (die Mitte/EVP) J
Franz-Xaver Leonhardt (die
Mitte/EVP)

J

Christoph Hochuli (die Mitte/EVP) A
Nicole Amacher (SP) N
Alexandra Dill (SP) N
Toya Krummenacher (SP) A
Danielle Kaufmann (SP) A
Daniel Sägesser (SP) N
Christian von Wartburg (SP) A
Pascal Pfister (SP) N

Claudio Miozzari (SP) N
Jean-Luc Perret (SP) N
Seyit Erdogan (SP) N
Stefan Wittlin (SP) N
Raffaela Hanauer (GAB) N
Raphael Fuhrer (GAB) N
Anina Ineichen (GAB) A
Beatrice Messerli (GAB) A
Oliver Bolliger (GAB) A
Laurin Hoppler (GAB) N
Lea Wirz (GAB) N
Jeremy Stephenson (LDP) A
Thomas Müry (LDP) J
Philip Karger (LDP) N
Lukas Faesch (LDP) N
Joël Thüring (SVP) J
Beat K.  Schaller (SVP) J
Daniela Stumpf (SVP) J
Roger Stalder (SVP) J
David Wüest-Rudin (GLP) N
Brigitte Kühne (GLP) N
Niggi Daniel Rechsteiner (GLP) N
Luca Urgese (FDP) J
Karin Sartorius (FDP) J
Andrea Elisabeth Knellwolf (die
Mitte/EVP)

J

Andrea Strahm  (die Mitte/EVP) J
Brigitte Gysin (die Mitte/EVP) J
Salome Hofer (SP) A
Georg Mattmüller (SP) N
Edibe Gölgeli (SP) A
Ivo Balmer (SP) N
Jessica Brandenburger (SP) N
Mahir Kabakci (SP) N
Salome Bessenich (SP) N

Beda Baumgartner (SP) N
Michela Seggiani (SP) N
Tonja Zürcher (GAB) N
Michelle Lachenmeier  (GAB) N
Heidi Mück (GAB) A
Beat Leuthardt (GAB) A
Fleur Weibel (GAB) A
Harald Friedl (GAB) N
Beat von Wartburg (LDP) N
André Auderset (LDP) A
Alex Ebi (LDP) N
Stefan Suter (SVP) J
Lorenz Amiet (SVP) J
Bülent Pekerman (GLP) N
Johannes Sieber (GLP) N
Beat Braun (FDP) N
Mark Eichner (FDP) A
Balz Herter (die Mitte/EVP) N
Pasqualine Gallacchi (die
Mitte/EVP)

J

Eric  Weber (fraktionslos) E
Sasha Mazzotti (SP) N
Franziska Roth (SP) N
Daniel Hettich (LDP) N
Nicole Strahm-Lavanchy (LDP) N
Felix  Wehrli (SVP) A
Jenny Schweizer-Hoffmann (SVP) A
Andreas Zappalà (FDP) J
Thomas Widmer-Huber (die
Mitte/EVP)

J

Daniel Albietz (die Mitte/EVP) J
Sandra Bothe (GLP) N
Marianne Hazenkamp-von Arx
(GAB)

A

Olivier Battaglia (LDP) N

Total SP GAB LDP SVP die
Mitte/EVP

GLP FDP fraktionslos

J Ja 21 - - 1 9 8 - 3 -
N Nein 56 23 9 12 - 1 8 3 -
E Enthaltung 1 - - - - - - - 1
A Abwesend 21 7 8 2 2 1 - 1 -
P Präsidium 1 1

Total 100 30 18 15 11 10 8 7 1
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Anhang B: Neue Geschäfte (Zuweisung) 
 

Direkt auf die Tagesordnung kommen Komm. Dep. Dokument 

1.  Zwischenbericht des Regierungsrates zu den Motionen Thomas Strahm 
und Konsorten betreffend Besteuerung des Eigenmietwerts ohne 
Berücksichtigung des Landwerts, Katja Christ und Konsorten betreffend 
Besteuerung des Eigenmietwerts: Berücksichtigung energetische 
Sanierung sowie Christophe Haller und Konsorten betreffend Besteuerung 
des Eigenmietwerts zu 60% des Marktwerts 

 FD 16.5164.04 
16.5166.04 
16.5168.04 

2.  Zwischenbericht des Regierungsrates zur Motion Jo Vergeat und 
Konsorten betreffend Einführung einer Klimafolgenabschätzung für 
klimarelevante Geschäfte im Grossen Rat 

 PD 19.5097.03 

3.  Schreiben des Ratsbüros zum Anzug Thomas Widmer-Huber und 
Konsorten betreffend eine verbesserte Kommunikation des Grossen Rates 
mit den Landgemeinden 

Ratsbüro  21.5104.02 

4.  Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Luca Urgese und 
Konsorten betreffend attraktives Steuerumfeld für Familien und Fachkräfte 

 FD 21.5794.02 

5.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Jörg Vitelli und Konsorten 
betreffend Aufwertung des Luftgässlein in Zusammenhang mit dem Bau 
des Kunstmuseumparkings 

 BVD 18.5108.03 

6.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Lisa Mathys und Konsorten 
betreffend finanzielles Risiko des IWB-Erdgas-Netzes 

 WSU 19.5401.02 

7.  Bericht der Interparlamentarischen Geschäftsprüfungskommission der 
Universität Basel (IGPK Universität) zur Berichterstattung des 
Schweizerischen Tropen- und Public Health Instituts (Swiss TPH) zur 
Leistungsauftragsperiode 2017–2020 Partnerschaftliches Geschäft 

IGPK Uni- 
versität 

ED 21.1453.02 

8.  Bericht der Wirtschafts- und Abgabekommission betreffend 
Ausgabenbewilligung für die Verlängerung der Leistungsvereinbarung mit 
der Basler Personenschifffahrt AG (BPG) für die Jahre 2022 bis 2023 und 
Gewährung eines nachrangigen, bedingt rückzahlbaren Darlehens an die 
Basler Personenschifffahrt AG (BPG) für die Jahre 2022 bis 2023 

WAK WSU 22.0143.02 

9.  Bericht der Petitionskommission zur Petition P422 betreffend "Bäume 
pflanzen - jetzt!" 

PetKo  20.5408.03 

10.  Bericht der Petitionskommission zur Petition P436 betreffend "Geplante 
Baumfällungen in der mittleren Allee Margarethenstrasse" 

PetKo  21.5524.03 

11.  Bericht der Petitionskommission zur Petition P439 betreffend "Keine 
Durchseuchung der Kinder an Basler Schulen" 

PetKo  21.5650.03 

12.  Bericht der Bildungs- und Kulturkommission zur Petition P441 betreffend 
"Die GGG Stadtbibliothek Hirzbrunnen muss für Kinder und Jugendliche 
zugänglich bleiben" 

BKK  21.5759.02 

13.  Bericht der Petitionskommission zur Petition P442 betreffend "Keine 
oberirdische S-Bahn-Doppelspur im Riehener Dorfzentrum" 

PetKo  21.5819.02 

14.  Bericht der Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Siebter Bericht 
über die Leistungs-, Kosten- und Prämienentwicklung sowie die 
Massnahmen zur Dämpfung der Höhe der Gesundheitskosten gemäss § 
67 Abs. 2 des Gesundheitsgesetzes 

GSK GD 21.1475.02 

15.  Schreiben des Regierungsrates zum Budgetpostulat für 2022 Raffaela 
Hanauer betreffend Präsidialdepartement, Dienststelle 320, 
Generalsekretariat, Sach- und Betriebsaufwand (Sachmittel für die Stellen 
für das Klimathema) 

 PD 21.5822.02 

16.  Schreiben des Regierungsrates zum Budgetpostulat für 2022 Pascal 
Pfister betreffend Präsidialdepartement, Dienststelle 350, Kantons- und 
Stadtentwicklung, Transferaufwand (Quartiertreffpunkt Iselin) 

 PD 21.5823.02 
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17.  Schreiben des Regierungsrates zum Budgetpostulat für 2022 Erich 
Bucher und Oliver Thommen betreffend Präsidialdepartement, Dienststelle 
350, Kantons- und Stadtentwicklung, Transferaufwand (Gundeldinger 
Koordination) 

 PD 21.5824.02 

18.  Schreiben des Regierungsrates zum Budgetpostulat für 2022 Catherine 
Alioth und Melanie Eberhard betreffend Präsidialdepartement, Dienststelle 
350, Kantons- und Stadtentwicklung, Transferaufwand (Ludotheken Bläsi 
und St. Johann) 

 PD 21.5828.02 

19.  Schreiben des Regierungsrates zum Budgetpostulat für 2022 Michelle 
Lachenmeier und Konsorten betreffend Erziehungsdepartement, 
Dienststelle 290, Jugend, Familie und Sport, Transferaufwand (Robi-
Spielaktionen, Kindertankstellen) 

 ED 21.5812.02 

20.  Schreiben des Regierungsrates zum Budgetpostulat für 2022 der 
Gesundheits- und Sozialkommission betreffend Gesundheitsdepartement, 
Dienststelle 730, Gesundheitsversorgung, Transferaufwand (Trägerschaft 
Palliativ-Woche) 

 GD 21.5827.02 

    

Überweisung an Kommissionen    

21.  Ratschlag betreffend Ausgabenbewilligung zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit am Knoten Grenzacherstrasse/Rankstrasse sowie zur 
Umgestaltung der Bushaltestellen Rankstrasse im Zuge von 
Sanierungsmassnahmen 

UVEK BVD 22.0167.01 

22.  Ratschlag Einführung eines elektronischen Logiernächtemanagements im 
Tourismus; Anpassung von § 35 des Gastgewerbegesetzes vom 
15. September 2004 (SG 563.100) 

WAK BVD 22.0168.01 

23.  Ratschlag zu einer Teilrevision des Gesetzes über die direkten Steuern 
vom 12. April 2000 (Steuergesetz, StG) betreffend Gemeindeinitiative 
Riehen «Entlastung von Familien» und Gegenvorschlag für eine 
Teilrevision des Steuergesetzes betreffend Steuerentlastungen der 
natürlichen Personen sowie Bericht des Regierungsrates zur Motion Mark 
Eichner und Konsorten betreffend bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und zum Anzug Balz Herter und Konsorten betreffend steuerlicher 
Abzug der im Kanton günstigsten Grundversicherungs-prämie  

WAK FD 21.0397.02 
19.5283.03 
20.5109.03 

24.  Ausgabenbericht «Soziale Städtepartnerschaft mit Abidjan/Yopougon für 
die Jahre 2021-2024» 

RegioKo PD 22.0113.01 

25.  Ausgabenbericht für Soziales Engagement von Basel-Stadt in Rumänien 
zu Gunsten der Roma-Bevölkerung für die Jahre 2022-2025 und 
Nachtragskredit für das Jahr 2022 

RegioKo PD 21.1683.01 

26.  Ratschlag betreffend Beschaffung von eTransportern für die Feuerwehr 
des Kantons Basel-Stadt 

JSSK JSD 22.0246.01 

27.  Ratschlag zu einem Gesetz über die Partizipation der Quartier-
bevölkerung (Partizipationsgesetz/ ParG), Bericht zur Motion Lisa Mathys 
und Konsorten betreffend Konkretisierung der "Mitwirkung durch die 
Quartierbevölkerung" auf Gesetzesebene, Bericht zum Anzug Beatrice 
Isler und Konsorten betreffend Mitwirkungsverfahren sowie Bericht zur 
Petition P379 "Der Zonenplan geht uns alle an. Wir wollen bei der 
Zonenplanrevision mitreden!" 

JSSK PD 21.0507.01 
18.5314.05 
17.5405.03 
18.5130.04 

28.  Petition P446 "Für attraktive Wohnmobilstellplätze im Kanton Basel-Stadt" PetKo  22.5167.01 

29.  Ausgabenbericht und Nachtragskredit für 2022 «Nothilfemassnahmen 
Ukraine» 

FKom PD 22.0305.01 

    

An den Parlamentsdienst zur späteren Traktandierung    

30.  Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Heidi Mück und 
Konsorten betreffend Verkürzung der Antragsfrist für Kundgebungen und 
Demonstrationen 

 JSD 21.5768.02 
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31.  Stellungnahme des Regierungsrates zur Motion Annina von Falkenstein 
und Konsorten betreffend Änderung der Kündigungsbestimmungen für 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des oberen Kaders aller dem 
Personalgesetz unterstellten Bereiche 

 FD 21.5766.02 

32.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Kerstin Wenk und Konsorten 
betreffend vereinfachter Verhandlungen von Leistungsaufträgen 

 FD 19.5587.02 

33.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Leonhard Burckhardt und 
Konsorten betreffend Legalisierung von Sans-Papiers nach dem Muster 
des Kantons Genf 

 JSD 17.5149.04 

34.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Michelle Lachenmeier und 
Konsorten betreffend Agogik im Alter: Stationäre Leistungen für 
behinderte Personen im AHV-Alter 

 WSU 19.5474.03 

35.  Motionen:    

 1. David Trachsel und Konsorten betreffend Aufsicht über Vergabe von 
Swisslos-Geldern 

  22.5160.01 

 2. David Jenny und Konsorten betreffend Anpassung des Gesetzes 
betreffend Einführung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung 
und Konkurs (EG SchKG) an das Gerichtsorganisationsgesetz (GOG) 

  22.5161.01 

 3. Andrea Strahm und Konsorten betreffend gelebter Baumschutz   22.5162.01 

 4. Joël Thüring und Konsorten betreffend «Karenzfrist für ehemalige 
Mitglieder des Regierungsrates» 

  22.5166.01 

 5. Tonja Zürcher und Konsorten betreffend graue Energie bei 
Baugesuchen berücksichtigen 

  22.5173.01 

 6. Patrizia Bernasconi und Konsorten betreffend gesetzliche Grundlage 
für Klimaverträglichkeit in Bebauungsplänen 

  22.5174.01 

 7. Franziska Roth und Alexandra Dill betreffend späterer Schulbeginn am 
Morgen für Schülerinnen und Schüler 

  22.5175.01 

 8. Pascal Pfister und Konsorten betreffend bessere Luftqualität an Basler 
Schulen im Winter 2022/23 

  22.5176.01 

 9. Salome Bessenich und Konsorten betreffend "Nachtrag Klima" zum 
Gestaltungskonzept Innenstadt 

  22.5177.01 

36.  Anzüge:    

 1. Pascal Messerli und Oliver Thommen betreffend Förderung des 
Baumbestands 

  22.5158.01 

 2. David Wüest-Rudin und Konsorten zur Sicherstellung einer 
Kompetenz- und Beratungsstelle für klimafreundliches Bauen 

  22.5168.01 

 3. Lea Wirz und Konsorten zur Sicherstellung der Möglichkeit zur 
Weiterverwendung bestehender Bau-Substanz während allen 
Planungsphasen 

  22.5169.01 

 4. Salome Bessenich und Konsorten betreffend Strategie Netto-Null in 
der Basler Bauwirtschaft 

  22.5170.01 

 5. Thomas Widmer-Huber und Konsorten zur Förderung der 
Suizidprävention im Kanton Basel-Stadt 

  22.5171.01 

 6. Franz-Xaver Leonhardt und Konsorten betreffend "Betonpiste 
Dreirosenbrücke" 

  22.5172.01 

 7. Eric Weber betreffend Steuererklärungsdoppel soll wieder beigelegt 
werden 

  22.5187.01 

 8. Eric Weber betreffend mehr Zeit für die Abgabe der Steuererklärung   22.5188.01 

 9. Eric Weber betreffend teures Porto für die Steuerverwaltung   22.5189.01 
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Kenntnisnahme    

37.  Rücktritt von Marianne Hazenkamp-von Arx als Mitglied des Grossen 
Rates per 30. April 2022 

  22.5185.01 

38.  Schreiben der Finanzkommission betreffend dringlicher Nachtragskredit 
betreffend Bewilligung von Ausgaben für die Lieferung von medizinischem 
Schutzmaterial an die Ukraine und benachbarte Staaten 

FKom GD 22.5165.01 

39.  Schreiben des Regierungsrates zum Anzug Martina Bernasconi und 
Konsorten betreffend Aufhebung des Kleinklassenverbots (stehen lassen) 

 ED 19.5264.03 

40.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Harald Friedl 
betreffend ökologische Bewirtschaftung der IBS-Immobilien 

 FD 21.5806.02 

41.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Lea Wirz 
betreffend Senkung des Treibhausgasausstosses von Gebäuden im 
Finanz- und Verwaltungsvermögen 

 FD 21.5807.02 

42.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Ivo Balmer 
betreffend laufende Testplanungen und sonstige planerische Abklärungen 
zu bestehenden Wohnliegenschaften 

 BVD 21.5846.02 

43.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Ivo Balmer 
betreffend den Mitwirkungsprozess KlybeckPlus 

 BVD 21.5845.02 

44.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Bülent 
Pekerman betreffend "Basel wie neu" der Mängelmelder 

 PD 21.5831.02 

45.  Bericht der Begnadigungskommission zu den Begnadigungsgesuchen Nr. 
1725 und Nr. 1726 

BegnKo   

46.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Joël Thüring 
betreffend «Entwicklung der Sozialhilfekosten aufgrund Zuwanderung von 
Wirtschaftsmigranten in die Schweiz» 

 WSU 22.5002.02 

47.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Luca Urgese 
betreffend Jahresobergrenze bei Freistellung zur Betreuung kranker 
Kinder durch Kantonsangestellte 

 FD 21.5844.02 

48.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Johannes Sieber 
betreffend Daten zu den Gesundheitskosten aufgrund der Diskriminierung 
von LGBTI-Personen am Arbeitsplatz 

 GD 22.5017.02 

49.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Andrea Strahm 
betreffend Differenzierung von Lohngleichheit-Analyse 

 FD 22.5008.02 

50.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Claudio Miozzari 
betreffend tiefe Abschlussquote 

 ED 22.5072.02 

51.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Claudio Miozzari 
betreffend Löhne von Personen in der Ausbildung 

 ED 22.5071.02 

52.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Daniel Sägesser 
betreffend Ausstattung von aktuellen Parkieranlagen-Projekten mit E-
Ladestationen 

 BVD 22.5042.02 

53.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Eric Weber 
betreffend dem Verhältnis von Basel zu EU 

 PD 22.5052.02 

54.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Eric Weber 
betreffend Erdbeben-sichere Orte in Basel 

 PD 22.5055.02 

55.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Eric Weber 
betreffend Tätigkeit vom RAV in Basel 

 WSU 22.5098.02 

56.  Schreiben des Regierungsrates zur Schriftlichen Anfrage Eric Weber 
betreffend wird Altpapier entsorgen nun was kosten? 

 BVD 22.5101.02 
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Anhang C: Neue Vorstösse 
 

 

Motionen 

 

 

1. Motion betreffend Aufsicht über Vergabe von Swisslos-Geldern 22.5160.01 
 

Der Basler Regierungsrat bekundet immer wieder mal Mühe mit den Geldern, welche über Geldspiele in den 
Swisslos-Fonds fliessen, korrekt umzugehen. So war auch die Vergabe in der Vergangenheit schon mehrfach 
Gegenstand von Vorwürfen, der Regierungsrat würde damit v.a. ihm genehme Vorhaben und Organisationen 
unterstützen. Ein aktuelles Beispiel betrifft dabei die nicht nachvollziehbare Vergabe von CHF 7000.- an die 
Organisation Sexuelle Gesundheit Schweiz. Doch auch weitere Vergabungen werfen politische und juristische 
Fragen auf. 

Um sowohl die Einhaltung bundesrechtlicher Leitlinien als auch die korrekte Anwendung der «Verordnung über die 
Verwendung von Geldern aus dem Swisslos-Fonds (Swisslos-Fonds-Verordnung)» zu gewährleisten, bitten wir den 
Regierungsrat eine gesetzliche Grundlage zu erarbeiten, welche sicherstellt: 

1. Dass dem Erfordernis der Gemeinnützigkeit oder der Wohltätigkeit bei allen Vergabungen Rechnung getragen 
wird. 

2. Dass gegen vom Regierungsrat entschiedene Vergabungen innert nützlicher Frist Beschwerde erhoben 
werden kann. 

3. Dass Vergabungen erst definitiv erfolgen, wenn die vorgenannte Frist ungenutzt verstrichen ist. 

4. Dass entsprechende Beschwerden von einer unabhängigen Stelle beurteilt werden.  

David Trachsel, Roger Stalder, Christoph Hochuli, Daniel Albietz, Pascal Messerli, Beat K. Schaller, 
Jenny Schweizer, Gianna Hablützel-Bürki, Felix Wehrli, Brigitte Gysin 

 

 

2. Motion betreffend Anpassung des Gesetzes betreffend Einführung des 
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (EG SchKG) an das 
Gerichtsorganisationsgesetz (GOG) 

22.5161.01 
 

Gemäss § 11 Abs. 1 des Gesetzes betreffend Einführung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs 
(SG 230.100) ist für das Nachlassverfahren gemäss Art. 293-332 SchKG das Dreiergericht als einzige Instanz 
zuständig. Für Begehren betreffend eine einvernehmliche private Schuldenbereinigung gemäss Art. 333 SchKG ist 
gemäss § 11 Abs. 2 EG SchKG der Einzelrichter als einzige Instanz zuständig. Generell legt das 
Gerichtsorganisationsgesetz (GOG) in § 71 Abs. 1 Ziff. 1 lit, b. fest, dass für alle summarischen Verfahren 
unabhängig vom Streitwert das Einzelgericht zuständig ist. Gemäss Art. 251 ZPO gilt das summarische Verfahren 
insbesondere für Entscheide, die vom Rechtsöffnungs-, Konkurs, Arrest- und Nachlassgericht getroffen werden, 
somit auch für Entscheide gemäss § 11 EG SchKG. Warum in Basel-Stadt für Entscheide im Nachlassverfahren das 
Dreiergericht (und nicht das Einzelgericht) zuständig sein soll, ist nicht ersichtlich (so ist beispielsweise auch im 
Kanton Basel-Landschaft die Zuständigkeit des Zivilkreisgerichtspräsidiums vorgesehen (§ 3 des BL 
Einführungsgesetzes zur Schweizerischen Zivilprozessordnung)). Nach Ansicht der Motionärinnen und Motionäre soll 
diese Sonderregelung aufgehoben und damit dem Zivilgericht eine bessere Ressourcenallokation ermöglicht werden. 
Eine Festlegung, dass für die einvernehmliche private Schuldenbereinigung der Einzelrichter (wie der veraltete 
Gesetzestext lautet) zuständig ist, ist unnötig, der Verweis vom § 6 EG SchKG auf das GOG führt sowieso zur 
Zuständigkeit des Einzelgerichtes. § 11 EG SchKG kann somit vollständig aufgehoben werden. 

Im Zuge der Vorbereitung der Aufhebung von § 11 EG SchKG kann auch geprüft werden, ob § 3 EG SchKG 
aufgehoben oder geändert werden soll. Diese Bestimmung lautet wie folgt: "In den Landgemeinden können die 
Gemeinderäte bei Pfändungen, Konkursen und Versteigerungen als Gehilfen des Betreibungs- und Konkursamtes 
verwendet werden". Dieser Beizug von Gemeinderäten scheint in der Praxis nicht mehr benötigt zu werden. Falls für 
allfällige Hilfeleistungen zu Gunsten des Betreibungs- und Konkursamtes die Landgemeinden noch immer benötigt 
werden, so ist eine zeitgemässe gesetzliche Grundlage zu schaffen. 

Die Motionärinnen und Motionäre fordern deshalb, dass der Regierungsrat den obigen Erwägungen entsprechende 
Änderungen des Gesetzes betreffend Einführung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs und 
allenfalls des Gerichtsorganisationsgesetzes innert zweier Jahre vorlegt. 

David Jenny, Jeremy Stephenson, Michelle Lachenmeier, Erich Bucher, Lukas Faesch, Joël Thüring, 
Daniel Albietz, Mark Eichner, Claudia Baumgartner, Danielle Kaufmann 
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3. Motion betreffend gelebter Baumschutz 22.5162.01 
 

In der Bevölkerung entsteht jeweils viel Unmut, wenn gesunde Bäume gefällt werden sollen. In letzter Zeit geschah 
dies im Rahmen von öffentlichen Bauvorhaben vermehrt aus rein «planerischen Gründen».   

Als Beispiele dienen die kürzlichen Fällungen am Wielandplatz, zuvor an der St. Albantor-Anlage oder bei der 
Margarethen. Am Wielandplatz wurden 13 grösstenteils gesunde Bäume gefällt. Es soll dort, in unmittelbarer Nähe 
zum «Begegnungsort» Schützenmattpark, ein weiterer «Begegnungsort» entstehen, und dazu wurden ausgerechnet 
schattenspendende, hohe Bäume gefällt. Das ist restlos unverständlich.  

Das kantonale Baumschutzgesetz (BschG) sieht für Fällungen eine Bewilligungspflicht vor und erlaubt sie gemäss § 
6 nur, wenn 

a) mit dem Fortbestand eines Baumes eine Gefahr verbunden ist,  

b) eine Fällung als Pflegemassnahme für den übrigen Baumbestand oder  

c) aus Gründen der Wohnhygiene geboten erscheint,  

d) in Würdigung des Interesses des Gesuchstellers das Festhalten am öffentlichen Interesse der Erhaltung des 
Baumes unverhältnismässig erscheint.  

Offensichtlich fühlt sich die Regierung bei öffentlichen Bauvorhaben nicht an diese Vorschriften gebunden, sondern 
stellt sich auf den Standpunkt, es reiche aus, Fällungen in den Vorlagen darzulegen und es dann Kommission und 
Parlament zu überlassen, die Fällungen zu genehmigen oder die Vorlage zurückzuweisen.  

Basis dazu ist § 13 BschG, der in Bezug auf öffentliche Bauvorhaben besagt: 

Müssen im Zusammenhang mit öffentlichen Bauvorhaben Bäume beseitigt werden, so sind deren Anzahl und Art 
sowie die vorgesehenen Ersatzpflanzungen in den entsprechenden Vorlagen darzulegen. 

In einer Vorlage unter vielen andern Themen und Aspekten auch noch die Baumfällungen unterzubringen und sich 
auf den Standpunkt zu stellen, das Parlament könne die Fällungen ja ablehnen, greift zu kurz. Wenn schon unzählige 
andere Parameter einer Vorlage durchdiskutiert worden sind und eine Vorlage endlich vor der Realisierung steht, 
wird sie ungerne zurückgewiesen. Deshalb gehen Baumfällungen immer wieder durch, wie die obgenannten 
Beispiele mit aller Deutlichkeit zeigen. 

Die Motion verlangt deshalb, dass die Regierung bereits bei der Ausarbeitung einer Vorlage Baumfällungen 
möglichst vermeidet und alte Baumbestände in die Planung einbezieht. Dies ist angesichts dessen, dass gerade 
ältere Bäume für das Klima äusserst wertvoll sind, unerlässlich. Grosse, gesunde Bäume dürfen nur dann gefällt 
werden, wenn dies absolut notwendig ist.  

Der Regierungsrat wird deshalb aufgefordert, eine Regelung vorzulegen, nach welcher bei öffentlichen Bauvorhaben, 
die Baumfällungen vorsehen, § 6 BschG analog gilt. Zudem ist bei demgemäss unvermeidlichen Fällungen gesunder 
Bäume zusätzlich zu prüfen, ob ein Baum nicht verpflanzt anstatt gefällt werden könnte und welches die 
diesbezüglichen Mehrkosten sind.  

Die Fällung eines gesunden Baumes darf nur als ultima ratio und bei klarem überwiegendem öffentlichen Interesse 
stattfinden. 

Andrea Strahm, Roger Stalder, Joël Thüring, Beat Braun, Oliver Thommen, Pascal Messerli, Harald 
Friedl, Pasqualine Gallacchi, Gianna Hablützel-Bürki 

 

 

4. Motion betreffend «Karenzfrist für ehemalige Mitglieder des Regierungsrates» 22.5166.01 
 

In der Vergangenheit war es gang und gäbe, dass ehemalige Mitglieder des Regierungsrates sehr kurz nach ihrem 
Ausscheiden aus dem Exekutivamt von ihren ehemaligen Kolleginnen und Kollegen in einen Verwaltungsrat oder ein 
anderes wichtiges Aufsichtsgremium gewählt wurden, bei welchem das Wahl- oder Entsendungsrecht beim 
Regierungsrat liegt.  

Aktuelle Beispiele sind Baschi Dürr, welcher – kaum abgewählt – im Verwaltungsrat des Universitären Zentrums für 
Zahnmedizin Basel Einsitz nahm. Christoph Brutschin vertritt den Kanton Basel-Stadt weiterhin und nahtlos im 
Verwaltungsrat der MCH Group AG. Hans-Peter Wessels wurde in den Universitätsrat der Universität Basel gewählt. 
Damit haben – mit Ausnahme von Elisabeth Ackermann - sämtliche, Ende Januar 2021 ausgeschiedenen, 
Regierungsratsmitglieder nach weniger als einem Jahr eine von der Regierung gewählte Funktion in einem 
Aufsichtsgremium bedeutender Institutionen resp. Organisationen erhalten. Auch weitere ehemalige Regierungsräte, 
wie bspw. Guy Morin oder Ueli Vischer, sind oder waren nach dem Ausscheiden aus dem Amt in Aufsichtsgremien 
tätig, welche vom Regierungsrat bestimmt wurden.  

Doch darüber hinaus scheint nun auch Mode zu sein, ehemalige Regierungsratsmitglieder mit einem 
Beratungsmandat auszustatten. So wurde bekannt, dass Hans-Peter Wessels von seiner Nachfolgerin für das 
«Stakeholdermanagement» des Projekts «Bahnknoten Basel» mandatiert wird. Der Umfang des Auftrags beläuft sich 
auf rund 25 Stunden / Monat und wird - so der Regierungsrat in einer Mitteilung - «zu einem marktüblichen Ansatz 
vergütet».  
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Christoph Brutschin wiederum ist ausserdem seit gut einem halben Jahr Verwaltungsrat einer Firma, die zum selben 
Zeitpunkt von der Basler Regierung eine Million Franken zu Gunsten der Forschung an einem neuen Corona-
Impfstoff erhalten hat. 

Diese direkte resp. indirekte Nähe kann problematisch sein. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb ehemalige 
Mitglieder des Regierungsrates mit einem Posten in einem Aufsichtsgremium «belohnt» werden sollten. Auch ist es 
aus Governance- und Compliance-Überlegungen nicht sinnvoll, wenn ehemalige Regierungsräte von ihren 
ehemaligen Kollegen direkt in solche Gremien gewählt resp. für Aufträge ausgesucht werden. Es wird der 
Öffentlichkeit, allenfalls auch unabsichtlich, ein unschönes Bild der Befangenheit vermittelt. 

Deshalb ist es sinnvoll, dass ehemalige Regierungsratsmitglieder nicht unmittelbar nach dem Ausscheiden aus dem 
Amt neue Mandate und / oder Aufträge des Kantons erhalten können. Eine Karenzfrist von mindestens vier Jahren 
erscheint angebracht. 

Die Motionäre beauftragen den Regierungsrat deshalb, gesetzliche Grundlagen zu schaffen, damit Mitglieder des 
Regierungsrates nach dem Ausscheiden aus ihrem Amt keine bezahlten Mandate in Unternehmen, Betrieben und 
Institutionen annehmen können,  

a. die ganz oder teilweise im Besitze des Kantons sind, 

b. die einen engen Bezug zu den Bereichen des Kantons haben oder 

c. wichtige Aufträge des Kantons erhalten oder wahrnehmen.  

Die Wartefrist für die Übernahme solcher Mandate ist auf mindestens vier Jahre festzulegen. 

Joël Thüring, Lukas Faesch, Luca Urgese 

 

 

5. Motion betreffend graue Energie bei Baugesuchen berücksichtigen 22.5173.01 
 

Der Grosse Rat hat Anfang 2019 den Klimanotstand ausgerufen. Dieses Jahr wird die Initiative Basel 2030 zur 
Abstimmung kommen. Die Regierung hat sich mit einem Gegenvorschlag auf die Zielsetzung Netto-Null 2040 
festgelegt. Der Kanton Basel-Stadt muss in der Folge den Verbrauch grauer Energie auch im Bausektor stark 
reduzieren. Das hat die Spezialkommission Klimaschutz in ihrem Schlussbericht festgehalten. Bisher seien nur die 
Betriebsemissionen geregelt (Dämmwerte, Heizung, etc.), nicht aber die Erstellungsemissionen (Gebäudeerstellung, 
Baustoffproduktion und -transport). Um die Klimaziele zu erreichen, muss Klimaneutralität - je nach Ausgang der 
Abstimmung - bis 2030 oder spätestens 2040 auch im Bauwesen umgesetzt werden. 

Viele Baumaterialien sind sehr treibhausgasintensiv. Pro Tonne Zement werden rund 600 bis 700kg CO2-
Äquivalente ausgestossen. Pro Tonne Stahl sind es sogar über 1'500kg CO2-Äquivalente. Alternative Materialien wie 
Holz oder Lehm und die Wiederverwertung von Bauteilen und Materialien reduzieren die Klimaschädlichkeit des 
Bauens wesentlich. 

Neben der Wahl der Baumaterialien ist der gezielte Erhalt und die sanfte Weiterentwicklung des Bestandes ein 
wichtiger, wenn nicht gar der wichtigste Erfolgsfaktor. Die graue Energie macht bei Neubauten im Schnitt 70% der 
Energie aus, die das Gebäude während seiner ganzen Lebensdauer braucht. Deshalb soll die graue Energie in die 
Beurteilung von Neubauten und grossen Umbauten einbezogen werden. Dafür stehen bestehende und anerkannte 
Berechnungsmodelle zur Verfügung. 

Auch INFRAS und Quantis kamen in ihrem Grundlagenbericht zu Netto-Null Treibhausgasemissionen für Basel-Stadt 
und Zürich zum Schluss: «Um die Gesamtemissionen maximal zu senken, müssten [...] Gebäudeflächen ab sofort 
[...] nur noch dann ersetzt und zugebaut werden, wenn das zwingend nötig ist». 

So wenig wie nötig lautet also die Devise - auch beim Bauen. Neben dem Klimaschutz bringt der Erhalt und die 
Weiterentwicklung bestehender Bauten auch Vorteile für die Identifikation der Bevölkerung mit ihrem Wohnort. Die 
architektonische Gestaltung prägt die Lebens- und Wohnqualität der Bewohnerinnen einer Stadt sehr. Gerade die 
historisch gewachsenen Quartiere Basels zeichnen sich durch eine hohe Baukultur aus. 

Die Unterzeichnenden fordern den Regierungsrat auf, innert einem Jahr das Bau-und Planungsgesetz und soweit 
nötig weitere Erlasse so anzupassen, dass 

1. bei Baugesuchen für Neubauten und Umbauten ab einer bestimmten Grosse eine Treibhausgasbilanzierung 
(Erstellungs- und Betriebsemissionen) über den Bau inkl. der gebundenen historischen Erstellungsemission 
eines allfällig abzubrechenden Bestandsbaus vorzuweisen ist. Für die Betriebsemissionen ist eine sinnvolle 
Annahme über die Nutzungsdauer festzulegen - beispielsweise 60 Jahre. Die Erstellungsemissionen sind 
über diesen Zeitraum zu amortisieren. 

2. der bilanzierte Wert der Erstellungs- und Betriebsemissionen einen bestimmten Grenzwert nicht übersteigen 
darf. Dieser Grenzwert ist auf die zeitlichen Klimazielsetzungen abzustimmen. 

3. dieser Grenzwert entsprechend der Klimazielsetzung des Kantons stetig reduziert wird. 

4. die Kosten für die Bauherr*innen für die Treibhausgasbilanzierung nicht zu hoch ausfallen, insbesondere bei 
kleineren Projekten von Privaten, bei denen eine pauschale Bilanzierung zu prüfen ist. Zudem ist im 
Ratschlag die Möglichkeit einer Beteiligung des Kantons an den Kosten der Bilanzierung aufzuzeigen. 
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Tonja Zürcher, Patrizia Bernasconi, Salome Bessenich, Lea Wirz, David Wüest-Rudin, Ivo Balmer, 
Harald Friedl, Alexandra Dill, Stefan Wittlin, Bülent Pekerman 

 

 

6. Motion betreffend gesetzliche Grundlage für Klimaverträglichkeit in 
Bebauungsplänen 

22.5174.01 
 

Der Grosse Rat hat Anfang 2019 den Klimanotstand ausgerufen. Dieses Jahr wird die Initiative «Basel 2030» zur 
Abstimmung kommen. Der Kanton hat sich unter anderem als Reaktion darauf auf die Zielsetzung Netto-Null 2040 
festgelegt. Der Kanton Basel-Stadt muss in der Folge den Verbrauch grauer Energie auch im Bausektor stark 
reduzieren. Das hat die Spezialkommission Klimaschutz in ihrem Schlussbericht festgehalten. Bisher seien nur die 
Betriebsemissionen geregelt (Dämmwerte, Heizung, etc.), nicht aber die Erstellungsemissionen (Gebäudeerstellung, 
Baustoffproduktion und -transport). Um die Klimaziele zu erreichen, muss Klimaneutralität bis 2040 (oder 2030, je 
nach Ausgang der Klimainitiative «Basel 2030») auch im Bauwesen umgesetzt werden. 

Wichtige Planungsinstrumente im Bauwesen sind Bebauungspläne. Diese sollen gemäss §101 des Bau- und 
Planungsgesetzes in spezifischen Gebieten eine bessere Bebauung gewährleisten als die baurechtliche 
Grundordnung. Bebauungspläne gehen also dem Zonenplan vor und können u.a. Nutzweisen und 
Zweckbestimmungen der künftigen Bauten mit dem Ziel «bessere Bebauung» bindend festlegen. Mit dem Zweck 
einer «besseren Überbauung» können in einem Bebauungsplan auch Massnahmen zu Gunsten der Klimaneutralität, 
unter der Berücksichtigung des Verbrauchs an grauer Energie (Erstellungsemissionen und gebundene historische 
Erstellungsemissionen eines allfällig abzubrechenden Bestandsbaus), verlangt werden. 

In den nächsten 10 Jahren werden viele Transformationsareale entwickelt werden. Die Gefahr der Vernichtung von 
grauer Energie durch eine «konventionelle» Bauweise ist sehr gross. Gleichzeitig eröffnet sich die Chance, die 
Erstellungsemissionen deutlich zu reduzieren, indem Bestandesbauten, Tragestrukturen oder Bauteile erhalten sowie 
Materialkreisläufe geschlossen werden. Damit die Klimaziele erreicht werden, müssen also die Planungsinstrumente 
und deren gesetzliche Grundlagen entsprechend angepasst werden. 

Deshalb fordern die Motionär:innen den Regierungsrat dazu auf, innert einem Jahr die gesetzlichen Grundlagen von 
Bebauungsplänen so zu ändern, damit in Bebauungsplänen Vorgaben zur Klimaverträglichkeit der Bebauung und 
Umgebungsumgestaltungen festgesetzt werden können. 

Patrizia Bernasconi, Ivo Balmer, Lea Wirz, Alexandra Dill, Harald Friedl, Bülent Pekerman, Tonja 
Zürcher, Salome Bessenich, David Wüest-Rudin 

 

 

7. Motion betreffend späterer Schulbeginn am Morgen für Schülerinnen und 
Schüler 

22.5175.01 
 

Diverse Studien weltweit belegen, dass die Schule für Jugendliche am Morgen zu früh beginnt. Ihr Chronotyp 
verschiebt sich in der Pubertät nach hinten und auch wenn Jugendliche früh genug ins Bett gehen, können sie nicht 
einschlafen, weil sich der Schlafdruck erst später aufbaut. Am Morgen müssen sie aber früh aufstehen und in der 
Schule leistungsbereit sein. So leiden Jugendliche vermehrt unter Schlafentzug. Dies führt zu einer Vielzahl von 
negativen Folgen, wie emotionale und kognitive Schwierigkeiten und Verhaltensprobleme (Fallone, Owens & Deane, 
2002; Fredriksen, Rhodos, Reddy & Way, 2004; O'Brien & Mindell, 2005). Zudem konnte in einer Studie an mehr als 
15'000 Jugendlichen nachgewiesen werden, dass dieses konstante Schlafmanko zu einem höheren Risiko für 
Depressionen und vermehrten Suizidgedanken führt (Gangwisch et al., 2010). Ebenfalls konnte nachgewiesen 
werden, dass genügend Schlaf wichtig für das Lernen und die kognitive Leistungsfähigkeit ist. So beeinträchtigt zu 
wenig Schlaf die verbale Verarbeitung und das abstrakte Denken von Kindern und Jugendlichen (Randazzo, 
Mühlbach, Schweitzer & Walsh, 1998). Schlechtere Leistungen und entsprechend tiefere Noten sind das Resultat. 
Auch in der Schweiz wurde zu diesem Thema geforscht. Forscher der Universität Basel haben 2013 eine 
Untersuchung mit dem Titel «Schlafdauer, positive Lebenseinstellung und schulische Leistung: Die Rolle von 
Tagesmüdigkeit, Verhaltenspersistenz und Schulbeginn» veröffentlicht. Diese und auch die aktuelle Studie der 
Universität Zürich in Zusammenarbeit mit dem Universitären Kinderspital Zürich zeigen deutlich, dass sich ein 
späterer Schulbeginn am Morgen positiv auf die physische und psychische Gesundheit und auch auf die 
Leistungsfähigkeit und die Leistungsbereitschaft auswirkt. Auch andere Gemeinden in der Schweiz haben den Wert 
eines späteren Schulbeginns am Morgen festgestellt. So hat beispielsweise die Gemeinde Gossau die erste Stunde 
am Morgen als freiwillig erklärt und bietet in dieser Stunde Sport, Musik oder betreutes Lernen an. 

Werden Kinder und Jugendliche zum Thema befragt, sind die Aussagen recht deutlich. Eine grosse Mehrheit 
wünscht sich einen späteren Schulbeginn am Morgen. Zudem würden sie als Kompensation kürzere Pausen, vor 
allem über Mittag sehen. Diese Präferenzen zeigt die Zürcher Studie auf. Auch in Basel wird der Wunsch nach einem 
späteren Schulbeginn am Morgen regelmässig von Kindern und Jugendlichen formuliert. Sei das in den 
regelmässigen PolitTeens/Kids Veranstaltungen oder bei einer Befragung durch das Kinderbüro Basel. Zudem haben 
während und nach dem Lockdown und dem erfolgten Fernunterricht Jugendliche, Eltern aber auch Lehrpersonen 
mehrfach genannt, dass die Jugendlichen sich am späteren Vormittag und am Nachmittag besser konzentrieren 
konnten und entsprechen besser und effizienter gelernt haben. Ebenfalls konnte festgestellt werden, dass viele 
Jugendliche durch digitale Lernaufträge ein erhöhtes selbständiges Lernen zeigten und eine grosse 
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Eigenverantwortung für ihr Lernen übernommen haben. Diese Erkenntnisse sollen bei einer Umsetzung eines 
späteren Schulbeginns am Morgen mit einfliessen. 

Zurzeit findet die Umsetzung der Digitalisierungsstrategie an den Volksschulen und den weiterführenden Schulen 
statt. Dieser Technologieausbau kann für die Umsetzung eines späteren Schulbeginns genutzt werden. So soll 
überlegt werden, ob die Jugendlichen tatsächlich alle Arbeiten im Schulzimmer absolvieren müssen oder ob 
zeitweises Lernen und Arbeiten daheim, analog Homeoffice in der Arbeitswelt, nicht auch Teil der Schule sein kann. 
Eine weitere Möglichkeit, einen späteren Schulbeginn am Morgen zu ermöglichen, könnte eine gleitende Schul-
Präsenzzeit sein. Auch das analog der gleitenden Arbeitszeit in der Arbeitswelt. 

Aus all diesen Überlegungen und um einen verbesserten Gesundheitsschutz für die Schülerinnen und Schüler zu 
erreichen, fordern die Unterzeichnenden die Einführung eines späteren Schulbeginns am Morgen für die 
Sekundarstufe I, die weiterführenden Schulen, das ZBA und die Gymnasien. Der Schulbeginn soll um mindestens 30 
Minuten bis höchstens 60 Minuten später stattfinden. Es sollen verschiedene Umsetzungsmodelle erarbeitet werden, 
die dann bedürfnisgerecht von den einzelnen Schulstandorten gewählt werden können. Für die Umsetzungsmodelle 
werden die digitalen Möglichkeiten, die während des Lockdowns bereits eingesetzt wurden, miteinbezogen. Ebenfalls 
geben die Umsetzungsmodelle Antworten auf die Fragen, wie Kinder und Jugendliche, die wegen der Arbeit der 
Eltern am Morgen nicht länger daheimbleiben können, betreut werden und wie diejenigen Jugendlichen, deren 
Situation daheim ein zeitweise eigenständiges Lernen nicht zulässt, ihre Aufgaben betreut erledigen können. Ob ein 
späterer Schulbeginn an den Berufsschulen Sinn macht, soll geprüft und den Entscheid den Berufsschulen 
überlassen werden. 

Für die Primarstufe soll die Einlaufzeit, so wie die Kinder es aus dem Kindergarten kennen, weitergeführt werden.  

Franziska Roth, Alexandra Dill 

 

 

8. Motion betreffend bessere Luftqualität an Basler Schulen im Winter 2022/23 22.5176.01 
 

Schlechte Luftqualität in Schulzimmern mindert nicht nur signifikant die Leistungs- und Konzentrationsfähigkeit der 
Schülerinnen und Schüler, sondern trägt auch zur Verbreitung von Krankheiten über Aerosole bei. Das Bundesamt 
für Gesundheit empfiehlt deshalb, den CO2-Wert von 1000 ppm in Klassenzimmern nicht zu überschreiten. Sonst sei 
das Risiko für Ansteckungen erhöht und es trete eine zunehmende Häufigkeit von Symptomen wie Müdigkeit und 
Konzentrationsstörungen auf. Ab einem Wert von 2000 ppm ist die Luft laut Bundesamt «hygienisch inakzeptabel». 
Aktuelle Untersuchungen wie diejenige des K-Tipps (3/2022) belegen, dass selbst in Zeiten der Pandemie, in der 
Wert auf regelmässiges Lüften gelegt wird, der relevante CO2-Wert oft über 1000 ppm liegt. Messungen des Kantons 
Luzern zeigen, dass der CO2-Gehalt in gut 50 Prozent der 216 untersuchten Schulzimmer 1000 ppm überschreitet. 
In Graubünden stieg er in 60 Prozent der 150 untersuchten Zimmer sogar regelmässig über den Wert von 2000 ppm. 
Die Auswertung aus Graubünden zeigt zudem, dass in Klassenzimmern mit schlechter Luftqualität mehr Corona-
Infektionen auftraten als in adäquat gelüfteten Zimmern. 

Unabhängig der Corona-Pandemie ist die Luftqualität an Schulen seit vielen Jahren ein Thema. Während der 
Pandemie stand das Lehrpersonal an der Front unter zusätzlichem Druck. Der Wunsch nach besseren 
Schutzmassnahmen durch den Arbeitgeber ist verbreitet. Die Verantwortung kann nicht einfach an das Lehrpersonal 
delegiert werden. Dieses hat in der Pandemie Höchstleistungen erbracht und sollte sich vor allem auf seinen 
Kernauftrag, die Vermittlung von Lerninhalten, konzentrieren können. Auch wenn die aktuelle Corona-Erkrankung für 
Kinder häufig weniger gefährlich als für Erwachsene ist, steigen mit der Zunahme der Infektionen die 
Hospitalisierungen und Betroffenheit von Long Covid auch bei Kindern. Zudem lassen sich die Altersgruppen nicht 
voneinander isolieren. Die Schulen sind ein wichtiger Faktor im Pandemiegeschehen und allgemein bei der 
Verbreitung von Atemwegserkrankungen. Gesamtgesellschaftlich empfiehlt es sich also, hier entsprechende 
Schutzkonzepte zu entwickeln. Es ist eine zentrale Aufgabe des Erziehungsdepartements für die richtigen 
Rahmenbedingungen an Basler Schulen zu sorgen. Das ED soll durch CO2-Melder und Luftfilter für gute Luft an 
Basler Schulen sorgen. Die Möglichkeit einer erneuten Corona-Welle ist nicht auszuschliessen.  

Die Unterzeichnenden fordern den Regierungsrat auf, innerhalb nützlicher Frist, dem Grossen Rat einen Ratschlag 
mit einem Konzept zur Verbesserung der Luftqualität an allen Volks- und weiterführenden Schulen vorzulegen. Dabei 
sind kurzfristige Massnahmen (z.B. standardmässige Ausstattung mit CO2-Meldern) sowie bauliche Massnahmen 
und die Ausstattung der Schulen mit Luftfiltern in verschiedenem Umfang zu berücksichtigen, damit der Grosse Rat 
in einem zweiten Schritt entscheiden kann, wie viel ihm die bessere Luft an den Schulen wert ist.   

Quellen: 

K-Tipp: https://www.ktipp.ch/artikel/artikeldetail/dicke-luft-eut-fuer-viren-schlecht-fuers-lernen/  

Kanton Luzern: https://www.lu.ch/verwaltung/BKD/Coronavirus/Luftqualitaet  

Kanton Graubünden: https://www.gr.ch/DE/Medien/Mitteilungen/MMStaka/2021/Seiten/2021120902.aspx  

Empa-Studie: https://www.empa.ch/de/web/s604/covid-und-co2  

Saubere Raumluft gegen Corona: https://kinder-schuetzen-jetzt.ch/saubere-raumluft-gegen-corona/ 

Pascal Pfister, Franziska Roth, Andrea Strahm, Marianne Hazenkamp, Sandra Bothe, Barbara Heer 

 

https://www.ktipp.ch/artikel/artikeldetail/dicke-luft-eut-fuer-viren-schlecht-fuers-lernen/
https://www.lu.ch/verwaltung/BKD/Coronavirus/Luftqualitaet
https://www.gr.ch/DE/Medien/Mitteilungen/MMStaka/2021/Seiten/2021120902.aspx
https://www.empa.ch/de/web/s604/covid-und-co2
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9. Motion betreffend "Nachtrag Klima" zum Gestaltungskonzept Innenstadt 22.5177.01 
 

Das Gestaltungskonzept Innenstadt dient als Handbuch und Planungsgrundlage für die Gestaltung von Strassen, 
Gassen und Plätzen in der Basler Innenstadt. Es macht dabei Vorgaben betreffend Funktionen und Ausstattung 
sowie zu verwendender Materialien. Durch dieses übergeordnete Konzept soll die Innenstadt als attraktive 
Visitenkarte der Stadt Basel in Erscheinung treten. Seit der Inkraftsetzung des Gestaltungskonzepts Innenstadt im 
Jahr 2015 wurden bereits diverse Strassen und Plätze umgestaltet, bspw. der Münsterplatz, die Greifengasse und 
aktuell auch die Freie Strasse. Auch laufen bereits weitere Planungen, so etwa für die gesamte 
Schifflände/Fischmarkt und den Barfüsserplatz.  

In den bald 10 Jahren seit der Erarbeitung des Konzepts kamen neue Erkenntnisse hinsichtlich der Betroffenheit 
durch den Klimawandel hinzu: Wir müssen künftig auch in Basel mit deutlich mehr Hitzetagen und Starkregen 
rechnen. Starkregen und Überschwemmungen verursachen primär grosse Schäden an Infrastruktur und Gebäuden, 
während die sommerliche Hitze bei älteren Personen, Personen mit Vorerkrankungen sowie Schwangeren und 
Kleinkindern zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen oder gar einer erhöhten Sterblichkeit führt. Auch die 
Klimaanalyse Basel aus dem Jahr 2019 – optimistisch unter der Annahme gerechnet, das Pariser Klimaziel werde 
erreicht – zeigt, dass sich insbesondere in der dicht bebauten Innenstadt Hitzeinseln bilden. So werden es am 
Barfüsserplatz an einem durchschnittlichen Sommertag 2030 gefühlte 46°C und mehr sein.  

Diesem Problem nimmt sich auch das Stadtklimakonzept vom Juli 2021 an, welches Fokusgebiete sowie 
strategische Ziele und Massnahmen definiert. Die Innenstadt kommt in der Analyse nicht gut weg: Als Gebiet mit 
hoher Dichte und schlechter Durchlässigkeit sowie sehr niedrigem Durchgrünungsgrad, das zudem über keine gut 
erreichbaren Entlastungsgebiete verfügt, ist die ganze Innenstadt sowohl tagsüber als auch nachts als "Fokusgebiet 
mit hoher bis sehr hoher Vulnerabilität" ausgewiesen. Gleichzeitig ist der Handlungsspielraum klein; aufgrund der 
vielteiligen Besitzverhältnisse und der Schutz- und Schonzonen ist das Veränderungspotenzial weitestgehend auf die 
Gestaltung von Plätzen und Strassenräumen beschränkt. Im entsprechenden Handlungsfeld 5 "Platz- und 
Strassenraumgestaltung" wird aber weder die spezifische Situation der Innenstadt noch das Gestaltungskonzept 
Innenstadt erwähnt. 

Die Motionär:innen sind überzeugt, dass das Gestaltungskonzept Innenstadt nicht im Widerspruch zu einer 
klimaangepassten Gestaltung der Strassen und Plätze steht. Das Gestaltungskonzept soll darum nicht überarbeitet, 
sondern mit einem "Nachtrag Klima" um spezifische Massnahmen, Materialien und Möglichkeiten für 
klimaangepasste Gestaltung ergänzt werden. Der Nachtrag soll insbesondere Ziele und Vorgaben zu folgenden 
Aspekten beinhalten: Begrünung (insb. Baumerhalt und Baumpflanzungen, aber auch weiteres Grün); Umgang mit 
Wasser (Niederschlagswasser wie auch Brunnen, natürliche Gewässer, etc.); Bodenbeschaffenheit & Materialien 
(insb. Versickerung, Albedo-Werte, etc.); und Beschattung (bspw. durch Grün, ggf. auch als temporäre Massnahme). 
Nicht zuletzt sollen auch für jene Strassenräume und Plätze, die bereits umgestaltet wurden, entsprechende 
Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt werden. 

Das übergeordnete Ziel ist der Erhalt und die Verbesserung der Aufenthaltsqualität von Bewohner:innen, 
Besucher:innen, Arbeitnehmenden sowie die Sicherung der Attraktivität der Innenstadt für Gewerbe, Verkauf und 
Veranstaltungen. 

Die Motionär:innen beauftragen den Regierungsrat innert zwei Jahren einen "Nachtrag Klima" zum 
Gestaltungskonzept Innenstadt auszuarbeiten, welcher Ziele und übergeordnete Vorgaben für eine klimaangepasste 
Gestaltung der innerstädtischen Strassen, Gassen und Plätze macht. 

Salome Bessenich, Jean-Luc Perret, Luca Urgese, Nicole Strahm-Lavanchy, Joël Thüring, Tobias 
Christ, Laurin Hoppler, Tonja Zürcher, Lea Wirz, Michael Hug, Toya Krummenacher, Franz-Xaver 
Leonhardt, Brigitte Kühne, Stefan Wittlin 

 

 

 

Anzüge 

 

 

1. Anzug betreffend Förderung des Baumbestands 22.5158.01 
 

Die Schaffung von zusätzlichem Grünflächen hat positive Auswirkungen auf die Aufenthaltsqualität im öffentlichen 
und privaten Raum, trägt zur Kühlung, Retention und auch zur Luftqualität bei. Insbesondere Bäume haben diese 
positiven Eigenschaften. In den letzten zehn Jahren hat es auch eine leichte Zunahme des Bestands gegeben und 
im schweizweiten Vergleich erfahren insbesondere Bäume im öffentlichen Raum einen theoretisch guten Schutz, 
wenn auch nicht auf dem Reissbrett. 

Jedes Jahr werden zudem aus verschiedenen Gründen Bäume gefällt, gemäss Baumschutzgesetz kann dafür eine 
Ersatzpflanzung angeordnet werden. Diese wird zwar öffentlich ausgewiesen, jedoch ist nicht ersichtlich, welche 
Pflanzungen dann auch tatsächlich realisiert werden. Zudem ist in Paragraph 9 des BSG nur vorgesehen, dass eine 
Ersatzpflanzung angeordnet werden kann.  
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Der Basler Baumbestand im öffentlichen Raum ist gut dokumentiert und wächst geringfügig. Die Regierung hat in 
ihrer Legislaturplanung und dem Stadtklimakonzept angekündigt, mehr Grün zu schaffen. Eine grossflächige 
Begrünung sollte auch qualitativ hochstehend erfolgen, auch bei Umgestaltungen und Sanierungen und die 
Pflanzung soll vor allem das Stadtklima verbessern, der Überhitzung entgegenwirken und optimalerweise der 
Bevölkerung einen schattigen, kühlen und hochwertigen Aufenthaltsort zu bieten. Insbesondere bei der 
Verbesserung des Stadtklimas und dem entgegenwirken der Überhitzung des städtischen Raums können auch die 
privaten eine wichtige Rolle spielen. Hier ist die Datenlage ungleich schlechter und bisher stellten sich Regierungsrat 
und Grosser Rat gegen verbindlichere Erfassung. Private können aber auf ihren Flächen den Baumbestand fördern. 
Jedoch sind es oft profanere Gründe wie Aufwand und Kosten für die nötige Pflege im Gegensatz zu einer 
versiegelten Fläche, die befürchtete Unterschutzstellung oder die Ausnutzung der Grundfläche für das Gebäude, die 
gegen die Pflanzung eines Baums sprechen. 

Der Regierungsrat wird gebeten, aufgrund obiger Ausführungen zu prüfen und zu berichten: 

1. Ein Konzept vorzulegen, wie sich die Zahl der Bäume im öffentlichen Raum in den nächsten fünf Jahren 
kantonal und je Quartier entwickeln soll. 

2. Wie viele Ersatzpflanzungen in den letzten zehn Jahren geplant und wie viele umgesetzt wurden und wie sich 
die Bäume entwickelten.  

3. Das Baumschutzgesetz dahingehend anzupassen, dass erstens Ersatzpflanzungen nur ausnahmsweise nicht 
angeordnet werden können und dass die verbindliche Festlegung der Ersatzpflanzung vorzeitig oder 
spätestens bei Baubeginn umgesetzt sein sollen. 

4. Anreize für Private zu schaffen, damit diese insbesondere bei Bauvorhaben mehr Bäume pflanzen und ob bei 
einem direkten positiven Einfluss auf den öffentlichen Grund auch eine Kompensation (z.B. durch die Pflege 
durch die Stadtgärtnerei) möglich wäre. 

Pascal Messerli, Oliver Thommen  

 

 

2. Anzug zur Sicherstellung einer Kompetenz- und Beratungsstelle für 
klimafreundliches Bauen 

22.5168.01 
 

Der Grosse Rat hat Anfang 2019 den Klimanotstand ausgerufen. Das muss konkrete Konsequenzen und 
Handlungen nach sich ziehen. Der Bund setzt sich in der Klimapolitik das Ziel Netto-Null bis ins Jahr 2050. Im Kanton 
Basel-Stadt wird eine Initiative Netto-Null 2030 zur Abstimmung kommen. Der Kanton hat sich als Reaktion darauf 
auf die Zielsetzung Netto-Null 2040 festgelegt. 

Soll Netto-Null 2040 erreicht werden sind auch im Bausektor, und zwar im allgemeinen Hochbau wie auch in der 
Erstellung von Infrastrukturen, massive Veränderungen hin zur Nachhaltigkeit bzw. Klimaneutralität nötig. 

Die vom Grossen Rat eingesetzte Spezialkommission Klimaschutz erwähnt in ihrem Ende 2021 veröffentlichten 
Bericht, dass die graue Energie in die Beurteilung von Neubauten einbezogen werden sollte. Bisher sei nur der 
Betrieb geregelt (Dämmwerte, Heizung, etc.), nicht aber die Gebäudeerstellung und die Baustoffproduktion. 
Erstellung, Betrieb und Abriss von Gebäuden machten 40% des weltweiten CO2-Ausstosses aus. 

Nachhaltiges klimaschonendes bzw. klimaneutrales Bauen ist möglich, verlangt aber nach einer anderen 
Herangehensweise an Bauprojekte, nach neuen Prozessen und dem Einsatz neuer Technologien, die aber zu einem 
Teil erst erforscht werden, in Entwicklung und Erprobung sind bzw. vor der breiteren Anwendung stehen. Dazu 
braucht es Knowhow, das in der Bauwirtschaft, insbesondere der Projektentwicklung noch wenig verbreitet ist. 

Sehr viele Bauherren sind wenig informiert über die Klima-Auswirkungen ihrer Bautätigkeit sowie des späteren 
Betriebs und möglicher Massnahmen, um die Auswirkung zu reduzieren. Auch der Kanton bzw. das BVD (bzw. das 
Planungsamt) muss dieses Knowhow rasch aufbauen, intern verbreitern und seine Bautätigkeit umstellen, will er die 
Klimafolgen von Bauvorhaben deutlich und bis 2040 auf Netto-Null senken. 

Der Kanton Zürich zum Beispiel kennt eine diesbezügliche Kompetenz- und Beratungsstelle. Mit einer solchen Stelle 
sollen Bauherren sensibilisiert und beraten werden, wie sie die Klimafolgen ihrer Bautätigkeit substanziell verringern 
können. Die Beratungen sollen unabhängig sein und insbesondere Bauherrschaften erreichen, da Planungsfachleute 
oft und verständlicherweise in einem Interessenskonflikt sind, wenn sie allenfalls weniger bauen sollen. Da der 
Kanton Basel-Stadt so oder so dieses Knowhow rasch aufbauen und praktisch selbst anwenden muss, ist es 
offensichtlich, dass er dies unverzüglich tut und es der Bauwirtschaft aktiv zur Verfügung stellt. 

Darüber hinaus sollte er nach und nach eine klimaneutrale Umstellung der Bautätigkeit auch von privaten Bauherren 
einverlangen - und sie darin aktiv unterstützen. 

Dabei muss der Kanton nicht alles auf sich gestellt neu erarbeiten. Er soll das heute in der Bauwirtschaft und an den 
Hochschulen vorhandene Knowhow nutzen, vernetzen, fördern und zugänglich machen. Er kann so zentraler 
Ansprechpartner und Treiber einer Knowhow-Plattform und «Community» werden, was im Übrigen einem modernen 
Verständnis von Verwaltungstätigkeit entspricht. 

Der Regierungsrat soll prüfen und berichten 

 wie er das zum Erreichen des Ziels Netto-Null 2040 in der Bautätigkeit nötige Knowhow selbst aufbaut und 
verbreitert; 
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 wie er ein unabhängiges Kompetenz- und Beratungszentrum für nachhaltiges klimaneutrales Bauen schaffen 
bzw. sicherstellen kann in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und den Hochschulen; 

 wie eine solche Beratung und aktive Förderung insbesondere Bauherrschaften erreichen kann; 

 ob die Beratung bzw. die Optimierung hinsichtlich Klimaneutralität im Baugesuchsprozess als Bedingung 
vorausgesetzt werden kann. 

David Wüest-Rudin, Lea Wirz, Tonja Zürcher, Stefan Wittlin, Patrizia Bernasconi, Salome Bessenich, 
Ivo Balmer, Bülent Pekerman, Harald Friedl, Alexandra Dill 

 

 

3. Anzug zur Sicherstellung der Möglichkeit zur Weiterverwendung bestehender 
Bau-Substanz während allen Planungsphasen 

22.5169.01 
 

Der Grosse Rat hat Anfang 2019 den Klimanotstand ausgerufen. Dieses Jahr wird die Initiative Basel 2030 zur 
Abstimmung kommen. Der Kanton hat sich unter anderem als Reaktion darauf auf die Zielsetzung Netto-Null 2040 
festgelegt. Der Kanton Basel-Stadt muss in der Folge den Verbrauch grauer Energie auch im Bausektor stark 
reduzieren. Das hat die Spezialkommission Klimaschutz in ihrem Schlussbericht festgehalten. Bisher seien nur die 
Betriebsemissionen geregelt (Dämmwerte, Heizung, etc.), nicht aber die Erstellungsemissionen (Gebäudeerstellung, 
Baustoffproduktion und -transport). Um die Klimaziele zu erreichen, muss Klimaneutralität bis spätestens 2040 im 
Bauwesen umgesetzt werden. 

Als Vorreiterin soll der Kanton als Bauherrin den Themen graue Energie, Reduktion der Treibhausgasemissionen 
sowie Gesamtumweltbelastung im Bereich von öffentlichen Bauten bei Ausschreibungen mehr Gewicht geben. Für 
die Weiternutzung von vorhandener Bausubstanz - konkret Gebäude, Bauteile und Baustoffe - ist ein neues 
Verständnis von Bauen und Stadtentwicklung gefordert. Dazu gehören etwa Nutzungsänderungen oder 
Nutzungsaustausch von städtischen Liegenschaften; dies beispielsweise bei einer anstehenden Sanierung im 
Rahmen eines Ideenwettbewerbs, von Machbarkeitsstudien oder Testplanungen. Gerade der Kanton hat hier als 
Besitzerin eines umfangreichen Immobilienportfolios einen grossen Spielraum. 

Insbesondere soll aber während allen Planungsphasen eines Bauvorhabens die Möglichkeit bestehen, Strategien zur 
Weiterverwendung des bestehenden Gebäudes, einzelner Bauteile oder von Baustoffen dessen einzubringen. Die 
Weiterverwendung der vorhandenen Bausubstanz soll bei Projektabsicht im Rahmen von Vorprojekten und 
Machbarkeitsstudien standardmässig analysiert werden. Weiter soll die Möglichkeit, vorhandene Bausubstanz zu 
verwenden, auch in der weiteren Planungsphase bestehen. Dies auch dann, wenn die Machbarkeitsstudie zu 
anderen Schlüssen gekommen ist. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass die öffentliche Hand in solchen Fällen 
nicht ausschliesslich Ersatzneubauten ausschreiben darf. Dies ermöglicht es, im Rahmen von 
Wettbewerbsausschreibungen oder –einladungen weiterhin kreative, intelligente und eventuell auch unkonventionelle 
Lösungen zuzulassen und zu fördern, die dazu beitragen, die graue Energie im Bausektor zu reduzieren. 

Dass graue Energie, Treibhausgasemissionen sowie Gesamtumweltbelastung eines Gebäudes als Aspekte zur 
Beurteilung der ökologischen Nachhaltigkeit an Bedeutung gewinnen, zeigt auch das revidierte IVÖB. Dieses räumt 
den Kantonen mehr Spielraum bei der Gewichtung der Zuschlagskriterien ein. Dies gilt es nun im Kanton zu nutzen 
und bei Vergaben durch die öffentliche Hand konsequent anzuwenden. 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, zu prüfen: 

1. Wie der Kanton sicherstellen kann, dass bei der langfristigen Planung von Bau- und Sanierungsprojekten 
jeweils auch Nutzungsaustausch oder Nutzungsänderungen geprüft werden können. 

2. Wie der Kanton als Bauherrin im Rahmen der Durchführung von Vorprojekten und Machbarkeitsstudien für 
anstehende Bauprojekte sicherstellen kann, dass standardmassig geprüft wird, wie und ob bestehende 
Bausubstanz, konkret das bestehende Gebäude oder zumindest Bauteile und Baustoffe dessen, 
weitergenutzt werden kann. 

3. Wie der Kanton sicherstellen kann, dass im Rahmen von Ausschreibungen oder Wettbewerben durch die 
öffentliche Hand auch immer die Möglichkeit besteht, vorhandene Bausubstanz in das Bauvorhaben 
miteinzubeziehen. 

4. Zu berichten, welche gesetzlichen Hürden bestehen, die dies allenfalls verhindern. 

Lea Wirz, Harald Friedl, Alexandra Dill, Patrizia Bernasconi, Ivo Balmer, Salome Bessenich, Tonja 
Zürcher, David Wüest-Rudin, Stefan Wittlin, Brigitte Kühne 

 

 

4. Anzug betreffend Strategie Netto-Null in der Basler Bauwirtschaft 22.5170.01 
 

Der Grosse Rat hat Anfang 2019 den Klimanotstand ausgerufen. Dieses Jahr wird die Initiative Basel 2030 zur 
Abstimmung kommen. Die Regierung hat sich mit einem Gegenvorschlag auf die Zielsetzung Netto-Null 2040 
festgelegt. Der Kanton Basel-Stadt muss in der Folge den Verbrauch grauer Energie auch im Bausektor stark 
reduzieren. Das hat die Spezialkommission Klimaschutz in ihrem Schlussbericht festgehalten. Bisher seien nur die 
Betriebsemissionen geregelt (Dämmwerte, Heizung, etc.), nicht aber die Erstellungsemissionen (Gebäudeerstellung, 
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Baustoffproduktion und -transport). Um die Klimaziele zu erreichen, muss Klimaneutralität – je nach Ausgang der 
Abstimmung – bis 2030 oder spätestens 2040 auch im Bauwesen umgesetzt werden. 

Das Thema "Netto-Null" in der Bauwirtschaft ist zurzeit virulent, die Dringlichkeit von klimaverträglichem Bauen, aber 
auch die Herausforderungen und (gesetzlichen) Lücken in dieser Hinsicht werden vermehrt diskutiert. Zentrale Frage 
ist dabei der Umgang mit dem Bestand: Der Bogen spannt sich von der Weiternutzung von Gebäuden und 
Tragstrukturen durch Umbau und Sanierung, der Wiederverwendung von Bauteilen und dem Recycling von 
Baustoffen bis zum Neubau mit erneuerbaren und wiederverwendbaren Materialen, der suffiziente und flexible 
Grundrisse oder zukünftige Umnutzungen bereits einbezieht.  

Der Kanton Basel-Stadt nahm 2017 mit dem Energiegesetz eine Vorreiterrolle hinsichtlich den Vorgaben betreffend 
Energie im Betrieb ein; nun soll diese Vorreiterrolle auf den Energieverbrauch in Produktion und Bau sowie den 
Umgang mit Grauer Energie ausgeweitet werden. Der Kanton nimmt dabei mehrere und verschiedene Rollen war 
und hat somit auf mehreren Ebenen Handlungsspielraum: Sei dies als Grundeigentümer und Bauherr mit eigener 
Bautätigkeit, als Planungsbehörde bei Umzonungen und Transformationen, oder als Bewilligungsbehörde bei allen 
Baubewilligungsverfahren.  

Die Regierung wird aufgefordert, im Rahmen einer umfassenden Strategie zu prüfen und darzulegen: 

1. wie der Kanton das Ziel Netto-Null bei eigener Bautätigkeit im Hoch- und Tiefbau erreichen will, mit 
Absenkungspfad und Zwischenzielen; 

2. wie der Kanton das Ziel Netto-Null als Planungsbehörde einfordern kann; 

3. wie der Kanton das Ziel Netto-Null als Bewilligungsbehörde sicherstellen kann; 

4. wie die Regierung das Ziel Netto-Null in der allgemeinen Bauwirtschaft voranbringen kann 

5. welche gesetzlichen Grundlagen sowie weiteren Rahmenbedingungen für eine Umsetzung der Strategie 
geschafft werden müssen. 

Salome Bessenich, Ivo Balmer, Tonja Zürcher, Patrizia Bernasconi, Alexandra Dill, Harald Friedl, 
David Wüest-Rudin, Lea Wirz, Brigitte Kühne, Bülent Pekerman 

 

 

5. Anzug zur Förderung der Suizidprävention im Kanton Basel-Stadt 22.5171.01 
 

In den letzten Monaten berichteten diverse Medien über die Zunahme von psychischen Problemen bei Jugendli-chen 
und Erwachsenen. Suizidgedanken nahmen gemäss der repräsentativen Studie des Markt- und Sozialfor-
schungsinstituts Link zwischen Anfang 2021 und 2022 zu. Laut Zahlen des Corona-Reports von Pro Juventute 
gingen 2021 bei der Notrufnummer 147 pro Tag im Schnitt sieben Anrufe von Jugendlichen ein, die über 
Suizidgedanken sprechen wollten (Basler Zeitung, 5.2.22) 

Mit einer Suizidpräventions-Kampagne für junge Menschen hat der Kanton Zürich positive Erfahrungen gemacht. 
Diese macht Mut, Hilfe zu holen, wenn man bei Freunden Suizidgedanken vermutet. Der Aufruf wirkt: 30 Prozent 
mehr junge Menschen mit Fragen zum Thema Suizid nutzen die Unterstützung des Beratungsdiensts 147, wenn die 
Plakate und Social-Media-Anzeigen sichtbar sind. Auch für Schulen und weitere Zielgruppen hält der Kanton eine 

breite Palette an Angeboten bereit.1 

Im Kanton Bern gibt es eine Fachgruppe Suizidprävention Kanton Bern. Zusammen mit ihren Organisationen 
organisiert sie Aktionen rund um den 10. September, den WHO Weltsuizid-Präventionstag. Partnerorganisation ist 
unter anderen das «Bündnis gegen Depression Bern». Dieses kantonale Netzwerk verfolgt die Verbesserung der 
Versorgung mit Früherkennung und Frühintervention von depressiv erkrankten Kindern- und Jugendlichen und ihren 

Angehörigen sowie die Suizidprävention im Kanton Bern.2  

Anfang 2021 lancierte die Luzerner Psychiatrie in Zusammenarbeit mit der Gesundheitsförderung Schweiz und 
weiteren Träger- und Partnerorganisationen das Projekt «Suizidprävention Einheitlich Regional Organisiert» (SE-
RO). Mit vier zentralen Massnahmen - in den Kantonen Luzern, Obwalden und Nidwalden etappenweise einge-führt - 
sollen Suizide und Suizidversuche sowie die damit zusammenhängende Inanspruchnahme von Gesund-

heitsdienstleistungen im Versorgungsgebiet der Luzerner Psychiatrie reduziert werden.3 

Basel-Stadt engagiert sich ebenfalls in der Prävention von Suiziden. Aber im Vergleich mit anderen Kantonen werden 
kaum Kampagnen sichtbar. Und es stellt sich die Frage, wie die Suizidprävention ausgebaut werden kann. Im Blick 
auf die Ausweitung von Präventionsbemühungen bitten die Unterzeichnenden den Regierungsrat zu prüfen und zu 
berichten,  

 welche Massnahmen der Kanton Basel-Stadt bisher zur Prävention von Suiziden getroffen hat und wie er die 
Wirkung dieser Bemühungen einschätzt. 

 welche Erfahrungen aus Kampagnen für Jugendliche und Erwachsene aus anderen Kantonen fruchtbar 
gemacht werden können und welches Material bei uns eingesetzt werden kann. 

 welche Kampagnen er für junge Menschen umsetzen will (mit Einbezug der Schulen). 

 welche Kampagnen er für Erwachsene starten will, auch spezifisch für Männer, wo die Suizidrate grösser ist. 

 ob und wie in der Nordwestschweiz gemeinsame Kampagnen mit den Kantonen BL, AG und SO umgesetzt 
werden können. 
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1 https://www.zh.ch/de/news-uebersicht/medienmitteilungen/2021/04/suizidpraevention-im-kanton-zuerich-wichtiger-denn-je.html 
(12.3.22). Allgemeine Informationen zu den Zürcher Kampagnen: https://www.suizidpraevention-zh.ch/die-kampagnen/ (12.3.22) 
vgl. auch Forum für Suizidprävention und Suizidforschung Zürich (FSSZ), www.fssz.ch, http://fssz.ch/suizidrapport/ 
2 https://www.berner-buendnis-depression.ch/ (11.3.22) 
3 https://sero-suizidpraevention.ch/ (12.3.22) 

Thomas Widmer-Huber, Annina von Falkenstein, Harald Friedl, Franziska Roth, Andrea Elisabeth 
Knellwolf, Christoph Hochuli, Beatrice Isler, Sasha Mazzotti, David Trachsel, Brigitte Gysin, Joël 
Thüring 

 

 

6. Anzug betreffend "Betonpiste Dreirosenbrücke" 22.5172.01 
 

Nahe den Enden der Dreirosenbrücke befindet sich jeweils ein Park, im Grossbasel der St. Johannspark, im 
Kleinbasel die Dreirosenanlage. Dazwischen liegt die Brücke als Band aus Beton. Für Fussgängerinnen und 
Fussgänger wurde eine äusserst breite und grosszügige Zone eingerichtet, die zum Flanieren und Verbleiben einlädt. 
Entsprechende Sitzgelegenheiten sind fest eingebaut. 

Die Dreirosenbrücke verbindet das Horburgquartier mit dem St. Johann und dem neuen Zentrum rund um den 
Voltaplatz. Sie wäre deshalb tatsächlich die ideale Flaniermeile zwischen den Quartieren und könnte in dieser Form 
auch die Belegung der Parks entlasten. 

Aber – weit und breit nur Beton, alles offen, leer und schattenfrei, keinerlei Grün. 

Am 12. Januar ist der Erstunterzeichner mit verschiedenen Fragen zu dieser Situation an den Regierungsrat gelangt. 
In der Antwort auf die Fragen des Erstunterzeichners führt der Regierungsrat aus: "für eine Klärung der vom 
Interpellanten aufgeworfenen Fragen bezüglich der Machbarkeit von Massnahmen zur Beschattung oder 
Bepflanzung auf der Dreirosenbrücke braucht es vertiefte technische Abklärungen unter Einbezug der Eigentümerin 
der Brücke (Bund). Diese betreffen Aspekte wie Windlasten, Statik oder Auswirkungen auf das Brückenbauwerk, die 
im Zeitrahmen einer Interpellationsbeantwortung leider nicht annähernd untersucht werden können. Generelle 
Abklärungen zur Fragestellung der Interpellation haben ergeben, dass Fachleute Massnahmen an einem 
bestehenden Brückenbauwerk ohne Erneuerungsbedarf als eher kritisch beurteilen. Gleichzeitig ist aber 
unbestritten, dass die grosszügig bemessene Fussgängerverbindung durchaus Potenzial zur 
Attraktivitätssteigerung aufweist." (Hervorhebung durch den Erstunterzeichner) 

Die Anzugsteller ersuchen den Regierungsrat auf Grund dieser Rückmeldung, abzuklären und zu berichten, welche 
Massnahmen zur Verbesserung des Aufenthalts auf der Dreirosenbrücke machbar sind. 

Insbesondere soll abgeklärt werden in welcher Form Beschattung und Bepflanzung, Strom- und Wasserzufuhr, sowie 
allfällige Getränke- bzw. Verpflegungsoptionen saisonal oder dauernd eingerichtet werden können. 

Franz-Xaver Leonhardt, Brigitte Kühne, Nicole Strahm-Lavanchy, Beatrice Isler, Christoph Hochuli, 
Salome Bessenich, Daniel Sägesser, Michael Hug, Beat Braun, Andrea Strahm, Laurin Hoppler 

 

 

7. Anzug betreffend Steuererklärungsdoppel soll wieder beigelegt werden 22.5187.01 
 

Seit dem Jahr 2021 wird das Steuererklärungsdoppel nicht mehr dem Umschlag beigelegt. Das ist eine 
Verschlechterung für den Steuerzahler. 

Es heisst, aus ökologischen Gründen wird das nicht mehr gemacht. Und daher wurde auf die Beilage des 
Steuererklärungsdoppel verzichtet. 

Der Regierungsrat wird gebeten zu prüfen, wie erreicht werden kann, dass ab 2023 das Steuererklärungsdoppel 
wieder beigelegt wird. 

Eric Weber 

 

 

8. Anzug betreffend mehr Zeit für die Abgabe der Steuererklärung 22.5188.01 
 

Ich finde es als Mensch und als Steuerzahler schon merkwürdig. Bis Ende März soll man die Steuererklärung 
abgeben. Das Steuer Couvert bekommt man aber meistens erst Ende Januar. 

Und viele Unterlagen wie Lohn Bescheinigungen bekommt man auch erst Ende Januar, so vom Grossen Rat. 

Es ist besser, wenn man mehr Zeit für die Steuererklärung hat. Denn wenn man im Februar und im März in den 
Ferien ist, hat man den Termin schon verpasst und man ist zu spät. 

Eine Abgabe der Steuer auf Ende Juni oder bis Ende Juli wäre besser. 

Der Regierungsrat wird gebeten zu prüfen, wie erreicht werden kann, dass man die Steuerunterlagen erst bis Ende 
Juli abgebeben muss. 

Eric Weber 

https://www.zh.ch/de/news-uebersicht/medienmitteilungen/2021/04/suizidpraevention-im-kanton-zuerich-wichtiger-denn-je.html
https://www.suizidpraevention-zh.ch/die-kampagnen/
http://www.fssz.ch/
https://www.berner-buendnis-depression.ch/
https://sero-suizidpraevention.ch/
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9. Anzug betreffend teures Porto für die Steuerverwaltung 22.5189.01 
 

Seit dem Jahr 2021 liegt der Steuererklärung ein Umschlag bei, mit A-Post- Briefmarke aufgeklebt. 

Das ganze zahlt der Kanton. Dieser Luxus kostet den Kanton pro Jahr rund 300 000 Franken. 

Der Regierungsrat wird gebeten zu prüfen, wie erreicht werden kann, dass die Umschläge wieder ohne aufgedruckte 
Briefmarke dem Bürger zugeschickt werden. 

Eric Weber 

 

 

 

Interpellationen 

 

 

Interpellation Nr. 41 betreffend politisiert der Regierungsrat mit Swisslos-Geldern? 22.5157.01 
 

Die Vergabe von Geldern, welche über Geldspiele in den Swisslos-Fonds fliessen wurde in der Vergangenheit schon 
mehrfach Gegenstand von Vorwürfen, der Regierungsrat würde damit v.a. ihm genehme Vorhaben und 
Organisationen unterstützen. Der bisherige Höhepunkt dieser Misstritte datiert aus dem Jahre 2014. Damals 
kritisierte die interkantonale Geldspielaufsicht Gespa (bis 31. Dezember 2020 Comlot), die «Verordnung über die 
Verwendung von Geldern aus dem Swisslos-Fonds (Swisslos-Fonds-Verordnung)» verstosse gegen Bundesrecht.  

Obwohl der Regierungsrat seine Verordnung seither angepasst hat, werden nach wie vor höchst zweifelhafte 
Beiträge gesprochen. So wurden am 18. Januar 2022 CHF 7000.- für einen «Comic für eine ganzheitliche 
Sexualaufklärung zum Thema Lust, Mai 2022», gesprochen. Empfängerin der Gelder ist die auf scharfe Kritik 
gestossene Organisation Sexuelle Gesundheit Schweiz. 

So hat beispielsweise das Jugendnetzwerk Sexuelle Gesundheit Schweiz eine Masturbationskampagne gefahren, 
welche Masturbieren mit dem Zähneputzen gleichsetzt. Zielgruppe sind insbesondere junge Menschen. Die 
Botschaft dahinter: Masturbation gehört für alle zum Alltag. Auch für Kleinkinder. Als der Bundesrat aufgrund von 
Zahlungen des Bundes an Sexuelle Gesundheit Schweiz mit dieser Kampagne konfrontiert wurde, gab er etwas 
verklausuliert zu, dass er mit der Masturbationskampagne von Sexuelle Gesundheit Schweiz nicht glücklich ist. 

Das Grundproblem dahinter ist, dass sich Sexuelle Gesundheit Schweiz für die Anwendung der WHO-Standards in 
der Schweiz ausspricht. Diese Standards möchten die Sexualisierung von Kindern fördern und sprechen bei Kindern 
zwischen 0 – 4 Jahren von „Vergnügen und Lust, den eigenen Körper zu berühren“ sowie von „frühkindlicher 
Masturbation“. Das ist nichts anderes wie Frühsexualisierungs-Propaganda, welche die Kinder anfälliger macht für 
sexuellen Missbrauch! 

Die Swisslos-Geldvergabe wirft aber nicht nur politische, sondern auch juristische Fragen auf. Swisslos-Gelder 
dürfen nur für gemeinnützige oder wohltätige Zwecke im sozialen, kulturellen oder sportlichen Bereich ausgerichtet 
werden. Die Frühsexualisierungs-Propaganda von Sexuelle Gesundheit Schweiz hat aber weder etwas mit 
Gemeinnützigkeit noch mit Wohltätigkeit zu tun. Zudem sind die Mittel zur Verwendung im Kanton selbst oder für 
einen in engem Bezug zum Kanton stehenden Zweck bestimmt. Sexuelle Gesundheit Schweiz hat Geschäftsstellen 
in Bern, Lausanne und Locarno. Ein Bezug zu Basel ist nicht erkennbar. 

Ich bitte den Regierungsrat deshalb um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Fördert der Regierungsrat mit der Vergabe von Swisslos Geldern an Sexuelle Gesundheit Schweiz bewusst 
die Frühsexualisierung nach WHO-Standards? 

2. Warum hält sich der Regierungsrat nicht an seine eigenen Regeln, wonach Swisslos-Gelder "ausschliesslich 
für gemeinnützige oder wohltätige Zwecke im sozialen, kulturellen oder sportlichen Bereich ausgerichtet" 
werden dürfen? 

3. Ist dem Regierungsrat entgangen, dass gemäss seinen eigenen Regeln die Mittel des Swisslos-Fonds "zur 
Verwendung im Kanton selbst oder für einen in engem Bezug zum Kanton stehenden Zweck bestimmt" zu 
verwenden sind? 

4. Falls der Regierungsrat vorgeben will, es handle sich um ein Projekt "mit regionaler oder nationaler 
Bedeutung" – hat er geprüft, ob die dabei zwingende "namhafte Beteiligung des jeweiligen Standortkantons" 
geleistet wurde? Wenn ja, was war das Resultat dieser Prüfung? 

5. Ist der Regierungsrat bereit, die Vergabe an Sexuelle Gesundheit Schweiz unter diesen Bedingungen 
zurückzuziehen, oder – falls das nicht möglich sein sollte – aus seinem Kompetenzkonto (eine weiter 
irreguläre Vergabe aus dem Swisslos-Fonds wäre nicht zu verantworten) einer Organisation, welche der 
SGCH politisch entgegensteht, denselben Betrag zuzusprechen? 

David Trachsel 
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Interpellation Nr. 42 betreffend La Torre 22.5163.01 
 

Auf dem Bruderholz beim Wasserturm steht das Restaurant La Torre. Unlängst wurde in den Zeitungen prominent 
darüber berichtet. 

Der Eigentümer schloss das Restaurant. Sein Ziel: Hier sollten teure Wohnungen entstehen. Als das bekannt wurde, 
stand ein ganzes Quartier Kopf. Sofort wurde eine Petition zum Erhalt des Gebäudes gestartet; innert Kürze kamen 
4000 Unterschriften zustande. Am 5.2.2020 wurde die Petition dem Regierungsrat zur abschliessenden Behandlung 
überwiesen. 

Am 25.11.2020 konnte man einer Medienmitteilung des Regierungsrates entnehmen, dass die Liegenschaft ins 
kantonale Denkmalverzeichnis aufgenommen wurde. In der Medienmitteilung steht geschrieben: „Beim Wohnhaus 
mit Restaurant handelt es sich um ein wichtiges kulturgeschichtliches Zeugnis des in den 1910er-Jahren 
aufkommenden Ausflugstourismus im Allgemeinen und im Speziellen für das Bruderholz.  … Durch seinen 
räumlichen Zusammenhang mit dem Wasserturm, dem Wehrmännerdenkmal und der Batterie (Schanze) von 1815 
verfügt es zudem über eine identitätsstiftende Wirkung für das Bruderholz und verleiht dem Ausflugsort noch heute 
Anziehungskraft». 

Im November 2021 wies das Verwaltungsgericht den Rekurs des Eigentümers gegen die Aufnahme des Hauses ins 
Denkmalverzeichnis zurück.  

Wer heute vorbei spaziert, sieht eine Bauruine. Der Eigentümer hat sich an schützenswerten Bäumen vergriffen, sie 
teilweise gefällt und die Fassade eigenhändig verschmiert. Elektrogeräte liegen im Garten und verrotten. Das Dach 
ist undicht, Fensterscheiben sind eingeworfen. Abfall, Schmutz und verklebte Mauern vervollständigen dieses elende 
Bild – dies alles, obwohl der Eigentümer verpflichtet wäre, zur Bausubstanz und Garten Sorge zu tragen.  

Sollte der Eigentümer den Entscheid des Verwaltungsgerichtes anfechten und den Fall bis ans Bundesgericht 
ziehen, ist mit einem jahrelangen Stillstand in dieser Sache zu rechnen.  

Die Interpellantin bittet den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

- Ist die Regierung bereit, endlich dem Eigentümer Beine zu machen, das Haus in einen Zustand zu bringen, 
welches für den Erhalt der Bausubstanz wichtig ist? 

- Wie ist der Zeitplan des Regierungsrates für eine Instandstellung, damit das Haus nicht weiteren Schaden 
nimmt? 

- Ist der Regierungsrat bereit, im Sinne einer Mediation den Kontakt zwischen Eigentümer und 
Quartierorganisationen herzustellen und eine gütliche Lösung der verfahrenen Situation anzustreben? 

Beatrice Isler 

 

 

Interpellation Nr. 43 betreffend Untätigkeit des Regierungsrats gegen die laufenden 
Verschlechterungen der Postdienstleistungen 

22.5181.01 
 

In den letzten Jahren wurden zahlreiche Postfilialen geschlossen, unlängst auch die Hauptpost, die Briefkästen 
werden nicht mehr kundenfreundlich geleert, für Postfächer muss neu bezahlt werden, A- und B- Post sind teurer 
geworden und wenn es nach einer Expertenkommission geht, wird die Post ab 2030 noch dreimal in der Woche 
verteilt.  

Für einen Betrieb im Eigentum des Bundes, der ein Monopol in der Briefzustellung hat, ist das inakzeptabel. 

Bisher hat der Regierungsrat keine Absicht kommuniziert, sich für die Bevölkerung in Basel, Riehen und Bettingen 
einzusetzen, um die erodierende Kundenfreundlichkeit zu korrigieren. Dies, obwohl Vorschläge unterbreitet worden 
sind, Ersatzlösungen für eine Briefkastenleerung auch am Abend sicherzustellen, z. B. durch Organisationen des 
Zweiten Arbeitsmarktes. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Soll die Bevölkerung alle diese Verschlechterungen akzeptieren? 

2. Besteht nach Kenntnisnahme der künftig weiteren möglichen Verschlechterungen gemäss Expertenbericht 
jetzt Bereitschaft, sich für die Postkundschaft im Kanton einzusetzen? 

Michael Hug  

 

 

Interpellation Nr. 44 betreffend Vortritt an der Grenzacherstrasse 22.5182.01 
 

In der Grenzacherstrasse in Basel endet stadteinwärts der separat geführte Veloweg auf Höhe Eingang der 
Sportanlagen Rankhof. Dann müssen die Velofahrer die Strasse überqueren. Die Vortrittsituation ist unklar geregelt. 
Täglich kommt es zu gefährlichen Situationen, weil einige Velofahrer der Auffassung sind, sie könnten 
vortrittsberechtigt die Strasse überqueren, währenddessen die Autofahrer von ihrem Vortritt ausgehen. 

Deswegen wird der Regierungsrat ersucht, die entsprechenden Abklärungen zu tätigen und um Mitteilung gebeten, 
ob er bereit ist, die Signalisation zu verbessern. 

Stefan Suter 
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Interpellation Nr. 45 betreffend intensivere Nutzung der IWB-Holzkraftwerke um den 
Einsatz von Erdgas massiv zu reduzieren 

22.5183.01 
 

Nach dem kriegerischen Angriff auf die Ukraine ist die Frage opportun, wie es uns gelingt, die Erdgasnutzung zu 
reduzieren. Da die Fernwärme gerade im Winter viel Erdgas braucht, wäre es von grosser Bedeutung, dass wir in 
Basel-Stadt den Erdgasverbrauch, aufgrund der geopolitischen Lage, möglichst schnell reduzieren. 

Die IWB betreibt nahe der Kehrrichtverbrennungsanlage zwei Holzkraftwerke. Diese werden durch regionales Holz 
und Altholz (mit möglichst kurzen Transportwegen) beheizt. Das zweite Holzkraftwerk ist seit Beginn 2019 in Betrieb 
und wurde im Hinblick auf die Klimaziele des Kantons Basel-Stadt erstellt.1  

Die Interpellantin bittet die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie hoch ist die momentane und wie hoch war die Auslastung zu Spitzenzeiten im vergangenen Winter der 
beiden Holzkraftwerke der IWB zur Strom- und Wärmeproduktion? Sind sie bereits zu 100% ausgelastet oder 
gibt es noch Luft nach oben? 

2. Gibt es momentan genügend regionales Waldholz/Altholz in der Region oder müsste zusätzliches 
Waldholz/Altholz gekauft werden um die Holzkraftwerke zu 100% auszulasten?  

3. Falls die beiden Holzkraftwerke noch nicht zu 100% ausgelastet sind, können die Waldholz- und 
Altholzlieferungen aus einer maximalen Transportdistanz von 40 km erhöht werden (rund 79% im Jahr 
20202)? Wenn ja, um wie viel? Um wie viel kann die Anlieferung per Bahn erhöht werden (11% der 
Liefermengen im Jahr 20202)? 

4. Ist der Bau eines dritten Holzkraftwerkes sinnvoll und möglich? Wenn ja, wann und unter welchen 
Bedingungen? 

5. Zu wie vielen Prozenten ist die Bürgergemeinde Basel (BGB), als grösster Waldbesitzer der Region, Lieferant 
von Holz für die Holzkraftwerke? Kann der Anteil Holz der BGB rasch erhöht werden, um den 
Erdgasverbrauch ganz abzuschalten?  

6. Wie viel teurer würde die zusätzliche Nutzung von Holz gegenüber Gas?  

7. Teilt der Regierungsrat die Ansicht, dass der Kanton Basel-Stadt als Eigner der IWB alles erdenklich Mögliche 
unternehmen sollte, um den Erdgasverbrauch zu reduzieren? 

1 https://www.iwb.ch/Ueber-uns/Newsroom/Medienmitteilungen/Basels-zweites-Holzkraftwerk-im-
Testbetrieb.html?fbclid=IwAR0c1ZlRQ5k4U9oZxKTyhRT5sT0ztP-evsYW8ML_HPalfi5u0A6Iv5swKIg 

2 2020 Jahresbericht Holzkraftwerk Basel 

Brigitte Kühne  

 

 

Interpellation Nr. 46 betreffend möglicher Terror-Anschlag in Basel am 28.oder 
29.August 2022 – Heikler Zionistenkongress mit Staatspräsidenten in Basel 

22.5186.01 
 

Die politische Weltlage ist nicht einfach. Es kann sehr schnell eine Zuspitzung stattfinden, die sich auch auf die 
Arabische Welt überträgt. 

Als Journalist habe ich die grosse Begabung, weiträumig in die Zukunft zu blicken und erkenne schon oft ganz 
genau, was sich in den nächsten Monaten und Jahren entwickeln wird. Ich schaue über den Basler Teller-Rand 
hinaus. 

In Basel findet eine Jubiläumsfeier zum Ersten Zionistenkongress vor 125 Jahren statt. Für Sonntag, 28. August 
2022, ist eine erste Veranstaltung in Form einer Tagung im Congress Center vorgesehen. Die eigentliche 
Jubiläumsfeier steigt am Tag darauf, am Montag, 29. August, im Stadtcasino. Dort wurde vor 125 Jahren Israel 
gegründet. Daher kommen jedes Jahr viele jüdische Gäste nach Basel. 

Der Basler Regierungsrat sagt, er freue sich, dass der Festanlass in Basel stattfinde. 

1. Ist sich die Basler Regierung bewusst, dass dieser Kongress in Basel politisch zum Zündstoff werden kann? 

2. Hat die Basler Regierung schon eine provisorische Gästeliste erhalten? 

3. Wer ist gegenüber dem Kongress und der Jubiläumsfeier verantwortlich? Ich meine, mit welchen Stellen ist 
die Regierung in Kontakt für die zwei Veranstaltungen Ende August? Ist der Schweizerische Israelitische 
Gemeindebund (SIG) der Ansprechpartner der Regierung? 

4. Wird der Staatspräsident oder der Ministerpräsident aus Israel erwartet? Wird dieser im Drei König 
übernachten, in der Theodor Herzl Suite? 

5. Wie viel Polizei steht für die Sicherheit zur Verfügung? Oder ist der Bund, also die Schweiz, für diesen Anlass 
Ende August zuständig? 

6. Unter welchen Bedingungen könnte der Kanton BS diese Tagung Ende August absagen? Z.B. wenn eine 
konkrete Bedrohungs-Lage vorhanden wäre? 

7. Wann wäre Z.B. eine konkrete Bedrohungs-Lage vorhanden? Ich bitte hier die Regierung um zwei Beispiele? 

https://www.iwb.ch/Ueber-uns/Newsroom/Medienmitteilungen/Basels-zweites-Holzkraftwerk-im-Testbetrieb.html?fbclid=IwAR0c1ZlRQ5k4U9oZxKTyhRT5sT0ztP-evsYW8ML_HPalfi5u0A6Iv5swKIg
https://www.iwb.ch/Ueber-uns/Newsroom/Medienmitteilungen/Basels-zweites-Holzkraftwerk-im-Testbetrieb.html?fbclid=IwAR0c1ZlRQ5k4U9oZxKTyhRT5sT0ztP-evsYW8ML_HPalfi5u0A6Iv5swKIg
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8. Seit vielen Jahren gibt es immer wieder Krach zwischen Juden und Arabern. Flugzeug-Entführungen, Terror-
Anschläge und sonstige Aktionen. Wie ist unser Kanton gewappnet, dass es in Basel nicht zu einem Terror-
Anschlag kommt? Die Grenzen zu Frankreich und Deutschland sind offen. 

9. Wird der Luftraum über Basel Ende August gesperrt? 

10. Wird der Raum um das Congress Center und um das Stadtcasino abgesperrt? 

11. Werden Spürhunde das Congress Center und das Stadtcasino durchsuchen? 

12. Bekommen die Tagungs-Veranstalter das Congress Center und das Stadtcasino kostenfrei zur Verfügung 
gestellt und der Kanton Basel-Stadt zahlt alle Ausgaben? 

13. Müssen die Kongress Teilnehmer das Hotel selbst bezahlen oder übernimmt das der Kanton? 

Eric Weber 

 

 

Interpellation Nr. 47 betreffend Vernehmlassung «Neue Mobilitätsstrategie» - «Basel 
unterwegs – klimafreundlich ans Ziel» 

22.5193.01 
 

Zurzeit läuft die öffentliche Vernehmlassung zum Entwurf einer neuen Mobilitätsstrategie. Das Papier beinhaltet 
zahlreiche Massnahmen, welche einen Beitrag zur Erreichung einer Reihe von Wirkungszielen leisten sollen. Konkret 
sollen die Erreichbarkeit Basels erhöht, die Verkehrssicherheit verbessert, Klimaneutralität erzielt und die 
Lebensqualität gesteigert werden.  

Um die Wirkung der vorgeschlagenen Massnahmen hinsichtlich der Zielerreichung adäquat einschätzen zu können, 
ist ein klares Verständnis dieser Massnahmen zwingend. Leider werden im Massnahmenplan einzelne Massnahmen 
lediglich summarisch aufgelistet, obwohl sie teilweise bereits in diesem Jahr umgesetzt werden sollen. 
Weiterführende Erläuterungen fehlen, was eine Einschätzung der Massnahmen im Hinblick auf die Zielerreichung 
faktisch verunmöglicht.   

Aus diesem Grund bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der nachfolgenden Fragen zum besseren 
Verständnis der Mobilitätsstrategie:  

1. Im Kapitel 3.3 (Flächenverbrauch des Verkehrs reduzieren) werden als Sofortmassnahmen (Umsetzung noch 
in diesem Jahr) 3 bis 4 Beispiele von Fahrspuraufhebungen bzw. Fahrspuraufteilungsüberprüfungen verlangt. 
Angesichts des kurzen Umsetzungshorizonts dürften in diesem Fall konkrete Fallbeispiele erwartet werden. 
Entsprechende Angaben fehlen jedoch. In welchen Strassen sollen diese Massnahmen umgesetzt werden?  

2. Weiter ist als Sofortmassnahme in Kapitel 3.3 die Rede von «einfachen Durchfahrtssperren an Knoten» zur 
Reduktion des Durchgangsverkehrs. Was genau ist unter solchen Durchfahrtssperren zu verstehen? Wo sind 
sie vorgesehen?  

3. Und ebenfalls in Kapitel 3.3 ist als Massnahme ab 2022, also bereits ab diesem Jahr, vorgesehen, einzelne 
Quartierstrassen versuchsweise autofrei zu gestalten. Welche Quartierstrassen sollen versuchsweise 
«autofrei» gestaltet werden? Und was ist unter «autofrei» genau zu verstehen? 

4. Im Kapitel 3.4 (Stadt der kurzen Wege) wird das Ziel «Einrichtung von ca. 5 zusätzlichen Begegnungszonen 
pro Jahr» festgelegt. Der Antrag zur Errichtung einer Begegnungszone muss jedoch von Seiten der 
Anwohnerinnen und Anwohner der betroffenen Strasse gestellt werden und es ist eine 2/3 Mehrheit der 
Haushalte vor Ort notwendig. Wie kann folglich von Seiten des Kantons eine quantitative Zielangabe 
vorgegeben werden?  

5. Im Kapitel 3.7 (Chancen von Digitalisierung und Innovation nutzen) ist die Rede von einem «Konzept 
Verkehrslenkung Grossbasel West». Handelt es sich hierbei um einen Teil des bereits in Umsetzung 
begriffenen städtischen Verkehrslenkungskonzepts, welches durch die Realisierung mehrerer 
Dosierungsanlagen realisiert werden soll? Oder sind in Grossbasel weitergehende Massnahmen vorgesehen? 
Und wenn ja, welche?  

6. Ebenfalls in Kapitel 3.7 ist die Rede von einem «Wegweisungskonzept zur besseren Lenkung des 
Durchgangsverkehrs». Dieses Konzept wird in den Erläuterungen nicht näher ausgeführt. Was ist hierunter zu 
verstehen?  

Abschliessend wird eine Wirkungsabschätzung verschiedener Massnahmen hinsichtlich des Ziels, die 
Verkehrsleistung des fossilen motorisierten Individualverkehrs (MIV) zu senken durchgeführt. So sollen der Ausbau 
der Ladestationen und die weitere Förderung der Elektromobilität zu einem Rückgang der Verkehrsleistung des 
fossilen MIV um 12 bis 16 Prozent, Road Pricing zu einem Rückgang von 3 bis 6 Prozent, der Ausbau des S-Bahn-
Netzes um «bis zu 3 Prozent», derjenige des Tramnetzes um 1 bis «gut 2 Prozent», die Umsetzung des 
Teilrichtplans Velo um «bis zu 2 Prozent» und ein zielgruppenspezifisches Mobilitätsmanagement um 2 bis 4 Prozent 
führen.  

7. Aufgrund der Erläuterungen zur Wirkungsabschätzung kann die Methodik zur Quantifizierung dieser Werte 
nicht nachvollzogen werden. Zudem haben die Wirkungsschätzungen der einzelnen Massnahmen teilweise 
beträchtliche Spannweiten. Wurden die Werte nach einer spezifischen wissenschaftlichen Methodik 
berechnet? Oder handelt es sich letztlich um reine Schätzwerte? Mit welcher Unsicherheit sind diese 
Aussagen behaftet? 

Nicole Strahm-Lavanchy 
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Interpellation Nr. 48 betreffend behördliche Beeinflussung, Beeinträchtigung und 
Verunglimpfung der aktuellen Referenden gegen den Abbau der Rechte in den 
Familiengärten? 

22.5196.01 
 

Seit dem 26. März und noch bis und mit 7. Mai 2022 läuft die gesetzliche Frist zum Sammeln von 2'000 gültigen 
Unterschriften unter das SVP-Referendum «NEIN zu missratenen Familiengartengesetz!» sowie unter das BastA!-
Referendum »NEIN zur Aufhebung von Familiengärten!» Bei Zustandekommen der Referenden wird im Sommer der 
Abstimmungskampf und im Herbst die Volksabstimmung folgen.  

Es ist üblich und entspricht den langjährigen Gepflogenheiten, dass sich die Regierung und die einzelnen 
Verwaltungseinheiten im Vorfeld nicht äussern. Ausnahmen werden regelmässig heftig diskutiert.  

Nun stehen glaubwürdige Aussagen im Raum, wonach es sogar bereits im jetzigen heiklen Zeitpunkt der 
Unterschriftensammlung zu massiven behördlichen Versuchen der Beeinflussung gekommen ist. Im Einzelnen 
handelt es sich demnach um eine Vielzahl behördlicher Anrufe mit Verwicklung in Gespräche.  

Wo den Familiengarten-Vertrauenspersonen solche Gespräche aufgedrückt worden sind, soll es auch konkrete 
Versuche gegeben haben, direkt Betroffene von der Unterzeichnung und gar vom Unterschriftensammeln 
abzubringen. Überdies sollen solche Vertrauenspersonen dazu gedrängt worden sein, auf weitere Personen 
Referendums-kritisch Einfluss zu nehmen. Das soll sogar zu einer Art Verbot, im Familiengartenareal zu sammeln, 
geführt haben. 

Ich frage die Regierung: 

1. Weiss sie davon, dass aus den Reihen der Stadtgärtnerei trotz laufender Referendumsfrist gezielt 
telefonische Kontakte gesucht worden sind bzw. werden:  

a) zu Präsidenten von Familiengartenvereinen, 

b) zu Vorstandsmitgliedern, 

c) zu einzelnen PächterInnen? 

2. Weiss sie davon, dass solche Kontaktnahmen und Anrufe aus dem Kader der Stadtgärtnerei stammen? 

3. Weiss sie davon, dass gezielt PräsidentInnen von Familiengartenvereinen in Gespräche verwickelt worden 
sind bzw. werden mit den erklärten oder nicht deklarierten Zielen:  

a) Abstand von den beiden laufenden Referenden (SVP und BastA!) zu nehmen,  

b) diese nicht zu unterzeichnen,  

c) und in Referendumskomitees nicht mitzumachen?  

4. Weiss sie davon, dass FamiliengartenvereinsräsidentInnen auf die Idee gebracht worden sind, ihre 
PächterInnen: 

a) von der Unterzeichnung der Referenden abzubringen,  

b) und/oder ihnen den Verzicht auf das Sammeln im Familiengartenareal nahezulegen? 

5. Weiss sie davon, dass einzelne gegen die Gesetzesverschärfung gerichtete Referendums-Argumente direkt 
verbal angegriffen und mitunter als «feige» bezeichnet worden sind? 

6. Geschah bzw. geschieht dies mit Wissen und Willen:  

a) des obersten Stadtgärtners, 

b) der zuständigen Regierungsrätin? 

7. Ist der behördliche Versuch, auf Referendumssammlungen Einfluss zu nehmen, zu rechtfertigen: 

a) aus beamtenrechtlicher Sicht, 

b) aus demokratischer Sicht? 

8. Wie stellt sich die Regierung zu diesen Verhaltensweisen, falls sie die Vorfälle bestätigt? Und falls sie die 
Tatbestände offen lassen würde: Wie würde sie sich generell zu solchen Vorgehensweisen stellen? 

9. Ist sie bereit, alles Mögliche vorzukehren, um: 

a) solche Einflussnahmen ohne Verzug zu stoppen,  

b) weitere Beeinflussungsversuche zu unterlassen, 

c) und die demokratischen Gepflogenheiten wiederherzustellen? 

Beat Leuthardt 

 

 

Interpellation Nr. 49 betreffend Entlastung von Armutsbetroffenen aufgrund hoher 
IWB-Rechnungen 

22.5199.01 
 

Die Industriellen Werke Basel verteuern aufgrund der Erhöhung der Preise an den Energiemärkten wegen der 
Inflation und dem Krieg in der Ukraine die Preise für Gas und Fernwärme teils massiv. Die Preissteigerungen auf den 
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internationalen Märkten sowie der Ausbau des Fernwärmenetzes sind die hauptsächlichen Gründe für die 
Preiserhöhung. Auch wenn nur ein Teil der Erhöhung an die Kunden und Kundinnen weitergegeben werden, wird 
sich die Erhöhung der Energiekosten bei Armutsbetroffenen existentiell und überproportional auswirken.  

In Basel besteht für Menschen in einer Notlage über diverse soziale Einrichtungen die Möglichkeit über den IWB-
Fonds ein Gesuch bei Plusminus für offene IWB-Rechnungen zu stellen. Es muss damit gerechnet werden, dass in 
den kommenden Jahren mehr Personen und Familien in eine solche Situation kommen. Der IWB-Fonds ist finanziell 
limitiert und stark reglementiert – es stellt sich die Frage, ob eine Erhöhung des Fonds und ein Abbau limitierender 
Bestimmungen angezeigt wäre.  

Gemäss den Informationen zu den Unterstützungsrichtlinien der Sozialhilfe Basel-Stadt ist der Energieverbrauch und 
somit die IWB Rechnungen aus dem Grundbedarf zu zahlen. Diese Kosten belasten das monatliche Budget von 
sozialhilfebeziehenden Menschen sehr. Die Möglichkeit einer monatlichen Rechnungsstellung ist zwar aus Sicht der 
Schuldenprävention sinnvoll – beinhaltet aber keine finanzielle Entlastung, sondern nur eine bessere Verteilung auf 
das Budget.  

Die Teuerung hat angezogen und wird es in den kommenden Monaten auch weiterhin tun. Zurzeit ist diese in der 
Schweiz 2.4% höher gegenüber März 2021 und ist damit so hoch wie seit 2008 nicht mehr. Die aktuell herrschende 
Inflation wird den Druck auf armutsbetroffene Personen, Working Poor und Familien mit tiefen Einkommen massiv 
steigen lassen und die Armut und Ungleichheit in der Gesellschaft weiter verschärfen. 

Bezugnehmend auf die geschilderten Problemstellungen, bitte ich die Regierung um die Beantwortung folgender 
Fragen: 

1. Ist der Regierungsrat auch der Meinung, dass die steigenden Energiekosten eine grosse finanzielle Belastung 
für sozialhilfebeziehende Menschen und Working Poor zur Folge haben wird?  

2. Ist der Regierungsrat auch der Meinung, dass in Zeiten einer Inflation die Erhöhung der Preise und der 
Energiekosten, sich nicht existentiell verschärfend auf armutsbetroffene Einzelpersonen und Familien 
auswirken darf?  

3. Welche Massnahmen plant die Sozialhilfe Basel-Stadt zur Entlastung von Sozialhilfebeziehenden sowie 
Familien mit tiefen Einkommen aufgrund der zukünftigen hohen IWB-Rechnungen?  

4. Ist der Regierungsrat bereit, die Unterstützungsrichtlinien der Sozialhilfe so anzupassen, dass die 
Energiekosten nicht mehr aus dem Lebensunterhalt zu bezahlen sind? 

5. Ist der Regierungsrat bereit, eine finanzielle Unterstützung an die Energiekosten für Personen mit 
Prämienverbilligung zu prüfen? 

6. Prüft die Regierung des Kantons Basel-Stadt die Erhöhung des IWB-Fonds sowie einen niederschwelligen 
Zugang zu weiteren finanziellen Hilfen, damit ausstehenden IWB-Rechnungen von Working Poors und 
armutsbetroffenen Familien übernommen werden können? 

Oliver Bolliger 

 

 

Interpellation Nr. 50 betreffend “Abriss auf Vorrat” an der Spitalstrasse 51 / St. 
Johanns-Ring 19 

22.5205.01 
 

Am 30.3.2022 wurde im Kantonsblatt der «Abbruch Spitalstrasse 51/St. Johanns-Ring 19» publiziert. Inhalt des 
Bauvorhabens ist der Rückbau des Gebäudes Spitalstrasse 51 sowie der Umbau St. Johanns-Ring 19 mit 
Baumfällungen (voraussichtlich 2022-2023). Danach sollen während etwa fünf Jahren auf dem Areal Baustellen-
Container für den Neubau des Departements Biomedizin aufgestellt werden. Was nach dem Ende dieser Phase 
kommt, bleibt ungewiss. Die definitive bauliche Entwicklung auf dem Baufeld 4 ist noch nicht bekannt. Eigentümer 
der Parzelle ist der Kanton Basel-Stadt. 

Direkt gegenüber der Parzelle, auf der anderen Seite der Spitalstrasse, befinden sich die seit Jahren von Baustellen 
und Lärm geplagten Schulhäuser St. Johann (Primar), Vogesen (Sekundar) und der für Kinder und Jugendliche aus 
dem Quartier wichtige rote Platz. Dieses Abbruch- bzw. Bauvorhaben wird auf die Schulhäuser enorme 
Auswirkungen haben. Einmal mehr (nach UKBB 2007-2011, Biozentrum 2013-2021, Sanierung Primarschule St. 
Johann 2015-2016, Sanierung Schwimmhalle und Pausenplatz Vogesen 2018-2019, Sanierung Pestalozzischulhaus 
2021-2022, Departement Biomedizin 2021-2025) werden monatelang Lärm, Erschütterungen, Schmutz, 
Lastwagenverkehr und Beeinträchtigung des Schulwegs zu erwarten sein. Gemäss publiziertem Lärmkonzept soll die 
lärmige Bauphase 21 Monate dauern und die lärmintensiven Bauarbeiten 11 Monate. Die lärmigen und 
lärmintensiven Bauarbeiten sollen zwischen 07:00 und 12:00 sowie zwischen 13:00 und 17:00 erfolgen. Also 
während der Schulweg- und Schulzeiten. Lärmbelastung in jungen Jahren ist besonders schädlich und kann zu 
Hörminderung, Ohrgeräuschen, körperlichen Stressreaktionen, Schlafstörungen, Schwierigkeiten beim Lernen 
führen. Die Nachbarschaft wird als «Wohngebiet» bezeichnet. Tatsächlich sind aber hauptsächlich Schulen betroffen. 
Die Schulen wurden vor Publikation des Baugesuchs nicht einbezogen oder informiert.  

Wenn das Gebäude an der Spitalstrasse 51 abgerissen wird, muss eine neue Heizzentrale gebaut werden für das 
Gebäude am St. Johannsring 19. Die Totalkosten gemäss Baueingabe für Abriss und Autonomisierung belaufen sich 
auf 5.37 Mio Franken. Die Universität kommunizierte bisher immer, dass auch das Gebäude am St. Johannsring 19 
nicht zu erhalten sei, dennoch soll es eine neue Heizung bekommen. Die Interpellantin ist über dieses Vorgehen sehr 
erstaunt. Ein Abriss «auf Vorrat» widerspricht auch dem Gebot der Bauökologie, das in Zeiten des Klimanotstandes 
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dringend angezeigt ist. Erstellung, Betrieb und Abriss von Gebäuden verursachen rund 40 Prozent des weltweiten 
CO2-Ausstosses. Nicht jeder CO2-Ausstoss ist vermeidbar. Umso mehr ist es entscheidend, die vermeidbaren zu 
identifizieren. Aus Klimasicht am effizientesten ist es, Altbauten zu sanieren, anstatt sie abzureissen und neu zu 
bauen. Ein Abriss auf Vorrat, ohne Plan, was auf dem Baufeld 4 in Zukunft vorgesehen ist, erscheint der 
Interpellantin vermeidbar. Die immense Vernichtung grauer Energie ist unnötig. 

Darum möchte die Interpellantin von der Regierung wissen: 

1. Was ist auf dem Baufeld 4 / Parzellen Spitalstrasse 51/St. Johanns-Ring 19 nach dem Abriss geplant?  

2. Was würde ein sofortiger Stopp der Abrisspläne bedeuten? Wurden Alternativen zum Abriss geprüft? Könnte 
die Tragstruktur erhalten und die Vernichtung grauer Energie vermieden werden? 

3. Warum können die Baustelleninstallation fürs Departement Biomedizin nicht am selben Ort wie beim 
Biozentrum/ETH-Gebäude aufgestellt werden? 

4. Ist die Regierung der Auffassung, dass es angemessen ist Bäume für ein Baustellenprovisorium zu fällen? 

5. Wenn das Gebäude an der Spitalstrasse 51 abgerissen wird, muss eine neue Heizzentrale gebaut werden für 
das Gebäude am St. Johannsring 19. Ist das Vorgehen, das Gebäude an der Spitalstrasse 51 abzureissen 
und dann eine Heizzentrale zu bauen für das Gebäude am St. Johannsring 19, das womöglich ebenfalls 
abgerissen werden soll, nicht ein Widerspruch? Ist beim Neubau Departement Biomedizin ein derart hohes 
Budget für Baustelleninstallationen vorgesehen? Wer kommt für diese Kosten auf? 

6. Wurde beim Lärmkonzept im Baugesuch die unmittelbare Nähe zu den Schulen berücksichtigt? Und wurde 
berücksichtigt, dass dieser Abriss im Zusammenhang mit der Baustelle des Departements Biomedizin steht 
und bei längerer Bauzeit Lärmschutzmassnahmen verschärft werden müssen? Wie ist die andauernde 
Lärmbelastung, die automatisch dazu führt, dass die Fenster der Klassenzimmer geschlossen bleiben 
müssen, mit der Corona-Massnahme, oft die Zimmer zu lüften, zu vereinbaren?  

7. Wer im Kanton kümmert sich um das Wohl der Schulkinder und Lehrpersonen und um ein gesundes 
Lernumfeld an Schulen, die durch Baustellen übermässig belastet sind? Was wird zum Schutz der 
Schulkinder und Lehrpersonen getan? 

8. Wie ist dieses Bauvorhaben (zeitlich) koordiniert mit den Containern beim Primarschulhaus St. Johann, in 
welchen ab August zusätzliche Primarklassen infolge Sanierung des Volta-Schulhauses untergebracht 
werden?  

Alexandra Dill 

 

 

Interpellation Nr. 51 betreffend «Absagen für die Swissbau – das nächste Desaster 
bei der MCH Group?» 

22.5206.01 
 

Nach dem schleichenden Niedergang der Baselworld und der Muba gibt es kaum mehr Messen mit entsprechender 
Ausstrahlung in Basel. Eine Ausnahme bildete für die MCH Group, neben der ART Basel, bis anhin die Swissbau 
(Messe für den Gebäudesektor). Diese findet in diesem Jahr anfangs Mai statt, nachdem sie corona-bedingt vom 
Januar in den Frühling verschoben werden musste. 

Nun berichtet die Basler Zeitung am 21. April 2022, dass von den ursprünglich zwischen 500 und 600 angemeldeten 
Aussteller nun deutlich weniger an der Messe teilnehmen werden. U.a. haben sich einige Unternehmen aufgrund des 
neuen Datums der Messe zurückgezogen. So werden wohl nur rund 250 Aussteller präsent sein – bei der letzten 
Ausgabe waren es noch 900 Aussteller gewesen. 

Hauptsächlich seien aber die Absagen damit begründet, dass die Messe ihnen den Aufbau des eigenen Stands 
untersagt und nur vorgefertigte Theken à 25 oder 50m2 bewilligt, welche von der Swissbau kostenpflichtig (!) zur 
Verfügung gestellt werden und verwendet werden müssen. Gleichzeitig sei die Ankündigung dieser Massnahme sehr 
kurzfristig erfolgt, was für die Firmen überraschend kam. Diese Massnahme und eine Neukonzipierung der Swissbau 
in «Swissbau Compact» durch die Messeleitung führte nun dazu, dass sogar grosse Firmen wie Siemens Schweiz 
zurückgezogen haben.  

Einmal mehr zeigt sich die MCH Group von ihrer kommunikativ schlechtesten Seite. Nachdem man durch 
jahrelanges Missmanagement alle relevanten Aussteller der «Basel World» mit immer neuen Auflagen und 
überrissenen Kosten aus Basel (nach Genf) vertrieben hat, scheint sich nun dieser Umstand auch bei der Swissbau 
zu wiederholen.  

Ganz offensichtlich scheint auch die neue Leitung der MCH Group nicht willens oder fähig, sich gegenüber 
Ausstellern demütig oder gar flexibel zu zeigen – viel lieber klopft man beim Kanton für neue Steuermillionen an, um 
das jahrelange Missmanagement des Verwaltungsrates und der operativen Leitung zu überdecken.  

Die Interpellantin bittet den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Trifft es zu, dass Aussteller die Teilnahmezusage relativ kurzfristig zurücknahmen? 

2. Falls ja, wie viele Aussteller sagten ab? 

3. Wie hoch ist der dadurch entstandene finanzielle Schaden für die MCH Group, nachdem man zuerst mit 
offenbar knapp 600 Ausstellern gerechnet hat? 

4. Wie hoch schätzt der Regierungsrat, aufgrund dieser Absagen, den finanziellen Schaden für Zulieferer, 
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Gastrobetriebe und die Hotellerie in Basel-Stadt? 

5. Weshalb war die operative Leitung der Messe nicht willens und fähig, mit den Ausstellern eine 
einvernehmliche Lösung zu finden und von fixen Vorgaben abzuweichen? 

6. Hält der Regierungsrat dieses Vorgehen der Messeleitung und des Verwaltungsrates für den Messestandort 
Basel für förderlich und vertrauensbildend, wenn gleichzeitig die MCH Group zum wiederholten Male - 
aufgrund des jahrelangen Missmanagements von Messeleitung und Verwaltungsrat - weitere Steuermillionen 
beantragt? 

7. Wie will der Regierungsrat sicherstellen, dass die Swissbau zu altem Glanz zurückfindet und welche 
konkreten Massnahmen ergreift er via seine Vertretungen im Verwaltungsrat? 

8. Hält es der Regierungsrat, angesichts anhaltender Negativschlagzeilen (Swissbau, Hallendeal BVB/MCH, 
Absage Baselworld, Kapitalerhöhung, Darlehenserlass) und weiterhin leerer Messehallen, noch für opportun, 
an den offenkundig erfolg- und wirkungslosen Verwaltungsräten festzuhalten, welche der Kanton stellt oder 
will der Regierungsrat nicht auch endlich zur Einsicht gelangen, dass für das Gremium nun Profis gefordert 
sind, welche nicht in irgendeiner Art und Weise mit dem Regierungsrat verbandelt sind? 

Daniela Stumpf 

 

 

Interpellation Nr. 52 betreffend Sommer 2022 im Hafenareal 22.5207.01 
 

Der Sommer nähert sich mit grossen Schritten und damit auch die Zeit, in der das Hafenareal rund um die 
Uferstrasse besucht wird. Kürzlich war der Presse zu entnehmen, dass die Kontingente für die Areale stark, 
respektive um die Hälfte gekürzt werden für den Sommer 2022. Den Betreibenden fehlt jegliche schriftliche 
Begründung und das zuständige AUE beruft sich auf bundesrechtliche Vorgaben.  

Der Regierungsrat hat in der Vergangenheit erfreulicherweise mehrfach betont, dass die Belebung des Hafenareals 
sehr positiv sei und die dortigen Arealbetreibenden eine wichtige Funktion innehätten. Einmal mehr schlägt sich 
diese positive Grundhaltung nicht in den tatsächlichen Auflagen und Bewilligungsvorgaben nieder.  

In diesem Zusammenhang bitte ich um die Beantwortung der folgenden Fragen:  

1. Wie stark werden die Kontingente für lärmintensive Veranstaltungen an der Uferstrasse gekürzt und wie 
begründet der Regierungsrat diese im Detail? 

2. Wie werden die Gesuchstellenden über die geltenden Rahmenbedingungen und die Begründungen 
informiert?  

3. In der Beantwortung zu meiner Interpellation vom September 2021 betreffend "Mehr Ohrenmass in der 
Bewilligungspolitik" kündigte der Regierungsrat an, bis Ende 2021 die im BIV festgelegten Parameter zu 
überprüfen, auch unter Berücksichtigung der neu geltenden Nachtruhe ab 23 Uhr sowie der angepassten 
Lärmempfindlichkeitsstufen für gewisse Gebiete. Was für eine Auswirkung hat die in Aussicht gestellte 
Liberalisierung für die Uferstrasse? 

4. Welche bundesrechtlichen und kantonalen Bestimmungen müssten ganz konkret angepasst werden, um mehr 
Veranstaltungen in LESB 3-Zonen zu ermöglichen?  

Salome Hofer 

 

 

 

Schriftliche Anfragen 

 

 

1. Schriftliche Anfrage betreffend Bearbeitungsdauer von Steuererklärungen von 
natürlichen Personen 

22.5184.01 
 

Es ist wieder Steuererklärungs-Saison. Bis Ende März sind die Steuerpflichtigen dazu angehalten, ihre 
Steuererklärung einzureichen oder eine Fristerstreckung zu beantragen. Einige Steuerpflichtige nutzen diese 
Möglichkeit ausgiebig und schieben das Ausfüllen der Steuererklärung hinaus, bis es nicht mehr geht. Andere füllen 
diese zügig aus, um möglichst bald eine Steuerveranlagung zu erhalten und ihre Steuerpflicht zu erledigen. 

Leider wird dieses Anliegen nicht immer erfüllt. Dem Fragesteller sind mehrere Fälle bekannt, bei denen die 
Steuerveranlagung sehr lange auf sich warten liess bzw. lässt. Teilweise auch mehr als ein Jahr. Nicht immer handelt 
es sich dabei um komplexe Steuererklärungen. Auch relativ einfache Steuererklärungen können offensichtlich viel 
Zeit in Anspruch nehmen. Dies ist unbefriedigend, vor allem in Fällen, wo man sich darum bemüht hat, die 
Steuererklärung rasch auszufüllen. 

Ich bitte den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Was ist die durchschnittliche Bearbeitungsdauer einer Steuererklärung von natürlichen Personen vom 
Einreichen der Steuererklärung bis zur Steuerveranlagung (ohne allfällige Einspracheverfahren)?  
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2. Wie hat sich die durchschnittliche Bearbeitungsdauer über die letzten fünf Jahre entwickelt? 

3. Wie viele Steuererklärungen haben eine Bearbeitungsdauer (ohne Einspracheverfahren) von: 

a. 6 Monaten? 

b. 9 Monaten? 

c. 1 Jahr? 

d. 2 Jahre oder mehr? 

4. Was sind die idealen Erledigungsfristen, an denen sich die Steuerverwaltung bei der Bearbeitung einer 
Steuererklärung orientiert? 

5. Wie hoch ist nach Ansicht der Steuerverwaltung der Rückstand? Ab wann bezeichnet die Steuerverwaltung 
die Bearbeitung einer Steuererklärung als «im Rückstand»? 

6. Wie erfolgt das Rückständemonitoring?  

7. Welche Massnahmen ergreift die Steuerverwaltung, um Rückstände abzubauen? 

8. Was ist nach Ansicht der Steuerverwaltung die Ursache für die bestehenden Rückstände? Hat die Pandemie 
zu zusätzlichen Rückständen geführt? 

9. Wie wirkt sich die Einführung der vollständig digitalisierten Steuererklärung auf die durchschnittliche 
Bearbeitungsdauer aus? 

10. Hat die Komplexität der Steuererklärung einen Einfluss auf die Bearbeitungsdauer? Oder anders gefragt: 
Erhält man die Steuerveranlagung schneller, wenn man eine einfache Steuererklärung hat? 

Luca Urgese  

 

 

2. Schriftliche Anfrage betreffend Russische Gelder bei der Basler Kantonalbank 22.5190.01 
 

In der Schweiz lagerten 2021 russische Vermögenswerte von 14,5 Milliarden Euro. Fast ein Drittel aller im Ausland 
geparkten russischen Vermögen liegt in der Schweiz. Und: 80 Prozent des russischen Rohstoffhandels laufen über 
die Schweiz. 

Vor allem kleinere, diskrete Kantonalbanken sind bei Putins Oligarchen beliebt und verdienen sich dabei eine 
goldene Nase. Viele Flugzeuge, die reichen Russen gehören, werden in Basel umgebaut. Ich habe mich schon oft 
mit Russischen Stewardessen in Basel unterhalten, die in der Stadt warten, bis der Innenausbau vom Flugzeug fertig 
ist. Sie sind meistens für fünf Tage in Basel und wohnten z.B. im Hilton Hotel oder im Drei König. 

1. Wurden Vermögen von Putins Entourage bei der Kantonalbank Basel eingefroren? 

2. Was bedeutet genau das Wort „eingefroren“. Können die Gelder zu einem späteren Zeitpunkt dem Besitzer 
dann ausbezahlt werden? 

3. Wie viele Kunden mit Russischem Pass hat die Basler Kantonalbank? Wie viele dieser Kunden haben einen 
Wohnsitz in Russland? Wie viele Kunden (mit russischem Pass) haben einen Wohnsitz in der Schweiz? 

4. Jet Aviation arbeitet auch für Flugzeuge aus Russland. Hat die Firma Jet Aviation ein Konto bei der Basler 
Kantonalbank? Wenn ja, warum wird das Konto nicht gekündigt? 

5. Hat die Basler Kantonalbank bereits Vermögenswerte von Oligarchen eingezogen? Wenn ja, wie hoch sind 
diese Werte? Und was passiert nun mit diesem Geld konkret? 

6. Es gibt viele Kantonalbanken in der Schweiz. An welcher Stelle steht die Basler Kantonalbank in Bezug auf 
die Grösse und des Vermögens der Gelder? Sicherlich ist die Zürcher Kantonbank die grösste Bank der 
Schweiz? 

7. Viele Kantonalbanken der Schweiz lehnen auch Kontos von Schweizer Bürgern ab und sagen dies: „Aus 
Reputationsgründen wollen wir kein Konto mit Ihnen.“ Dieser freche Satz sagte mir eine Kantonalbank in der 
Schweiz. Daher frage ich ganz konkret: Wie viele Kontoeröffnungen oder Wertschriften-Depots hat die Basler 
Kantonalbank gegenüber möglichen Kunden abgelehnt, z.B. mit der Erklärung „aus Reputationsgründen“. 

8. Warum kann eine Kantonalbank ein Konto mit einem Schweizer Bürger ablehnen? 

9. Wenn ein Schweizer Kunde, der reich ist und keine Schulden hat, kein Konto bei der Kantonalbank bekommt, 
welchen Beschwerde-Weg hat er? Welche Möglichkeiten gibt es da, sich zu beschweren? Muss man sich an 
die Schweizer Banken Vereinigung wenden oder an welche Institution? 

10. Wie viele Beschwerden gegen die Basler Kantonalbank gab es? Was war deren Inhalt? 

11. Wurden Vermögenswerde von Oligarchen in Basel eingezogen? 

12. Wurden Vermögenswerde von Putin in Basel eingezogen? 

Eric Weber 
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3. Schriftliche Anfrage betreffend Ökostrom nutzen 22.5191.01 
 

Ein grosser Teil der Emissionen geht auf Stromerzeugung aus Kohle und Gas zurück. 

Wenn wir auf Strom aus erneuerbaren Energiequellen wie Wind-, Sonnen- oder Wasserkraft setzen, wird deutlich 
weniger Kohlendioxid produziert. Viele Anbieter werben mit dem Begriff Ökostrom und speisen doch konventionellen 
Strom in ihre Netze. 

1. Gibt es „grüner Strom“ in Basel? 

2. Bezieht Basel-Stadt Strom aus Russland? 

3. Wieviel des Basler Stroms ist aus Wind-, Sonnen- oder Wasserkraft? Ich bitte hier um eine genaue Auflistung. 
Danke. 

4. Gibt es den Begriff Ökostrom in Basel? Und was ist genau damit gemeint? 

5. Wie soll die Strom Zukunft von unserem Kanton aussehen? 

6. Sollte es Krieg geben, gibt es in Basel z.B. ein Stromlager, damit die Stadt über ein paar Wochen hinweg 
kommt, in der sie vom Stromnetz abgeschnitten ist? 

Eric Weber 

 

 

4. Schriftliche Anfrage betreffend rettet die Stadt Basel 22.5192.01 
 

Auf den ersten Blick sieht alles aus wie immer, wenn man von den Masken einmal absieht. Menschen gehen zur 
Arbeit, bringen ihre Kinder zur Schule, kaufen ein, treffen sich in Restaurants. Kaum etwas deutet darauf hin, dass 
sich die Stadt in der grössten Krise seit Beginn der Moderne befindet. Aber wer genauer hinschaut, sieht die 
Veränderungen. Läden und Einkaufszentren stehen leer, weil Menschen online bestellen. Und nicht nur die 
Fussgängerzonen liegen brach: In Basel werden zwar weiter Bürotürme gebaut, aber viele können nicht mehr 
vermietet werden. Dass die Arbeit von zu Haus aus oft gut funktioniert, wird diese Tendenz noch beschleunigen. 

1. Was wird aus Basel, wenn sich das, was dort seit Jahrtausenden stattfindet – Arbeit und Handel, Einkauf und 
Informationsaustausch -, immer mehr in den virtuellen Raum und nach Hause verlagert? 

2. Was wird aus dem, was wir öffentlichen Raum nennen? 

3. Es wird viel und schnell gebaut werden müssen, um die Wohnungsnot abzumildern. Gleichzeitig sollte, wegen 
des Klimawandels, so wenig wie möglich gebaut werden. Wie sieht der Regierungsrat diesen Widerspruch? 

4. Die Frage, wie wir Basel weiter- und umbauen, ist eng verknüpft mit der Klimafrage. Denn schon jetzt ist es in 
Hochhausstädten mit wenig Grün im Sommer zehn Grad wärmer als im Umland. Sicherlich hat Basel nur 
wenig Platz, aber findet der Regierungsrat auch, dass man Basel nicht noch mehr mit Hochhäusern verplanen 
kann? 

5. Stadtplanung ist mehr als die Verteilung von Häusern und Infrastruktur – sie muss den Rahmen für ein gutes 
Leben bauen. Sie muss die Frage beantworten, wie wir Kinder entspannter aufwachsen lassen. Wie man eine 
gerechte Stadt baut, deren Räume wirklich offen für alle sind. Trostlosigkeit und steigende Preise sind kein 
Schicksal, sondern das Ergebnis falscher Politik. Und die kann kritisiert und geändert werden. Deshalb muss 
der Kanton reagieren. Er muss baubürokratische Hürden abschaffen und die Grundlage dafür schaffen, das 
Bauen nicht nur als Milliardengeschäft, sondern als Tätigkeit zum Wohl der Bevölkerung zu betreiben. Welche 
Ziele hat die Basler Stadtplanung? 

Eric Weber 

 

 

5. Schriftliche Anfrage betreffend mögliche Nachteile auf Grund von 
Lernzielanpassungen 

22.5194.01 
 

Gemäss dem Bericht Sonderpädagogik in der Schweiz (vgl. auch Artikel in der NZZ am Sonntag vom 12. Dezember 
2021) erhalten in der Schweiz rund 45'000 Kinder in einzelnen Fächern keine Noten. Das entlaste sie zwar 
kurzfristig, führe aber zu Problemen in ihrem Leben als Erwachsene. So könne es die Berufswahl behindern, wenn in 
gewissen Fächern keine Note im Zeugnis stehe. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie viele Kinder an den Basler Schulen erhalten derzeit in einzelnen Fächern keine Noten und weshalb? 

2. Tauchen die genannten Probleme bei der Berufswahl auch bei Schüler*innen in Basel auf? 

3. Welche Massnahmen bestehen an den Basler Schulen in welchem Umfang, um die genannten Probleme zu 
begegnen, resp. gar nicht aufkommen zu lassen? 

4. Welchen Zusammenhang sieht das ED zwischen den individuellen Lernzielen (ILZ) respektive den 
Nachteilsausgleichen (NTA) und der zuletzt kritisierten Sek II - Abschlussquote von nur 85%? 

Michela Seggiani 
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6. Schriftliche Anfrage betreffend unvollständige Verkehrsunfallstatistik 22.5195.01 
 

Die aktuelle Verkehrsunfallstatistik des Kantons Basel-Stadt zeigt erfreulicherweise, dass die Anzahl Verkehrsunfälle 
im Jahr 2021 wie in den vergangenen Jahren leicht abgenommen hat. Der Schein trügt allerdings, denn in der 
Verkehrsunfallstatistik sind nur die polizeilich rapportierten Verkehrsunfälle enthalten. Also Verkehrsunfälle, wo der 
Sachverhalt und die Spurensicherung durch die Kantonspolizei (meistens durch die Verkehrspolizei) mit einem 
Unfallaufnahmeprotokoll (UAP) rapportiert wurden. Dabei wurden auch Einvernahmen der Unfallbeteiligten und 
Zeugen/Auskunftspersonen durchgeführt. Wenn die Unfallbeteiligten hingegen – mit oder ohne Beizug der Polizei – 
ein Europäisches Unfallprotokoll (EUP) ausgefüllt und an ihre Fahrzeugversicherung gesandt oder den Unfall mit 
einer Verkehrsunfallbericht-App (z.B. Accident Tool) erfasst hatten, erschienen diese Verkehrsunfälle in der 
Verkehrsunfallstatistik der Kantonspolizei Basel-Stadt und auch in der schweizerischen Verkehrsunfallstatistik des 
ASTRA nicht. 

Bei einem Verkehrsunfall kann durch die Beteiligten (oder durch die Polizei) ein Europäisches Unfallprotokoll (EUP) 
ausgefüllt oder der Unfall mit einer Verkehrsunfallbericht-App erfasst werden, wenn folgende Bedingungen gegeben 
sind: keine Verletzungen (ausgenommen kleine Schürfungen oder Prellungen), nur geringfügige Verletzung der 
Verkehrsregeln, klarer Sachverhalt/Unfallbeteiligte sind sich einig. 

In der Verkehrsunfallstatistik erscheinen also sehr viele Verkehrsunfälle überhaupt nicht. Somit wird der Bevölkerung 
ein falsches, unvollständiges Bild über die Anzahl Verkehrsunfälle vermittelt. Wenn alle Verkehrsunfälle in der 
Statistik abgebildet würden, wäre diese vollständiger, korrekter und aussagekräftiger. Zudem gibt es viele Unfälle, bei 
denen ein EUP ausgefüllt oder der Unfall mit einer Verkehrsunfallbericht-App erfasst wird, wo grosser Sachschaden 
an Fahrzeugen entstanden ist und wo auch Personen hätten verletzt werden können. Mit den zusätzlichen EUP- und 
App-Unfalldaten könnten weitere Verkehrsunfallschwerpunkte ermittelt und entsprechende Massnahmen zur 
Verhinderung von Verkehrsunfällen getroffen werden. 

Die Zahlen der Verkehrsunfälle, die mit einem EUP oder einer Verkehrsunfallbericht-App erfasst wurden, sind bei den 
Fahrzeugversicherungen vorhanden und könnten bei diesen angefordert werden. Der zusätzliche Aufwand für die 
Fahrzeugversicherungen wäre klein, denn diese führen selber auch Statistiken. 

In diesem Zusammenhang bittet der Unterzeichnende den Regierungsrat um Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Weshalb erscheinen in der Verkehrsunfallstatistik Basel-Stadt nur die polizeilich registrierten Verkehrsunfälle, 
nicht aber die Verkehrsunfälle, die mit einem Europäischen Unfallprotokoll (EUP) oder mit einer 
Verkehrsunfallbericht-App abgehandelt wurden? 

2. Ist der Regierungsrat auch der Meinung, dass eine Verkehrsunfallstatistik, welche auch die Verkehrsunfälle, 
die mit einem EUP protokolliert resp. mit einer Verkehrsunfallbericht-App erfasst wurden, beinhaltet, 
vollständiger, korrekter und aussagekräftiger wäre? 

3. Ist der Regierungsrat ebenfalls der Meinung, dass mit den Daten der Verkehrsunfälle, die mit einem EUP 
protokolliert resp. mit einer Verkehrsunfallbericht-App erfasst wurden, weitere Verkehrsunfallschwerpunkte 
ermittelt werden könnten? 

4. Ist der Regierungsrat bereit zu veranlassen, dass zukünftig bei den Fahrzeugversicherungen die Zahlen der 
Verkehrsunfälle eingeholt und diese in die jährliche Verkehrsunfallstatistik des Kantons Basel-Stadt integriert 
werden? 

5. Ist der Regierungsrat bereit, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass gesamtschweizerisch auch die 
Zahlen der Verkehrsunfälle, die mit einem EUP protokolliert resp. mit einer Verkehrsunfallbericht-App erfasst 
wurden, in der schweizerischen Verkehrsunfallstatistik abgebildet werden? Dazu müssten in allen Kantonen 
die Verkehrsunfallzahlen bei den Fahrzeugversicherungen angefordert werden. 

Christoph Hochuli 

 

 

7. Schriftliche Anfrage betreffend Digitaler Jugendarbeit – Stand der Dinge und 
Weiterentwicklung 

22.5197.01 
 

Digitale Informations- und Kommunikationstechnologien prägen mittlerweile seit Jahrzehnten unser Alltagsleben. 
Auch Kinder und Jugendliche sind täglich mit der Digitalisierung konfrontiert und immer jüngere Kinder besitzen 
schon ein eigenes Smartphone. Ab August 2022 werden alle Schüler*innen ab der 5. Klasse leihweise ein eduBS-
Book erhalten. 

Während der Covid-Pandemie musste die offene Kinder und Jugendarbeit (OKJA) auf digitalem Weg stattfinden, 
denn es galt, Kinder und Jugendliche in schwierigen Zeiten zu erreichen, als Präsenz nicht möglich war. Es 
entstanden verschiedene kreative Projekte, wie zum Beispiel der JugendLiveTalk, der den virtuellen Dialog von 
Jugendlichen mit Expert*innen, Politiker*innen (u.a. die Regierungsräte Engelberger und Cramer) oder prominenten 
Sportler*innen erlaubt, oder die digitalen Schnitzeljagden, die manche Robi-Spielplätze für Kinder organisiert haben. 
Diese Projekte sind eine gute Ergänzung zur schon seit längerem bestehenden Jugendapp. Die Jugendapp bietet mit 
der Jugendredaktion „Halt die Presse!“ und der Sackgeldjobbörse beliebte Angebote für Jugendliche im digitalen 
Raum.  
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Nun, da die OKJA wieder in Präsenz stattfinden kann, zeigt sich das Spannungsfeld, in dem sich diese Arbeit 
befindet umso deutlicher. Die Kinder und Jugendlichen sind gerade in ihrer Freizeit intensiv in der digitalen Welt 
unterwegs, die OKJA ist somit der ideale Ort, um die Jugendlichen in dieser Welt zu begleiten, zu unterstützen, sie zu 
stärken und zu schützen. Gleichzeitig bietet der niederschwellige Rahmen der OKJA gute Bedingungen, um den 
Kindern und Jugendlichen auch die Chancen der Digitalisierung zu vermitteln, ihnen Möglichkeiten aufzuzeigen, 
selbst kreativ zu werden und nicht nur zu konsumieren. Der Bedarf an professioneller Begleitung der Kinder- und 
Jugendlichen in der digitalen Welt ist gross, ebenso aber auch der Bedarf an fachlicher Begleitung der 
Jugendarbeiter*innen. Die digitale Kinder- und Jugendarbeit bleibt aber aufgrund nicht vorhandener personeller 
Ressourcen ein Randgebiet. Die „analoge“ Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen soll selbstverständlich nicht 
reduziert werden, auch wenn die Anforderungen im digitalen Bereich zunehmen und immer komplexer werden.  

Es braucht also mehr Ressourcen, um die offene Kinder- und Jugendarbeit sowohl in der physischen Präsenz als 
auch im virtuellen Raum zu stärken! 

Vor diesem Hintergrund bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen:  

1. Welche Unterstützungsmöglichkeiten sieht der Regierungsrat, damit die Institutionen der OKJA ihre wichtige 
Rolle bei der digitalen Kinder- und Jugendarbeit (Prävention, Medienpädagogik, Beratung, Anleitung, 
Begleitung) ausüben können, ohne dass die „analoge“ Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen darunter 
leidet? 

2. Ist der Regierungsrat bereit, zusätzliche Ressourcen in der OKJA bereit zu stellen, damit diese ihre Arbeit im 
digitalen Bereich wahrnehmen und ausbauen kann? 

3. Gibt es ein Konzept für die digitale Kinder- und Jugendarbeit? Falls nein, ist der Regierungsrat bereit, ein 
Konzept zu erarbeiten oder dessen Erarbeitung in Auftrag zu geben?  

4. Gibt es ein Konzept für die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeitenden der OKJA im Bereich der digitalen 
Kinder- und Jugendarbeit? Falls nein, ist der Regierungsrat bereit, ein Konzept zu erarbeiten oder dessen 
Erarbeitung in Auftrag zu geben? 

Heidi Mück 

 

 

8. Schriftliche Anfrage betreffend Unterstützung von Stellensuchenden 50plus mit 
Weiterbildung auf Tertiärstufe 

22.5200.01 
 

Trotz allen Bemühungen und Angeboten ist es für Stellensuchende 50plus – insbesondere für qualifizierte Fach- und 
Führungskräfte mit Weiterbildung auf Tertiärstufe – zum Teil enorm schwierig, wieder eine ihren Kompetenzen 
entsprechende Anstellung zu finden. 

Der Markt hat darauf reagiert und bietet massgeschneiderte Hilfestellungen für solche Personen an. So hat z.B. der 
Kanton Basel-Landschaft mit grossem Erfolg (entsprechende Berichte sind verfügbar) ausgewählte Personen dem 
Programm Jobnet50+ einer (notabene in Basel domizilierten!) Firma zugewiesen. Die Stellensuchenden werden nicht 
nur gecoacht, sondern es wird gemeinsam mit ihnen auch der sogenannte «verdeckte Arbeitsmarkt», also 
Anstellungsmöglichkeiten, welche nicht ausgeschrieben werden, über das grosse Netzwerk nutzbar gemacht. In 
ähnlicher Art und Weise funktioniert die vom Gewerbeverband Basel-Stadt lancierte Stellenkontaktbörse 50plus. 

Abgesehen davon scheint aber im Kanton Basel-Stadt das Bewusstsein für die Problematik und insbesondere für die 
finanziellen Folgen einer suboptimalen Unterstützung der Arbeitssuchenden Ü50 noch zu wenig präsent zu sein. 
Dies hat gravierende Folgen. Erstens bedeutet es für die Betroffenen einen hohen psychischen Stress, längere Zeit 
ohne Anstellung zu sein. Zweitens gehen der Wirtschaft und auch dem Staat wertvolle und erfahrene Fachkräfte 
verloren, die gerade auch durch ihre Lebens- und Berufserfahrung einen erheblichen Mehrwert in einer 
Unternehmung oder in der Verwaltung bringen können. Und drittens bezahlen diese Menschen während ihrer 
Stellenlosigkeit deutlich weniger Steuern, was aus einer finanzpolitischen Perspektive des Kantons nicht erwünscht 
sein kann.  

Vor diesem Hintergrund bittet die Anfragestellerin die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 

- Welche Angebote speziell für Stellensuchende 50plus existieren neben den im Ingress erwähnten Projekten 
im Kanton Basel-Stadt? 

- Welche Angebote sind insbesondere für gut qualifizierte Stellensuchende optimiert? 

- Inwiefern kann mit den vorhandenen Angeboten auch der «verdeckte Arbeitsmarkt» zugänglich gemacht 
werden? 

- Welche Erfolgsquoten werden mit diesen Angeboten erzielt und was kosten sie den Staat? 

- Kann sich die Regierung vorstellen, auch Angebote wie das genannte Baselbieter Projekt Jobnet50+ und 
vergleichbare im Kanton Basel-Stadt zuzulassen? 

- Welches wären die Voraussetzungen für eine entsprechende Zulassung im Kanton Basel-Stadt? 

- Existiert eine Koordinationsstelle für die Programme für Stellensuchende Ü50? 

- Falls nicht: Wäre es aus Sicht des Kantons zielführend, eine derartige Kontrollstelle zu schaffen oder allenfalls 
im Rahmen eines Leistungsauftrags an einen privaten Anbieter auszulagern? 
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- Neu gibt es die Überbrückungsrente 5.03.d (ahv-iv.ch) – wie viele Personen nehmen dieses Angebot in Basel-
Stadt im Jahr in Anspruch? 

- Besteht ein Angebot, wie man qualifizierte Stellensuchende in anderen potenziellen Bereichen (z.B. im 
Startup-Bereich, Stiftungen etc.) in entlöhnter Stellung integrieren kann? 

Nicole Strahm-Lavanchy 

 

 

9. Schriftliche Anfrage betreffend Proberäume für Fasnachts-Cliquen, Guggen, 
Vereine und Plätze für Wagencliquen 

22.5201.01 
 

Die Situation rund um die Pandemie wirkte sich in den vergangenen zwei Jahren auch auf Vereine und 
Fasnachtscliquen aus. Nach zweimaliger Absage konnte 2022 die Fasnacht wieder stattfinden und es zeigte sich, 
dass das Brauchtum nach wie vor einen grossen Teil der Bevölkerung und viele Gäste begeistert. Aus gutem Grund 
wurde die Basler Fasnacht im Jahr 2017 auf die repräsentative Liste des immateriellen Kulturerbes der Menschheit 
der UNESCO aufgenommen. Um sich jeweils entsprechend auf die 'drey scheenschte Dääg' vorzubereiten, 
benötigen die Cliquen und Vereine Räumlichkeiten für musikalische Übungsstunden und zur Vorbereitung von 
Larven, Laternen, Requisiten und Wagen. Es wird immer wieder beanstandet, dass in unserer Stadt ein Mangel an 
Räumen zu zahlbaren Preisen besteht. Insbesondere ist es schwierig Räumlichkeiten zum Bemalen der grossen 
Laternen und für den Wagenbau bzw. die Lagerung der Wagen zu finden, zumal dies Plätze sein sollten, wo auch im 
Winter daran gearbeitet werden kann. Für die Letztgenannten besteht zudem das Problem, dass die Einfahrts-Tore 
genügend gross sein müssen, um mit einem massiveren Aufbau ein- und ausfahren zu können und die Vehikel 
sicher abstellen zu können - idealerweise im Erdgeschoss. Durch private Initiativen konnte die Situation in einzelnen 
Jahren punktuell entschärft werden, doch können diese Projekte nur punktuell und mit hohem Risiko für die Initianten 
umgesetzt werden. 

Der Kanton verfügt über zahlreiche Liegenschaften, welche durch Immobilien Basel-Stadt (IBS) bewirtschaftet 
werden. Basel-Stadt ist auch in zahlreiche Arealentwicklungsprojekte involviert. Es ist anzunehmen, dass zahlreiche 
geeignete freistehende Flächen existieren, welche auch im Sinne von Zwischennutzungen zu 'zahlbaren' Konditionen 
zur Verfügung gestellt werden könnten. Gerade Büro- und Gewerberäumlichkeiten im Besitz des Kantons oder im 
Baurecht vergebene Immobilien (bspw. im Hafen Uferstrasse), welche schon jahrelang grösseren Leerstand 
aufweisen, kämen dafür in Frage. Es würde Sinn machen -solange die Büro- und Gewerberäume nicht definitiv 
vermietet werden können - diese zu Zwischennutzungstarifen an Cliquen und Vereine zu vermieten. 

Leerstand von Mietobjekten ist stets ärgerlich im Wissen, dass solche Räume teils sehr wohl einer Nutzung zugeführt 
werden können. Es soll verhindert werden, dass Cliquen und Vereine in die weitere Agglomeration umziehen 
müssen, wie dies im Zuge der Neuprojektierung des Lysbüchelareals im St Johann der Fall war. Im weiteren Sinne 
geht es bei diesem Anliegen um heimische Kulturförderung, die im Interesse der Allgemeinheit liegt. 

Vor diesem Hintergrund bittet der Unterzeichnende den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Ist sich der Regierungsrat bewusst, dass es für Fasnachtscliquen, Guggen, Wagencliquen und Vereine 
zunehmend schwieriger wird, für ihre Proben und Fasnachtsvorbereitungen Räumlichkeiten in genügender 
Grösse zu finden? Sind bereits Massnahmen angedacht? 

2. Gibt es eine Übersicht über grössere Räumlichkeiten, welche diesem Zwecke dienlich wären? Falls nein: Ist 
der Regierungsrat bereit, eine Evaluation betreffend geeigneter Räumlichkeiten zu machen? 

3. IBS bewirtschaftet die Liegenschaften des Kantons und die Kulturabteilung des Präsidialdepartements hat den 
Überblick über Räumlichkeiten für die kulturelle Nutzung. Ist es denkbar, dass die Evaluation für geeignete 
Räumlichkeiten in Zusammenarbeit von IBS und Kulturabteilung durchgeführt werden kann? 

4. Ist der Regierungsrat bereit, kantonseigene gewerbliche Räume, welche vorübergehend ungenutzt sind und 
deren Verwendung noch unklar ist, zu tragbaren Konditionen als Zwischennutzung an Fasnachtscliquen und 
andere Vereine zu vermieten, bis diese einem endgültigen Verwendungszweck zugeführt werden können? 

5. Bestehen im Portfolio von IBS aktuell freie Kapazitäten, wie jene an der Uferstrasse 90 im Klybeck, welche für 
solche Zwecke genutzt werden können? Auch im 'Sharing' denkbar, da Proben jeweils hauptsächlich abends 
stattfinden. 

6. Sind im renovierten Hauptbau der Kaserne Räumlichkeiten verfügbar, welche für musikalische Proben im 
Sinne der schriftlichen Anfrage geeignet sind? 

7. Sind weitere ebenerdige Räumlichkeiten auf der Basis von Zwischennutzungen verfügbar, welche dem Bedarf 
von Wagencliquen entgegenkommen würden? 

Niggi Daniel Rechsteiner 

 

 

10. Schriftliche Anfrage betreffend Stärkung des Städtetourismus durch 
Tourismuszonen 

22.5202.01 
 

Der Städtetourismus wurde von der Corona-Krise besonders schwer getroffen. So wurden in Basel im Jahr 2021 
rund 785'000 Logiernächte registriert. 2019 waren es mit 1,42 Millionen Übernachtungen noch fast doppelt so viele. 

https://www.ahv-iv.ch/p/5.03.d
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Gerade für eine internationale Stadt wie Basel, in welcher der Geschäfts- sowie der Messe- und Kongresstourismus 
vor Corona einen besonders grossen Anteil am Gesamttourismus einnahmen, sind die Perspektiven aufgrund der 
veränderten Reisegewohnheiten im Geschäftsbereich sowie der negativen Entwicklung des Messestandortes nicht 
gerade rosig. Umso wichtiger und dringender sind daher Massnahmen zur weiteren Stärkung des Freizeittourismus. 

Damit Städte touristisch attraktiv sein können, braucht es belebte Zentren. Dazu zählen nebst einern attraktiven 
Freizeit- und Kulturangebot auch Einkaufsmöglichkeiten an den Wochenenden in touristisch frequentierten Strassen 
und Quartieren, so wie dies in den hiesigen Berg-Destinationen sowie in zahlreichen Städten international seit 
langem möglich ist. 

Die Kantone Zürich, Luzern und Tessin stellten daher Mitte Januar gemeinsam die Forderung auf, dass auch in 
Städten analog zu den meisten Bergkantonen sogenannte Tourismuszonen ermöglicht werden sollen. Damit könnten 
Geschäfte auch am Sonntag geöffnet werden. Um den Städtetourismus nachhaltig zu stärken, fordern sie möglichst 
grosse Handlungsfreiheit in regulatorischer Hinsicht und schlagen eine entsprechende Änderung der Verordnung 
zum Arbeitsgesetz vor. 

Vor diesem Hintergrund bittet der Unterzeichnende den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Erachtet der Regierungsrat die Schaffung von klar definierten Tourismuszonen ebenfalls als geeignetes 
ergänzendes Mittel zur Stärkung des Städtetourismus, namentlich in Basel? 

2. Wurde der Regierungsrat von Seiten der Kantone Zürich, Luzern und / oder Tessin im Hinblick auf eine 
Teilnahme an der gemeinsamen Postulierung der Forderung nach städtischen Tourismuszonen kontaktiert? 
Falls Ja, weshalb hat sich der Regierungsrat gegen eine Teilnahme entschieden? 

3. Welche Strassen, Plätze oder Quartiere erachtet der Regierungsrat als geeignet für eine Ausscheidung als 
Tourismuszone? 

4. Falls der Bundesrat die Verordnung zum Arbeitsgesetz ändert: Wie würde der weitere Prozess zur Schaffung 
einer Tourismuszone in Basel ablaufen? 

5. Treibt der Regierungsrat weitere Massnahmen zur Stärkung des Städtetourismus voran (namentlich durch 
Abbau regulatorischer Hürden)? 

Niggi Daniel Rechsteiner 

 

 

11. Schriftliche Anfrage betreffend Berufsinformation und -beratung an den 
Gymnasien 

22.5204.01 
 

Verschiedentlich wurde von Seiten des EDs auf die hohe Gymnasialquote in Basel-Stadt hingewiesen. Gleichzeitig 
absolvieren in unserem Kanton im schweizweiten Vergleich unterdurchschnittlich viele Jugendliche eine Berufslehre. 
Es soll weiterhin möglich sein, dass Jugendliche sich nach einer höheren Berufs- und Schulausbildung strecken und 
dass sie eine entsprechende Ausbildung probieren können. Umwege gehen können und ausprobieren dürfen, sind 
für junge Menschen wichtig. 

Die Unterzeichnende bittet den Regierungsrat in diesem Zusammenhang um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie viele der Jugendlichen, die eine gymnasiale Ausbildung in unserem Kanton begonnen haben, haben 
diese nach 5, resp. 6 Jahren abgeschlossen? Bitte um Angabe in Prozenten getrennt nach männlichen und 
weiblichen Jugendlichen über die letzten 5 Jahre. 

2. In welchem Jahr der gymnasialen Ausbildung (1.-5. Ausbildungsjahr) kommt es zu wie vielen definitiven 
Austritten aus dem Gymnasium? Auch hier bitte ich um Angaben über die letzten 5 Jahre. 

3. Wie verläuft heute die Schul-/Berufskarriere der aus dem Gymnasium austretenden Jugendlichen 
anschliessend (z.B. FMS, Berufslehre)? Bitte um Angabe der einzelnen Möglichkeiten in Prozent über die 
letzten 5 Jahre. 

4. Wie und wo werden heute die Jugendlichen, deren Austritt aus dem Gymnasium absehbar ist, über ihre 
weiteren schulischen oder beruflichen Möglichkeiten informiert?  

5. Was passiert mit den Jugendlichen, die aus dem Gymnasium ohne Anschlusslösung austreten? Werden 
diese vom Kanton erfasst und „betreut“, bis sie eine Anschlusslösung vorweisen können? 

6. Ist der Regierungsrat bereit, an den Standorten der Gymnasien denjenigen Schülerinnen und Schüler, bei 
denen sich ein Austritt abzeichnet, eine individuelle Berufsinformation und Laufbahnberatung anzubieten, 
damit diese insbesondere auch über Lehrberufe und die Möglichkeit der Berufsmaturität informiert werden 
können? 

7. Der Regierungsrat hat in der Beantwortung der Schriftlichen Anfrage Nr. 18.5095.02 zur Situation der 
Schulsozialarbeit auf der Sek II Stufe ausgeführt, dass er an den Gymnasien und der FMS kein Case 
Management einrichten möchte obwohl ein Bedarf besteht. Ist er nun bereit, ein passendes Angebot für 
Schülerinnen und Schüler in psychosozial und gesundheitlich schwierigen Situationen nochmals zu prüfen, 
um sie insbesondere in Bezug auf einen möglichen Schulabbruch besser zu unterstützen. 

Franziska Roth 
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12. Schriftliche Anfrage betreffend Velostreifen in der Zürcherstrasse stadtauswärts 22.5208.01 
 

Die Umsetzung des «Ratschlages zur Erhöhung der Verkehrssicherheit in der St. Alban-Anlage und für die 
Umgestaltung der Tramhaltestelle St. Alban-Tor»1 hat zahlreiche Verbesserungen für alle Verkehrsteilnehmenden 
gebracht. Neben der Umgestaltung der Haltestelle «St. Alban-Tor» gemäss Behindertengleichstellungsgesetz 
(BehiG) ist die Verkehrssicherheit am Knoten erhöht worden. In diesem Zusammenhang sind auch Verbesserungen 
für den Veloverkehr umgesetzt worden. Die Verbesserungen für Velofahrende enden stadtauswärts allerdings 
unvermittelt am Beginn der Zürcherstrasse direkt nach der Einmündung der Gellertstrasse. Die weisse S-förmige-
Sperrfläche oben an der Zürcherstrasse verleitet Autofahrende herkommend vom St. Alban-Tor zudem tendenziell 
dazu, Velofahrenden den Weg abzuschneiden, der Velostreifen endet «zwischen» den Sperrflächenteilen. 

Während es stadteinwärts in der Zürcherstrasse seit längerer Zeit einen Radstreifen hat, hört der Radstreifen 
stadtauswärts wie erwähnt am Ende des Knotens auf. Am Knoten trennen sich jedoch die Velo-Pendelroute, welche 
die Zürcherstrasse hinunterführt, und die Velo-Basisroute, welche in die Gellertstrasse führt. Nach erfolgter 
Umgestaltung sind beidseitige Velostreifen umso offensichtlicher nötig – eine Pendelroute würde dies erfordern, um 
ihrer Funktion gerecht zu werden. Der Nutzen des schmalen Trottoirs entlang der Stützmauer auf der Südseite ist 
fraglich, für den Fussverkehr ist das Trottoir auf der gegenüberliegenden Strassenseite wichtig und attraktiver. Auf 
der Südseite hat es keine Anwohnenden und das nördliche Trottoir ist breiter, nicht durch eine Mauer beengt und 
scheint deutlich mehr benutzt zu werden. 

In diesem Zusammenhang stellen sich folgende Fragen:  

1. Ist vorgesehen, auf der Velo-Pendelroute auch stadtauswärts in der Zürcherstrasse einen Velostreifen oder 
Veloweg einzurichten und damit die Achse vom Aeschenplatz Richtung Breite/Lehenmatt/Birsfelden für 
Velofahrende weiterzuführen und deren Sicherheit zu erhöhen?  

2. Falls ja, bis wann kann mit der Umsetzung gerechnet werden? 

3. Falls nein, was braucht es, damit der Velostreifen weitergeführt werden kann? Könnte das wenig genutzte 
südliche Trottoir zugunsten eines Velostreifens aufgehoben werden? Sind Erhaltungsmassnahmen geplant 
oder lassen sich diese Verbesserungen auch ausserhalb von Erhaltungsmassnahmen umsetzen? 

4. Kann kurzfristig die weisse Sperrfläche für Autos angepasst oder zumindest das Ende des Velostreifens, 
welches von Autos häufig überfahren wird, rot eingefärbt werden? 

1 Ratschlag zur Erhöhung der Verkehrssicherheit in der St. Alban-Anlage und für die Umgestaltung der Tramhaltestelle St. Alban-
Tor sowie Bericht zum Anzug Jörg Vitelli und Konsorten betreffend gemeinsames Trassee für Tram 3 und Bus 80/81 (17.0519.01), 
sowie Bericht der UVEK (17.0519.02) vom 14.03.2018. 

Lisa Mathys 

 

 

13. Schriftliche Anfrage betreffend des Basler Weins Hypokras 22.5211.01 
 

Ich lese in einer ausländischen Zeitung einen Reisebericht über unsere schöne Stadt Basel. Dort steht folgendes und 
ich freue mich, dass ich viel Neues über unseren Kanton immer noch lernen kann: 

„Läckerli – was nach Hundefutter klingt, ist tatsächlich ein viereckiges, hartes Lebkuchenbrot mit fein gehakten 
Mandeln, Haselnüssen und Schalen von Zitrusfrüchten sowie einem Zuckerguss. In Basel war es ursprünglich ein 
Weihnachts- und Neujahrsgebäck. Mittlerweile backen es Bäcker nicht nur in der Grenzstadt ganzjährig. 

Nur zur Weihnachtszeit geniessen die Basler ihren Hypokras. Der gesüsste Rotwein mit Zimt, Nelken, Muskatnuss 
und Kardamom ist ihre Version des Glühweins. Ursprünglich als Medizin gedacht, wurde er im Mittelalter an 
Fürstenhöfen offenbar wegen seiner belebenden Wirkung geschätzt – noch heute ist sie auf Weihnachtsmärkten zu 
beobachten. Laut Verein beklagte Walther Hermann Ryff 1544 in seiner Abhandlung zur Hausapotheke, dass „der 
Hypokras“, der die müden Lebensgeister wiederbelebt und der Verdauung zuträglich sei, immer mehr der Wollust 
und dem Überfluss diene anstatt der Gesundheit.“ 

1. Ist der Hypokras offizieller Basler Staatswein? 

2. Oder anders gefragt, ist der Hypokras ein geschütztes Markenprodukt? 

3. Produziert der Kanton BS einen eigenen Wein namens Hyprokras? 

4. In Riehen wird Wein angebaut. Hat unser Kanton BS ein eigenes Wein-Staatsgut im Kanton, z.B. in Riehen? 

5. Wieviele Winzer sind vom Kanton Basel-Stadt für den eigenen Staatswein Hypokras eingestellt? 

Eric Weber 

 

 

14. Schriftliche Anfrage betreffend Kleidung gebraucht kaufen 22.5212.01 
 

Zehn Kleidergrössen braucht ein Kind in den ersten fünf Jahren. Das kann teuer werden. Zwar gibt es Kinderkleidung 
auch für wenig Geld, aber die Strategien der Billigproduzenten sind weder sozial noch ökologisch nachhaltig. 
Klimafreundlicher ist Kleidung aus zweiter Hand. Das hat auch den Vorteil, dass Schadstoffe und Chemikalien bereits 
rausgewaschen sind. Diese findet man auf Flohmärkten und Onlineportalen. Oder wir wäre es mit einer 
Kleidertauschbörse im Kindsgi. 
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1. Gibt es beim Kanton BS eine Stelle, wo man gebrauchte Kleidung kaufen kann, für Kinder und Erwachsene? 

2. Gibt es beim Kanton BS eine Stelle, wo man gebrauchte Schuhe kaufen kann, für Kinder und Erwachsene? 

3. Kann man mir bitte eine Liste zusammenstellen, wo ich gebrauchte Kleidung und gebrauchte Schuhe im 
Kanton BS beziehen kann? Danke 

Eric Weber 

 

 

15. Schriftliche Anfrage betreffend einheitliche Maturaprüfungen an den Kantonalen 
Gymnasien in den Fächern Deutsch, Französisch, Englisch und Mathematik 

22.5225.01 
 

Es ist bald wieder Maturazeit und viele SuS erzählen wie viele und welche Bücher in welcher Sprache in welcher Zeit 
von den Maturanden gelesen und vorbereitet werden müssen. Zudem findet es die Unterzeichnende befremdend, 
dass Maturanden unterschiedliche Vorbereitungszeiten zwischen schriftlicher und mündlicher Maturprüfungen haben. 
So haben einige Gymnasium 4 Wochen Vorbereitungszeit, während andere nur 2 Wochen zur Verfügung stellen. 

Daher bittet die Unterzeichnende höflich um die Beantwortung nachstehender Fragen: 

1. Wer entscheidet über die Literaturanforderungen in den Fächern Deutsch, Französisch, Englisch für 
Maturanden? Gibt es vom Kanton Vorgaben und wenn ja, welche? Wie sehen die Literaturvorgaben an den 
jeweiligen Gymnasien aus? Bitte eine tabellarische Aufstellung. 

2. Sind die schriftlichen Maturaprüfungen in den Standardfächern (Deutsch, Französisch, Englisch, Mathematik) 
an den Gymnasien identisch und wer legt diese fest? 

3. Wenn die Prüfungen nicht identisch sind, bittet die Unterzeichnende den Regierungsrat das Vorgehen 
aufzuzeigen, wie schriftliche Maturaprüfungen in Deutsch, Französisch, Englisch und Mathematik für alle 
Gymnasien im Kanton standardisiert werden können. 

4. Ist die Regierung bereit, einheitliche schriftliche Maturaprüfungen für die o.g. Fächern im Kanton einzuführen? 

a. Wenn ja, ab wann kann damit gerechnet werden? 

b. Wenn nein, weshalb nicht? 

5. Ist der Regierungsrat nicht auch der Auffassung, dass bei nicht einheitlichen Tests, für die Maturanden je 
nach Gymnasium ein Nachteil resp. Vorteil entstehen kann, ob und wie gut sie die Matura bestehen? Und 
dass unterschiedliche Vorbereitungszeiten zwischen schriftlicher und mündlicher Prüfungen ungerecht sind? 

6. Sind alle Maturanden zur gleichen Zeit mit ihren Prüfungen fertig oder besteht auch hier Datum massig ein 
Unterschied? 

7. Wie werden die schriftlichen Maturaprüfungen in den o.g. Fächern und die Literaturvorgaben in anderen 
Kantonen geregelt? Gibt es Kantone, wo Prüfungen identisch sind? 

Die Unterzeichnende dankt für die Ausführungen. 

Jenny Schweizer  

 

 

16. Schriftliche Anfrage betreffend Infrastrukturkosten des Kantons in 
Zusammenhang mit der Entwicklung von Transformationsarealen 

22.5226.01 
 

In Basel bieten sich Chancen für eine nachhaltige Stadtentwicklung, von denen andere Städte und Kantone nur 
träumen können. In keiner anderen Schweizer Region werden in den nächsten Jahren so grosse Industrieareale für 
die Wohn- und Arbeitsnutzung frei wie in Basel-Stadt. Es liegt in der Natur der Sache, dass verschiedene Ansprüche 
auf diese Entwicklungen einwirken. Die Eigentümerinnen haben insbesondere auch ein finanzielles Eigeninteresse. 
Die planungsrechtlichen Umzonungen generieren dabei die Mehrwerte durch neue Nutzungsmöglichkeiten. Auch 
finanziert die öffentliche Hand und teilausgelagerte Betriebe (bspw. Industrielle Werke Basel oder Basler 
Verkehrsbetriebe) die Infrastrukturen in diesen neuen Quartieren mit. Die Eigentümerinnen profitieren demnach von 
diesem öffentlichen Engagement direkt und langfristig. Trotzdem beklagen sich einige Eigentümerinnen, dass sie 
bestimmte planungsrechtliche Auflagen nicht erfüllen wollen und drohen ihre Entwicklungen einzustellen. Diese 
Argumentation befremdet. 

In diesem Zusammenhang bittet der Schreibende den Regierungsrat, die folgenden Fragen zu beantworten. 
Einzuschliessen in die notwendigen Berechnungen sind allfällige Landkäufe sowie Baukosten bzw. die jährlichen 
Betriebskosten. 

1. Wie hoch sind die öffentlich getragenen Infrastrukturkosten pro Transformationsareal. Die Infrastrukturkosten 
sind aufzuschlüsseln nach den effektiven und/oder abgeschätzten Investitionskosten sowie den effektiven 
und/oder abgeschätzten Folgekosten pro Jahr. Unter Transformationsareale sind folgende Areale explizit 
gemeint. Klybeck-Westquai, Klybeckplus, Volta Ost, Volta Nord, Erlenmatt, Westfeld, Rosental, Wolf, 
Walkeweg, Dreispitz Nord, City Gate, Grosspeter, Postreiter und Radiostudio. 

2. Die entsprechenden öffentlich getragenen Investitions- und Folgekosten sind nach Infrastrukturbereiche 
aufzuschlüsseln. Als Infrastrukturen werden insbesondere folgende Bereiche verstanden. 
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Abwasserentsorgung, Wasserversorgung, Energieversorgung, Abfallentsorgung, Telekommunikation, 
Bildungseinrichtungen, öffentliche Frei- und Parkflächen, Strassen und Verkehrsinfrastrukturen. 

3. In den entsprechenden Berechnungen ist der Anteil der teilausgelagerten Betriebe getrennt auszuweisen. 

Ivo Balmer 
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